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1. Praambel
Unsere Vision

Im solidarischen Frankfurt von morgen
wird gesellschaftliche Teilhabe fiir alle
Menschen garantiert. Die ABG sorgt
wirklich flr bezahlbaren Wohnraum
und die Mieten sinken. In der Stadt
entstehen neue, tariflich abgesicherte
Arbeitsplatze. Frankfurt ist sanktions-
freie Kommune, hat eine klimafreund-
liche Infrastruktur und nennt sich nicht
nur symbolisch ,sichere Hafenstadt".
Diejenigen, die Unterstitzung benoti-
gen, nehmen mit erhobenem Kopf am
Leben teil.

Alle Menschen haben Zugang zu einer
guten Gesundheitsversorgung in offent-
licher Hand. Die menschenunwirdigen
Zusténde bei der Auslanderbehorde
wurden beendet und alle stadtischen

Praambel

Stellen setzen sich aktiv fir die Gleich-
berechtigung der Geschlechter ein.

Im offentlichen Nahverkehr gilt der
Nulltarif, es gibt neue StraBenbahnli-
nien und mehr Querverbindungen von
Bussen. Die autofreie Innenstadt bietet
mehr Raum fiir FuBgénger*innen, Rad-
fahrende und Griinanlagen. Die VGF
fahrt mit erneuerbaren Energien und
auch das Heizkraftwerk West wird nicht
mehr mit fossilen Brennstoffen betrie-
ben. Auf immer mehr Dachern Frank-
furts wird Solarstrom gewonnen. Durch
geblhrenfreie Kinderbetreuung und Ge-
meinschaftsschulen fir alle Kinder von
der ersten bis zur zehnten Klasse sind
die Bildungschancen flr unsere Kinder
besser geworden.

b €%
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Praambel

Nur eine Utopie? Finden wir nicht. Sondern konkrete politische

Ziele!

Was wir aber jeden Tag erleben, ist,
dass das Profitprinzip regiert - welt-
weit, aber auch und gerade in Frank-
furt. Wahrend viele Frankfurter*innen
unter prekarer Beschaftigung und
steigenden Mieten &chzen, machen
Banken und Miethaie gute Geschéfte.
Immobilienspekulation boomt, Mieten

hohen Kosten leben die meisten fiir die
Arbeit, anstatt fur ein gutes Leben zu
arbeiten. Und die Kluft zwischen Arm
und Reich vertieft sich: Im Schatten
der Frankfurter Bankentlirme lebt bei-
nahe jedes vierte Kind von Hartz IV.
Auch die Corona-Krise hat die am
meisten Benachteiligten am hértes-

steigen ins Unermess- ten getroffen. Noch
liche, Luxussanierun- Im Schatten immer leiden Tausen-
gen und Verdrangung der Frankfurter de Frankfurter*innen
zerstoren  gewachsene .. unter Kurzarbeit, Ein-
Strukturen. Die Stadt Bank_enturme lebt kommenseinbuBen
wichst und die &ffentli- beinahe jedes und  Arbeitslosigkeit.
che Infrastruktur kommt vierte Kind von Beschiftigte in  sys-
kaum hinterher: Der Nah- Hartz V. temrelevanten Berufen

verkehr platzt aus allen
Nahten, die StraBen sind
verstopft. Es gibt mehr Geburten, aber
weniger Hebammen, mehr Kinder und
zu wenige Erzieher*innen, die Jugend-
hilfe wird zusammengestrichen. Ras-
sismus und rechte Hetze machen sich
auch in Polizei und Romer breit und be-
fordern die Spaltung der Stadt.
Freiraume sind knapp: Ob Kunst,
Kultur, soziales Miteinander oder Frei-
zeitgestaltung - auf fast allem klebt in
Frankfurt ein Preisschild. Wegen der

wurden beklatscht,

erhielten aber keinen
Cent mehr Lohn. Fir diejenigen, die
unbezahlt Kinder und Pflegebediirftige
betreuen und Nachbarschaftshilfe leis-
ten, blieb die Anerkennung aus. Doch
statt sich um die Sorgen und Existenz-
angste der Menschen in der Stadt zu
kiimmern, kindigte der CDU-Kamme-
rer noch wahrend des Lockdowns Aus-
gabenkirzungen im stadtischen Haus-
halt an. Solche Streichungen treffen
die Schwachsten der Gesellschaft.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021



Liebe Frankfurter*innen,

Frankfurt hat Zukunft. Die Frage ist
nur: fir wen? Fiir uns ist die Antwort
klar: Unsere Stadt ist fiir alle Men-
schen da, nicht fiir den Profit einiger
weniger. Wir streiten fiir eine Politik
im Interesse der Vielen und nicht der
Wenigen; international und auch in
Frankfurt.

Dazu missen wir uns mit den Mach-
tigen anlegen: mit groBen Immobilien-
konzernen, die Millionenprofite {iber
das Wohl der Mieter*innen stellen. Mit
Banken, die vom Standort Frankfurt
profitieren, sich aber nicht angemessen
an der Finanzierung der offentlichen
Aufgaben beteiligen wollen. Und mit ei-
ner Romer-Koalition aus CDU, SPD und
Grinen, die der zunehmenden sozialen
Spaltung tatenlos zusieht.

Deshalb brauchen wir eine starke LIN-
KE, die das Profitprinzip zurlickdrangt
und fiir eine solidarische Gesellschaft
kampft. Uberall und auch im Romer.
Eine starke LINKE, die mit Dir gemein-
sam Druck fur mehr soziale Gerechtig-
keit macht. Wir delegieren Politik nicht
an Parlamente und Regierungen. Wir
machen nicht stellvertretend fiir die
Menschen Politik, sondern mit ihnen.
Wir sind Teil von sozialen Bewegungen
gegen Mietenwahnsinn und Klimakri-
se. Wir unterstitzen gewerkschaftliche
Kémpfe und arbeiten in Biindnissen

Praambel

fur ein weltoffenes und solidarisches
Frankfurt. Alle sind eingeladen, mit uns
fur eine bessere Gesellschaft zu kdmp-
fen. Denn nur mit Druck von unten kon-
nen wir eine andere Politik durchsetzen.

DIE LINKE wird in der Stadtverordne-
tenversammlung jeder Verbesserung
der Lebensbedingungen in Frankfurt
zustimmen und jede Verschlechterung
entschieden bekampfen. Daflr suchen
wir auch die Zusammenarbeit mit all
jenen, mit denen ein echter Politik-
wechsel hin zu einem sozial-6kologi-
schen Umbau moglich ist. Aber Regie-
ren ist flr uns kein Selbstzweck: An
einer Stadtregierung, die Sozialabbau,
Kiirzungspolitik, Privatisierungen oder
Arbeitsplatzabbau betreibt, werden wir
uns nicht beteiligen. DIE LINKE steht fir
eine Politik im Interesse der Mehrheit
der Frankfurter*innen.

Die anderen Parteien wollen, dass Du
Deine Stimme nur abgibst. Wir wollen
gemeinsam unsere Stimmen erheben:
Damit aus dem Wunsch nach einer so-
lidarischen Stadt der Zukunft Wirklich-
keit werden kann - und aus der reichen
Stadt Frankfurt auch eine Stadt fiir alle
wird.

Holen wir uns die Stadt zuriick!

Frankfurt am Main, 24. Oktober 2020

W€ o
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Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

2. Bezahlharer Wohnraum fiir alle!

Am Frankfurter Wohnungsmarkt zeigt
sich die gesellschaftliche Spaltung in
Arm und Reich besonders deutlich: Es
herrscht ein eklatanter Mangel an be-
zahlbarem Wohnraum.

Die Mieten steigen immer weiter und
die Zahl der Sozialwohnungen nimmt
ab, da kaum neue gebaut wurden und
viele Sozialbindungen auslaufen. Um
den tatsachlichen Bedarf zu decken,
fehlen schatzungsweise

dass kein Haushalt mehr als ein Drittel
des Nettoeinkommens fiir die Miete
zahlen soll. Dazu mussen vor allem be-
zahlbare Wohnungen gebaut werden
- insbesondere von der stadtischen
Wohnungsbaugesellschaft. Neue Woh-
nungen durfen nicht langer vor allem
im hochpreisigen Segment entstehen.
Da Grund und Boden nicht unbe-
grenzt zur Verfligung steht, muss die
Wohnungspolitik ~ dem

70.000 offentlich gefor- Wohnungspolitik muss freien Spiel der Kréfte
derte Wohnungen. Wer dem freien Spiel der des Marktes entzogen
sich seinen Stadtteil Krifte des Marktes werden. Immobilienkon-

nicht mehr leisten kann,
wird an den Stadtrand,
ins Umland oder in die
Wohnungslosigkeit verdrangt. Frank-
furt braucht eine grundlegend andere
Wohnungsbaupolitik.

Linke Wohnungspolitik folgt dem Ziel,

2y,

entzogen werden

zerne und Spekulation
schaffen keinen bezahl-
baren Wohnraum. Dafir
braucht es demokratische und soziale
Wohnungsbaugesellschaften in 6ffent-
lichem Eigentum. Mit den stadteige-
nen Wohnungsgesellschaften wie der

I Das solidarische Frankfurt von morgen erkampfen



Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

ABG hat die Stadt dafur die Ziigel in
der Hand. Was fehlt, ist der politische
Wille.

DIE LINKE kampft an der Seite zahl-

reicher Initiativen flr bezahlbaren
Wohnraum und gegen Verdréangung
und horrende Mieten. Unser gemein-
sames Ziel ist eine Stadt fir alle.

Mehr sozialer Wohnraum fiir Frankfurt!

Die Halfte aller Mieter*innen in Frank-
furt hat Anspruch auf eine Sozialwoh-
nung mit Mietpreisen von hochstens
6,50 Euro pro Quadratmeter. Mehr als
10.000 Haushalte stehen beim Amt
fur Wohnungswesen auf der Warteliste
fur eine Sozialwohnung. Wir brauchen
also mehr Sozialwohnungen in Frank-
furt!

Stattdessen sinkt die Zahl der Sozial-
wohnungen drastisch: Bis 2022 wer-

den weitere 4.500 Wohnungen aus der
zeitlich befristeten Mietpreisbindung
fallen. Dann gibt es weniger als 18.000
Sozialwohnungen in Frankfurt. An-
fang der 1990er Jahre waren es noch
rund 70.000! Gegen den drastischen
Schwund an bezahlbarem Wohnraum
wollen wir etwas tun: den Bestand an
Sozialwohnungen erhalten - und neue
Sozialwohnungen bauen.

DIE LINKE fordert:

>

275 Mio. Euro jahrlich fiir bezahlbaren Wohnraum zur Verfligung zu stel-
len. Bisher sind es nur 45 Mio. Euro, die noch nicht einmal vollstandig
ausgegeben werden.

Neubau von mindestens 2.500 Einheiten jahrlich im sozialen Wohnungs-
bau, vor allem durch die stadteigenen Wohnungsbaugesellschaften.
Dauerhafte Sozialbindung bei o&ffentlichen Sozialwohnungen. Die Bin-
dungsfristen von anderen Sozialwohnungen missen deutlich verlangert
werden. Was einmal als Sozialwohnung gebaut wurde, soll fiir immer eine
Sozialwohnung bleiben.

Forderung und Bau von Wohnheimen fiir Studierende und Auszubildende.
Die Miethohe darf dabei die BAf6G-Wohnpauschale, die momentan bei
325 Euro im Monat liegt, nicht Gberschreiten.

Auf Bundesebene muss die Wohngemeinniitzigkeit wieder eingefiihrt wer-
den, d. h. die Forderung gemeinnitziger Wohnungsunternehmen und -ge-
nossenschaften, die nicht profitorientiert agieren und deren Hauptziel die
Bereitstellung preisglinstigen Wohnraums ist.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021



Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

Stadteigene Wohnungsgesellschaften starken

Die Stadt Frankfurt besitzt Anteile an
drei Wohnungsgesellschaften: der ABG
Frankfurt Holding, der Nassauischen
Heimstatte (NH) und der GWH. Der
Auftrag dieser 6ffentlichen Wohnungs-
gesellschaften ist eine ,,sozial verant-
wortbare Wohnraumversorgung der
breiten Schichten der Bevélkerung*
(laut Gesellschaftervertrag/Satzung).

Statt diesem Auftrag gerecht zu
werden, bauen die 6ffentlichen Woh-
nungsgesellschaften inzwischen
uberwiegend teure Wohnungen. Die
Nassauische Heimstatte baut bei-
spielsweise Eigentumswohnungen im
Europaviertel. Immer 6fter arbeiten NH
und ABG mit Privatinvestoren zusam-
men und privatisieren dabei Grundsti-
cke. Damit beteiligen sich offentliche
Wohnungsgesellschaf-
ten am Ausverkauf der

Im Jahr 2018 machte die ABG einen
Gewinn von 112,7 Mio. Euro. Davon
schiittet sie noch Gelder an den stad-
tischen Haushalt aus, und die Eigen-
kapitalquote hat sich in den letzten
20 Jahren fast verdoppelt. Hier muss
die Stadt Frankfurt als Eigentimerin
umsteuern und dafiir sorgen, dass die
Gewinne der ABG in neuen bezahlba-
ren Wohnraum reinvestiert und durch
Mietsenkungen an die Mieter*innen
weitergegeben werden.

Die ABG muss wieder zu dem werden,
was sie laut ihrer Satzung sein sollte:
eine Gesellschaft zur Versorgung mitt-
lerer und unterer Einkommensschich-
ten mit preiswertem Wohnraum.

Seit 2017 gilt bei der ABG der Mie-
tenstopp: Die Miete darf nur um maxi-

mal ein Prozent pro
Jahr steigen. Das ist

Stadt! ein Erfolg der Miet-

Fast ein Viertel der Fast ein Viertel der Initiativen, die fir
Frankfurter ~ Bevolke-  Frankfurter Bevélkerung  den  Mietenstopp
rung wohnt in einer der ~ Wohnt in einer der 53.000  geksmpft  haben.
53.000  Wohnungen Wohnungen der ABG Bisher gilt der Mie-

der ABG. Damit hat
die Stadt eine enorme
Einflussmoglichkeit auf
den Wohnungsmarkt in Frankfurt, die
sie jedoch nicht im Sinne des Allge-
meinwohls nutzt: Die Mieten steigen
und damit auch die Gewinne der ABG.

2y,

tenstopp allerdings
nur bei der ABG und
eingeschrankt  bei
der Nassauischen Heimstatte.
Im Herbst 2018 haben mehr als
25.000 Frankfurter*innen fir den
Mietentscheid Frankfurt unterschrie-

I Das solidarische Frankfurt von morgen erkampfen



Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

ben. Sie fordern einen Biirger*innen-
Entscheid, der zu mehr bezahlbarem
Wohnraum bei der ABG filihren wiirde.
Die Koalition lehnt eine demokratische
Mitsprache der Frankfurter*innen ab
und versucht, den Birger*innen-Ent-
scheid mit allen Mitteln hinauszu-

zogern und zu blockieren. DIE LINKE
hat den Mietentscheid von Beginn an
unterstitzt und kampft gemeinsam
mit den Uber 45 unterstltzenden Mie-
ter*innen-Initiativen, Gewerkschaften
und Verbanden fir die Umsetzung von
dessen Forderungen.

DIE LINKE fordert:

>

Mehr sozialen Wohnraum mit einer sozial ausgerichteten ABG und den an-
deren offentlichen Wohnungsgesellschaften. Die 6ffentlichen Wohnungs-
gesellschaften mussen die Mieten senken und in bezahlbare neue Woh-
nungen investieren - statt Millionengewinne zu erwirtschaften.
Mietentscheid umsetzen! Wenn &ffentliche Wohnungsgesellschaften bau-
en, sollen zu 100 Prozent geférderte Wohnungen entstehen. Fiir ABG-Mie-
ter*innen, die Anspruch auf eine Sozialwohnung haben, jedoch eine ho-
here Miete zahlen, wird die Miete entsprechend gesenkt. Frei werdende
Wohnungen werden zu den Bedingungen des geférderten Wohnens weiter-
vermietet.

Eine massive Aufstockung des 6ffentlichen Wohnungsbestands durch die
konsequente Nutzung von Vorkaufsrechten und die Rekommunalisierung
ehemals 6ffentlicher Wohnungen.

Kein Neubau von Eigentumswohnungen durch die 6ffentlichen Wohnungs-
gesellschaften. Kein Verkauf von Wohnungen in o6ffentlichem Eigentum wie
z. B. von der Nassauischen Heimstéatte in Westhausen.

Keine Zwangsraumungen aus Wohnungen von 6ffentlichen Wohnungsge-
sellschaften.

Die Geschéfte der Wohnungsgesellschaften missen transparent ablaufen
statt hinter verschlossenen Turen.

Eine Demokratisierung der stadteigenen Wohnungsgesellschaften. Dazu
gehoren auch die Mitbestimmung der Mieter*innen durch Mieter*innen-
beirate und ihre Vertretung in Aufsichts- und Kontrollgremien.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021



Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

Mieter*innen nicht verdrangen, sondern schiitzen!

Viele Menschen bezahlen die Halfte
ihres Einkommens oder mehr fiir die
Miete. Versprechen, die z. B. mit der
Mietpreisbremse gemacht worden
sind, sind nicht erfillt worden. Mit der
Corona-Krise hat sich die Situation fiir
viele Mieter*innen weiter verscharft.

Mietpreise von 15 Euro pro Quadrat-
meter sind keine Seltenheit, und hohe
Nebenkosten kommen oft noch hinzu.
Fir Normalverdienende ist es kaum
moglich, eine Wohnung
in Frankfurt zu finden.
Alleinerziehende, Ar-
beitslose, Auszubilden-
de, Rentner*innen wer-
den erst recht de facto
vom  Wohnungsmarkt
ausgeschlossen. Um die Wohnung
nicht aufgeben zu missen, sparen vie-
le Mieter*innen nach einer Mieterho-
hung an den Lebensmitteln oder ande-
ren Gltern des taglichen Bedarfs, da
ein Umzug wegen der hohen Mietprei-
se ausgeschlossen ist. Auf das soziale
Umfeld im Stadtteil - Nachbar*innen,
Freund*innen, Nahverkehr, die Apo-
theke um die Ecke - sind viele ange-
wiesen. Wir wollen, dass Mieter*innen
in Frankfurt nicht aus ihrem Lebens-

Kein Haushalt soll
mehr als ein Drittel des
Nettoeinkommens fiir die
Miete zahlen

umfeld verdréngt werden!

Der Mietspiegel ist zur Begrenzung
der Mieten unbrauchbar, denn er wird
nicht aus allen Mieten, sondern nur
aus den Mietéanderungen der letzten
vier Jahre ermittelt. Da die nicht erhéh-
ten Wohnungsmieten unbertcksichtigt
bleiben, gelingt es so nicht, fir eine
sozialvertragliche  Mietpreisentwick-
lung zu sorgen. Vielmehr orientieren
Vermieter*innen an dem steigenden
Mietspiegel ihre Miet-
erhohungen.

Obwohl in Frankfurt
ein groBer Mangel an
bezahlbarem  Wohn-
raum herrscht, lassen
Eigentimer*innen
Wohnhéauser leer stehen. Die Landes-
regierung hat der Wohnungsspekula-
tion Tlr und Tor gedffnet, weil sie die
Landesverordnung, die Leerstand ver-
hindern kann, auBer Kraft gesetzt hat.

Die Mietgesetze auf Bundesebene
mussen geandert werden, um Mie-
ter*innen besser zu schitzen und ihre
Rechte zu starken. Dafiir setzt sich DIE
LINKE ein mit dem Ziel, dass kein Haus-
halt mehr als ein Drittel des Nettoein-
kommens fiir die Miete zahlen soll.

b €%
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Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

DIE LINKE fordert:

>

Mieter*innen mussen per Milieuschutzsatzungen vor der Verdrangung aus
ihren Stadtteilen geschutzt werden: Neue Milieuschutzsatzungen missen
erlassen, die bestehenden Kriterien verschérft und transparent gemacht
sowie das Vorkaufsrecht der Stadt konsequent genutzt werden.
Mietpreistiberhéhung - z. B. wegen Moblierung - und VerstoBe gegen die
Mietpreisbremse muissen konsequent geahndet werden.

Der néachste Mietspiegel 2022 darf kein Mieterhohungsspiegel mehr sein.
Alle Mieten missen aufgenommen werden und nicht nur solche, die in den
letzten sechs Jahren erhoht wurden.

Einen Mietendeckel, damit Mieter*innen keine drastischen Mietsteigerun-
gen mehr flirchten missen. Dafiir machen wir Druck auf Landesebene,
damit das notige Gesetz vom Hessischen Landtag erlassen wird.

Das Land Hessen muss das Wohnraumzweckentfremdungsverbot, mit
dem z. B. Leerstand verhindert werden kann, wieder in Kraft setzen.

Bei der Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentumswohnungen muss
der Kiindigungsschutz von finf Jahren wieder auf zehn Jahre verlangert
werden.

Die Kosten von Modernisierungen dirfen nicht den Mieter*innen aufgelas-
tet werden.

Verbrauchsunabhéngige Nebenkosten - wie die Grundsteuer, Gebaude-
und Haftpflichtversicherung - dirfen nicht langer auf die Mieter*innen
umgelegt werden kénnen.

Enteignung und Vergesellschaftung von groBen Immobilienkonzernen - wie
z.B. Vonovia oder Deutsche Wohnen. Laut Grundgesetz (Art. 14 und 15) ist
das moglich und geboten, wenn mit Eigentum Missbrauch zum Schaden
der Allgemeinheit getrieben wird.
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Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

Grund und Boden dem Markt entziehen - Kein Verkauf von

offentlichen Grundstiicken!

Grund und Boden ist nicht vermehr-
bar. Die Verfligungsmacht dariber
darf nicht dem Markt (Gberlassen
werden. Mit dem Verkauf von Grund-
sticken Ubertragt die Stadt Frankfurt
aber immer mehr Flachen privaten
und institutionellen Investoren. Allein
seit 2016 sind mehr als 60.000 Qua-
dratmeter Flache von der
Stadt verkauft worden.
Das entspricht der Fla-
che von etwa sieben FuB-
ballfeldern.

Die Verkdufe finden
meist ohne Mitsprache
oder Kenntnis der Offent-
lichkeit statt - teilwei-
se werden nicht einmal
die gewahlten Stadtver-
ordneten dartber informiert. Grund-
stlicksverkdufe tatigt die Stadt lber
die stadteigenen Gesellschaften wie
die ABG, KEG, Rebstock Projektgesell-
schaft mbH, Dom Romer GmbH, usw.
Zudem besitzen stadtnahe Stiftungen
wie der Allgemeine Almosenkasten
viele Grundstiicke und betreiben Ge-
schafte damit. Auch diese Grund-
stiicksgeschafte werden hinter ver-
schlossenen Tiren abgewickelt.

Ein prominentes Beispiel ist das Ge-

Allein seit 2016 sind mehr
als 60.000 Quadratmeter
Fldche von der Stadt
verkauft worden. Das
entspricht der Fldache von
etwa sieben FuBballfeldern

lande des alten Polizeiprasidiums: In
Zusammenarbeit mit dem Land Hes-
sen hatte die Stadt Frankfurt durch ein
entschlossenes Vorgehen dort bezahl-
baren Wohnraum per Bebauungsplan
sichern konnen. Stattdessen verkauf-
te das Land Hessen das Gelande fir
212,5 Millionen Euro an einen privaten
Investor.

Auf dem Cam-
pus Bockenheim,
der eigentlich zum
»Kulturcampus*
werden sollte,
wurden auf ehe-
mals offentlichen
Grundstticken bis-
her hauptséchlich
Luxusapartments,
Blros und ein Hotel gebaut. Eine sozi-
ale Wohnungspolitik sieht anders aus!

Wir wollen eine vorausschauende,
langfristige Bodenpolitik durchsetzen
und setzen uns bundesweit dafiir ein,
dass Gewinne aus Bodenspekulation
steuerlich komplett abgeschopft wer-
den. Die Stadt Frankfurt soll wieder
vermehrt Flachen kaufen statt zu ver-
kaufen. Der Ausverkauf der Stadt muss
aufhdren - wir wollen eine Stadt fir
Menschen, nicht fiir Investor*innen!

b €%
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Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

DIE LINKE fordert:

>

>

Kein Verkauf von Grundstiicken durch die Stadt, stadteigene Gesellschaf-
ten oder stadtnahe Stiftungen.

Grundstiickspolitik 6ffentlich und transparent machen.

Offentliche Grundstiicke nur per Erbbaurecht mit Riickkaufsrecht und
unter Festschreibung von sozialen und gemeinniitzigen Konditionen an 6f-
fentliche Wohnungsgesellschaften, Genossenschaften und gemeinschaft-
liche Wohnprojekte vergeben.

Vorkaufsrecht der Stadt im Geltungsbereich von Milieuschutzsatzungen
nutzen, um Luxussanierung und Spekulation zu verhindern.

Mehr Geld und ausreichendes Personal, um Flachen zu kaufen und das
Vorkaufsrecht nutzen.

Die Grundstiicke um den ehemaligen Campus Bockenheim muissen ge-
nutzt werden, um bezahlbaren Wohnraum und Raume fiir Kultur und Be-
gegnungen zu schaffen.

Auf Bundesebene: Das Grunderwerbssteuerschlupfloch ,Shared Deal®
beim Weiterverkauf von Grundstiicken zwischen GmbHs abschaffen und
Gewinne durch Bodenspekulationen steuerlich abschopfen.

Fiir eine solidarische Stadtentwicklung - sozial, 6kologisch und

barrierefrei!

Fast alle Parteien haben ,Bauen!
Bauen! Bauen!* als Schlachtruf der
Wohnungspolitik entdeckt. Wir finden:
Neubau allein I6st die Probleme nicht.
Entscheidend ist, was und fiir wen ge-
baut wird.

In Frankfurt wird viel gebaut. Doch
die neuen Wohnungen entstehen fast
ausschlieBlich im hochpreisigen Seg-
ment - sowohl auf neu erschlossenen
Flachen als auch durch Nachverdich-
tung und Aufstockung bestehender
Gebaude. 20 Euro Kaltmiete pro Quad-
ratmeter sind im Neubau keine Selten-
heit.

In der Vergangenheit wurden mas-
senhaft Chancen vertan, um durch
Neubau bezahlbaren Wohnraum zu
schaffen. So ist z. B. im Europaviertel,
auf dem Riedberg, im Westhafenvier-
tel, im Ostend rund um die EZB, auf
dem Campus Bockenheim und in der
Neuen Altstadt zwar neuer, aber teurer
Wohnraum geschaffen worden.

Auch die Wohnungen, die in der Pla-
tensiedlung durch Aufstockung und
Nachverdichtung entstehen, sind teil-
weise doppelt so teuer wie die Be-
standswohnungen. Diese Wohnungen
fihren nicht zu einer Entspannung der
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Situation auf dem Wohnungsmarkt, im
Gegenteil: Sie treiben die Mieten in
den umliegenden Gegenden hoch.

Geplant wird an den Birger*innen
vorbei - in nicht-6ffentlichen Sitzun-
gen. Die neuen Stadtviertel sind zu
groBen Teilen Uberteuert, gesichtslos,
grau und autolastig.

Aus diesen Fehlern muss die Politik
endlich lernen und Platz fiir bezahlba-
res Wohnen schaffen
statt fir immer mehr
Luxustirme und ex-
klusives Wohnen fir
Reiche. Ohne ver-
bindliche Quoten und
Vorgaben wird auch
der geplante neue
Stadtteil im Nordwes-
ten den Mangel an
bezahlbarem Wohnraum nicht lindern.

Der Baulandbeschluss der Romer-
Koalition geht dazu langst nicht weit
genug. Die Quote geférderten Wohn-
raums muss deutlich erhoht werden
- zumindest auf die 68 Prozent der
Frankfurter Miethaushalte, die An-
spruch auf eine geforderte Wohnung
haben. Zudem darf &ffentlichen Woh-
nungsgesellschaften nicht der Bau von
Eigentumswohnungen vorgeschrieben
werden. Eine klimagerechte Stadtent-
wicklung sollte als verbindliches Ziel
festgeschrieben werden.

Auch das Stadtentwicklungskonzept
»Frankfurt 2030“ aus dem Jahr 2019
zeigt keinerlei Willen zu Veranderun-
gen in der Stadtplanung. Dabei wer-
den auch die 6kologischen Belange im
Neubau vernachléssigt, z. B. wenn die

2y,

Mit viel Miihe erarbeiten
Stadtteilinitiativen konstruktive
Lésungen, die dann nicht
umgesetzt werden. Das ist
nicht der richtige Weg fiir eine
demokratische Stadtplanung
im Interesse der Mehrheit der
Menschen

Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

Griine Lunge am Glinthersburgpark im
Nordend Uberbaut werden soll oder
die Planung von Brauchwassernetzen
als zu umstandlich abgetan wird.

Die Verwendung nachhaltiger Bau-
stoffe, geringer Energieverbrauch,
Photovoltaik und Solarthermie, Sen-
sibilitat fir Artenschutz und die Be-
ricksichtigung von Grinflachen und
Luftstromen - all das wird in Frankfurt
zu gering oder gar
nicht bertcksich-
tigt. Das wollen wir
andern.

Wir stehen fiir ein
Frankfurt, in dem
alle  gemeinsam
und solidarisch
leben konnen. So-
zial-6kologisch
Bauen beinhaltet fiir DIE LINKE Bar-
rierefreiheit: Die barrierefreie Stadt
bedeutet, dass Hindernisse im offent-
lichen Raum abgebaut werden, damit
alle Menschen die Stadt gleichberech-
tigt nutzen kénnen - ob an Kriicken,
mit dem Kinderwagen, sehbehindert
oder blind, mit groBem Gepéack oder
im Rollstuhl. Die Barrierefreiheit bei
Wohnungsbauprojekten darf nicht an
der Haustiir aufhoren!

Die Anwohner*innen kennen ihren
Stadtteil oft am besten und doch wird
meistens uber ihre Kopfe hinweg ent-
schieden. Mit viel Milhe erarbeiten
Stadtteilinitiativen konstruktive Losun-
gen, die dann nicht umgesetzt werden.
Das ist nicht der richtige Weg fir eine
demokratische Stadtplanung im In-
teresse der Mehrheit der Menschen.
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Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

Stattdessen sollen Birger*innen in-
formiert, angehort und ihre Ideen und
Warnungen bericksichtigt werden.
Der ,Stadtteil der Quartiere* im
Norden von Praunheim und der Nord-
weststadt wird nicht begrift. Auch

wenn die Notwendigkeit gesehen wird,
weitere Flachen fiir eine Wohnbebau-
ung auszuweisen, so sind die jetzt be-
planten Flachen aus Griinden des Na-
tur-, Wasser- und Klimaschutzes fiir die
angrenzenden Stadtteile ungeeignet.

Sollte es dennoch zu einer Bebauung kommen, so ist nur unter den fol-
genden Voraussetzungen eine Zustimmung der Linken moglich:

+

Frankfurts Flachen sind begrenzt. Um

Klima-, Wasser- und Naturschutz missen so berlcksichtigt werden, dass
fur die angrenzenden Stadtteile keine klimatischen Nachteile entstehen
und die vorhandenen Kaltluftschneisen weiterhin Bestand haben. Das
Problem der Abgasbelastung sowie der ibrigen Schadstoffe durch die
Autobahn A5 mussen gelost werden.

Die Verlegung der Hochspannungsleitungen muss erfolgen.

Die Infrastruktur muss vor Beginn der Wohnbebauung geschaffen wer-
den. Vor allem die ErschlieBung des Baugebietes durch Anbindung an die
geplanten Bahnstrecken und das U-Bahnnetz muss vor Beginn der Bau-
maBnahmen erfolgen.

Dem groBen Bedarf an preisglinstigem Wohnraum muss Rechnung getra-
gen werden, indem je zu einem Drittel Sozialwohnungen und Wohnungen
nach dem Mittelstandsprogramm, daruber hinaus Flachen fir genossen-
schaftliches und gemeinschaftliches Wohnen ausgewiesen werden. Es
sollen keine Eigentumswohnungen entstehen.

Der notwendige Larmschutz darf nicht durch den Bau von Sozialwohnun-
gen hergestellt werden. Eine optimale Losung ist nur méglich mit einer
Einhausung der Autobahn.

geben. Es ist deshalb zentral, mit dem

die klimabedeutsamen Griinflachen
und Frischluftschneisen zu erhalten,
muss es eine Grenze fir die Bebauung

Umland in Gesprachen auf Augenhdhe
den Dialog fiir eine Wohnraumpolitik in
der Region zu fiihren.
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Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

DIE LINKE fordert:

» Neubau nur sozial und dkologisch - Mehr Mitsprache und Transparenz
beim Bauen.

> Bei neuen Baugebieten miissen mindestens 68 Prozent der Wohnbaufl&-
chen mit geférderten Wohnungen bebaut werden - dies entspricht dem
Anteil der Frankfurter Miethaushalte, die Anspruch auf eine geforderte
Wohnung haben. Sofern die zu bebauenden Grundstiicke in offentlicher
Hand sind, sollen zu 100 Prozent geférderte Wohnungen entstehen, davon
mindestens 50 Prozent Sozialwohnungen.

> Auch Bebauungen in Bauliicken, die nach §34 BauGB genehmigt werden,
miissen auf ihre soziale und Okologische Vertraglichkeit gepriift und das
Genehmigungsverfahren transparent gestaltet werden.

> Die Miethdhe der Bestandsmieten muss bei Nachverdichtungen erhalten
bleiben.

> Nachverdichtungen diirfen nur mit entsprechender Erweiterung der so-
zialen, kulturellen und 6kologischen Infrastruktur genehmigt werden, z.
B. Jugend- und Sozialzentren, Haltepunkt des &ffentlichen Nahverkehrs,
Schulen, Kindertagesstatten, Grin- und Gartenflachen.

> Bei der Schaffung neuen Wohnraums ist konsequent darauf zu achten,
dass keine Barrieren entstehen. Neubauten missen von vornherein barrie-
refrei konzipiert werden, und bei Umbauten ist auf den Abbau von Barrie-
ren unbedingt zu achten.

> Vor jeglicher Bebauung miissen die Auswirkungen auf das Klima und die
Artenvielfalt analysiert und ein Konzept zu moglichst geringer Einwirkung
auf vorhandene Luftstrome vorgelegt werden. Neubauten sollen nach
Méglichkeit den Zugang zum Fernwédrmenetz erhalten.

> Wenn Flachen versiegelt werden, muss als Ausgleich entsiegelt werden.
Keine Bebauung des Griinglirtels und der noch nicht versiegelten Flachen
an der Grinen Lunge im Nordend.

> Bei neuen Bauprojekten muss auf die Verwendung nachhaltiger Baustoffe
und einen moglichst geringen Energieaufwand geachtet werden.

> Der Wasserverbrauch neuer Geb3dude muss moglichst gering sein und bei
groBeren Projekten ein eigenes Brauchwassernetz installiert werden.

> Alle geeigneten stadtischen Décher und Freifldchen (auch der Tochterun-
ternehmen und stadtischen Beteiligungsgesellschaften) werden bis 2025
mit der maximalen Auslastung an Solaranlagen (Fotovoltaik oder Solar-
thermie) bestiickt. Wo eine Solaranlage nicht installiert werden kann, soll
eine Dachbegriinung geprift werden.

2,
.WLMLDas solidarische Frankfurt von morgen erkdmpfen 21



Bezahlbarer Wohnraum fiir alle
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Neue Bauprojekte sind hauptsachlich tber nachhaltige Formen der Mobili-
tat zu erschlieBen und an den &ffentlichen Nahverkehr anzuschlieBen.
Neue Baugebiete und bestehende Planungen missen von Anfang an trans-
parent gemacht werden.

Konstruktive und friihzeitige Einbeziehung der Birger*innen in Bauplanun-
gen vor Ort.

Genossenschaften und Wohnprojekte stirken

Genossenschaften sichern aufgrund
ihrer basisdemokratischen Strukturen
eine bezahlbare Wohnraumversor-
gung ihrer Mitglieder. Damit leisten sie
einen wichtigen Beitrag fir das Frank-
furter Wohnungswesen, den es zu un-
terstltzen gilt. Das Netzwerk Frankfurt
fur gemeinschaftliches Wohnen unter-

stutzt Menschen, die gemeinschaftlich
zu fairen Mieten wohnen wollen, und
koordiniert die Vergabe von Grund-
sticken nach dem besten Konzept.
Wir wollen diese genossenschaftlichen
und solidarischen Strukturen starken
und fordern.

DIE LINKE fordert:

>

>

Bei neuen Baugebieten 20 Prozent der Wohnbauflache fiir gemeinschaft-
liche Wohnformen zur Verfligung zu stellen.

Liegenschaftsfonds zur Férderung von gemeinschaftlichen Wohnprojekten
starken.

Bei neu gegriindeten Wohnprojektgruppen den Erwerb bzw. die Pacht von
Baugrund erleichtern, sofern sozialvertragliche Miethéhen gesichert sind
bzw.die Eigentumsrechte nicht profitorientiert weiterverduBert werden
konnen.

Die sogenannten Bestands- und Traditionsgenossenschaften werden durch
Fordermittel beim Erhalt preiswerten Wohnraums unterstiitzt.
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Bezahlbarer Wohnraum fiir alle

Obdachlosigkeit bekampfen - Menschenwiirdiges Wohnen fiir

alle sicherstellen

Durch Mieterhdhungen, Zwangsrau-
mungen, Gewalt in der Familie und
vielfaltige andere Umsténde verlie-
ren Menschen ihre Wohnung. Da es
kaum bezahlbaren Wohnraum oder ge-
forderte Wohnungen gibt, nimmt die
Wohnungslosigkeit in Frankfurt zu. Die
Frauenhduser sind tberfillt und kénnen
oft keine neuen Personen mehr aufneh-
men, weshalb insbesondere Frauen und
Madchen weiter in Gewalt-Wohnver-
haltnissen leben missen.

Viele Wanderarbeiter*innen, vor allem
aus den osteuropdischen Landern, le-
ben in beengten Unterkiinften mit pro-
blematischen hygienischen Bedingun-
gen. Wohnungslosen Familien stellt die
Stadt Unterkiinfte zur Verfiigung, die
beengt, teilweise gesundheitsgefahr-

dend und teuer sind. Das soziale Sicher-
heitsgefiihl einer Wohnung kénnen sie
nicht ersetzen.

Obdachlosigkeit sollte es in einer
reichen Stadt wie Frankfurt gar nicht
geben. Tatsachlich kommt es wegen
steigender Wohnungspreise, Zwangs-
raumungen und aus anderen Griinden
zu immer mehr und lédnger andauernder
Obdachlosigkeit. Dem stellen wir uns
entgegen, denn das Menschenrecht
auf eine angemessene Wohnung gilt
fur alle! In Stadten wie Dusseldorf oder
Berlin werden erste Pilotprojekte nach
dem Modell ,Housing First* erprobt,
bei dem die Prioritat ist, dass Obdach-
lose ohne jede Auflage in eine eigene,
langfristig gesicherte Wohnung einzie-
hen konnen.

DIE LINKE fordert:

>  Gute, bezahlbare Wohnungen fiir menschenwiirdiges Wohnen statt beeng-
ter Notunterkiinfte, Unterbringung in der B-Ebene von U-Bahn-Stationen und

StraBenobdachlosigkeit.

> Housing First“-Projekt gegen Obdachlosigkeit fiir Frankfurt.
»  Zwangsrdumungen aufgrund von Mietriickstdnden sowie Zwangsumziige
aufgrund von Hartz IV und Zwangsraumungen in die Obdachlosigkeit miissen

untersagt werden.

> Eine negative Schufa-Auskunft darf fir Wohnungsbaugesellschaften kein
Vorwand sein, um Wohnungssuchenden den Zugang zu angemessenem

Wohnraum zu versagen.

» Eine Unterkunft (Boardinghaus) fiir Wanderarbeiter*innen ist einzurichten,
da das Sozialgesetzbuch ihnen keinen Anspruch auf Unterbringung gewahrt.
Mit fester Adresse besteht ein Zugang zu sicheren Wohn- und Arbeitsverhalt-

nissen.

2y,
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Solidarisch wirtschaften - Gute Arbeit fordern

3. Solidarisch wirtschaften - Gute Arheit fordern

Die Wirtschaft soll dem Wohl der
Menschen dienen. Doch die Realitat
sieht fur viele Menschen leider anders
aus - auch in Frankfurt. Die Deregu-
lierung des Arbeitsmarktes hat Armut,
soziale Ausgrenzung, Sozialabbau und
Lohndumping verscharft.

In Frankfurt leben viele Menschen
in Armut. Im Schatten der Bankentiir-
me ist mittlerweile jedes fiinfte Kind
davon betroffen. Die
prekare Lage vieler Ge-
ringverdiener*innen,
Rentner*innen und

Im Schatten der
Bankentiirme ist

gung breitet sich aus. Es gibt auch in
der Metropole Frankfurt zu wenig gute
Arbeitsplatze.

Die Corona-Krise und ihre wirtschaft-
lichen Folgen haben die soziale Spal-
tung und die finanzielle Situation fur
viele Menschen durch Einkommens-
einbuBen und Arbeitsplatzverlust wei-
ter verscharft. Viele Menschen haben
ihre Minijobs verloren und erhalten
nicht mal Arbeitslosen-
geld I. Viele missen
dauerhaft von Kurzarbei-
tergeld leben oder ste-

Hartz-IV-Bezieher*in- "m/ttlerjwe//e/edes hen als Selbststandige
L fiinfte Kind von Armut . .
nen zeigt sich an der vor dem wirtschaftlichen
betroffen

hohen Anzahl von Be-
dirftigen, die Tafeln
und Suppenkiichen aufsuchen mis-
sen, um sich und ihre Familie zu ernah-
ren. Ungeschitzte prekédre Beschafti-

Ruin. Fir die Beschaf-
tigten, die als ,system-
relevant” zu Beginn der Krise offent-
lich gelobt und beklatscht wurden,
hat sich bisher nichts verbessert. Wir

b €%
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Solidarisch wirtschaften - Gute Arbeit fordern
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setzen uns dafir ein, dass die Folgen
der Krise fiir die Beschéftigten und
Selbststandigen wirt-
schaftlich und sozial
abgefedert  werden.
Die Krise darf nicht
dazu genutzt werden,
um Arbeitszeitregelun-
gen zu verschlechtern,
Sonntagsarbeit auszu-
weiten und andere Rechte von Arbeit-
nehmer*innen zu beschneiden. Ganz
im Gegenteil: Wir wollen die Wirtschaft
starker am Gemeinwohl ausrichten
und Beschéftigte besser schiitzen.

Gute Arbeit und Tarifvertrage statt
Befristungen und Niedriglohn!  Wir

Gute Arbeit und
Tarifvertrége statt
Befristungen und

Niedriglohn!

wollen zuséatzliche existenzsichern-
de, tariflich entlohnte und sozialver-
sicherungspflichtige
Arbeit schaffen. Zu-
gleich wollen wir pre-
kdre Beschaftigung,
insbesondere  Leih-
arbeit, Befristungen
und missbrauchliche
Werkvertragsarbeit
zuriickdréngen. Wir setzen uns flr eine
Arbeitszeitverkirzung, die Umvertei-
lung von Arbeit und eine Aufwertung
gesellschaftlich notwendiger, dem Ge-
meinwohl dienender Tétigkeiten ein,
wie in der Pflege, in den Kitas und im
sozialen Bereich.
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Solidarisch wirtschaften - Gute Arbeit fordern

Die Stadt Frankfurt muss Vorbild sein

Die Stadt Frankfurt muss als offent-
licher Arbeitgeber Vorbild sein und
mehr sozialversicherungspflichtige
Arbeitsplatze schaffen. Die Beschaf-
tigten im Offentlichen Dienst sind das

chen Gesundheitsdienst, in den Pla-
nungsamtern oder im sozialen Bereich.
Wir brauchen gute Arbeitsplatze im 6f-
fentlichen Dienst, mit guten Arbeitsbe-
dingungen und Lohnen.

Rickgrat dieser Stadt, ob im &ffentli-

DIE LINKE fordert:

> Unbesetzte oder neu ausgeschriebene Stellen bei der Stadt Frankfurt sind
zlgig (wieder) zu besetzen.

» Berufe im sozialen Bereich wie in den Kitas und in der Sozialarbeit miissen
aufgewertet und besser vergiitet werden.

»  Durch den Ausbau der stadtischen Verwaltung wollen wir einen besseren
Service fir die Frankfurterinnen und Frankfurter erreichen und neue Ar-
beitsplatze schaffen.

> Wiederherstellung, ggf. Neugriindung der Bau- und Betriebshéfe der Stadlt;
viele stadtische Arbeiten und Auftrage kénnen in Eigenregie Ubernommen
werden.

> Schaffung von Ausbildungsplatzen tber den eigenen Bedarf hinaus - gera-
de fiir Jugendliche, die nur schwer einen Ausbildungsplatz finden. Auch in
den Betrieben, die der Stadt Frankfurt gehdren oder an denen sie beteiligt
ist, sind Ausbildung und Beschaftigung auszuweiten.

>  Auszubildende, deren Ausbildung aufgrund der Corona-Krise gefahrdet ist,
brauchen Unterstiitzung und Angebote seitens der Stadt wie z.B. die Rea-
lisierung eines Azubi-Wohnheims.

> Langzeiterwerbslose sind verstérkt im offentlichen Dienst und in Unter-
nehmen im stadtischen Besitz, auch privatrechtlich organisierten, einzu-
stellen.

» Die Stadt Frankfurt muss Diskriminierung und Mobbing am Arbeitsplatz
entgegenwirken und eine sinnvolle und behindertengerechte Arbeitsorga-
nisation vorleben.

2,
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Verpflichtung zu Tariftreue, Nachhaltigkeit und sozialen

Standards

Die Stadt Frankfurt muss bei der Ver-
gabe offentlicher Auftrége gewahrleis-
ten und kontrollieren, dass soziale und
Okologische Standards eingehalten
werden. Alle Arbeiten im Auftrag der
Stadt missen nach Tarif bezahlt wer-
den. Unternehmen, die Tarifflucht be-

gehen, dauerhaft nicht ausbilden und
soziale und o©kologische Standards
missachten und deshalb billigere An-
gebote bei Ausschreibungen abgeben
konnen, diirfen keine offentlichen Auf-
trage erhalten.

DIE LINKE fordert:

» Unternehmen, die stadtische Auftridge erhalten, missen die tariflichen
Vereinbarungen anwenden, berufliche Ausbildung anbieten und umwelt-
schonende Standards einhalten. Dies muss auch fiir Subunternehmer si-

chergestellt werden.

» Die Stadt verpflichtet sich zur Ausfinanzierung der Kosten bei stédtischen
Auftragen und Zuschussen an freie Tréger, inklusive Tarifsteigerungen.

» Unternehmen, die aktive Gleichstellungspolitik, Anti-Diskriminierungs-
arbeit und Elternfreundlichkeit nachweisen, sind bei der Vergabe von Auf-

trégen zu bevorzugen.

» Die Kontrollen zur Tariftreue und zum Arbeitsschutz miissen verbessert
werden, so dass diese Standards auch tatsachlich eingehalten werden und
nicht durch Vergabe an Subunternehmen umgangen werden.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021
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Fiir eine aktive statt repressive Arbeitsmarktpolitik

Statt Erwerbslose zu sanktionieren, zwingen, braucht es einen respektvol-
zu gangeln und sie unter der standigen  len Umgang und echte Hilfsangebote
Androhung von Leistungskirzungen zu  zur Weiterqualifizierung und bei der
oft wenig sinnvollen MaBnahmen zu  Arbeitsplatzsuche.

DIE LINKE fordert:

>

>

Y,
4

Das Personal im Jobcenter ist aufzustocken, bis der gesetzlich festgelegte
Betreuungsschlissel plus einer Ausfallreserve von 20 Prozent erreicht ist.
Die Vermittlung der Riickkehr ins Erwerbsleben darf nicht langer in der
Hand privater Jobvermittler und Leiharbeits-Unternehmen bleiben.

Es ist sicherzustellen, dass erwerbslose Frauen in gleichem MaBe wie
Ménner Zugang zu den FérdermaBnahmen erhalten. Ziel muss eine exis-
tenzsichernde Erwerbsarbeit sein.

Die Teilnahme an Wiedereingliederungsprogrammen muss auf freiwilliger
Basis erfolgen.

Keine ,glasernen Erwerbslosen“: Kein Zwang zur Entbindung des MaR-
nahmetragers von der Schweigepflicht gegeniiber Jobcentern oder ande-
ren als Bedingung fur die Teilnahme.

Alle Zwangsvermittiungen in unterbezahlte oder unzumutbare Arbeit sind
einzustellen.

Mitspracherecht der Erwerbslosen bei QualifizierungsmaBnahmen.
Vorrang fiir regulédre Berufsausbildungen sowie Umschulungen und Weiter-
bildungen mit anerkannten Abschlissen.

Alle Beschéftigten der Jobcenter sind in ein unbefristetes und existenzsi-
cherndes Arbeitsverhaltnis zu ibernehmen und kontinuierlich zu schulen.

Das solidarische Frankfurt von morgen erkdmpfen
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Sozial-6kologisches Investitionsprogramm zur Sanierung der
Infrastruktur und zur Schaffung von Arbeitspldtzen

Gerade in der Corona-Krise Arbeitsplatze zu
sind gesellschaftliche Miss- Ein stidtisches schaffen und die re-
sténde, verpasste Investitio- Investitionsprogramm gionale  Wirtschaft
nen und die chronische Un- fiir zusétzliche durch Auftrage zu
terfinanzierung offentlicher Arbeitsplitze starken, wollen wir
Einrichtungen  besonders und Sanierung ein stadtisches In-
deutlich zutage getreten. der 6ffentlichen vestitionsprogramm
Viele Schulgebdude sind Infrastruktur auflegen.  Dadurch
marode, raumlich beengt, kénnen 3.500 zu-
und aufgrund fehlender satzliche  Arbeits-
sanitédrer Anlagen kdnnen Hygiene- platze geschaffen und die offentliche

auflagen im Fall einer Pandemie nicht
umgesetzt werden. Der 6ffentliche Ge-
sundheitsdienst und Krankenhauser
sind unterfinanziert, die energetische
Sanierung kommt kaum voran.

Um die oOffentliche Infrastruktur
nicht weiter verrotten zu lassen, um

Infrastruktur saniert werden, um die
schlimmsten Missstande zu beseiti-
gen. Ein solches sozial-6kologisches
Investitionsprogramm  wirde  sich
durch zusatzlich entstehende Einnah-
men zu etwa einem Drittel selbst re-
finanzieren.

DIE LINKE fordert:

» Ein sozial-6kologisches Investitionsprogramm in Héhe von 400 Millionen
Euro jahrlich fir die nachsten funf Jahre zum Bau und zur Sanierung von
Kitas, Schulen, Briicken, StraBen und sozialem Wohnungsbau.

> Gute Arbeit sicherstellen: Durch die Ausschreibungspraxis und regelméaBi-
ge Kontrollen muss die Stadt dafiir Sorge tragen, dass Tarifvertrage, 6kolo-
gische Standards sowie Vorschriften zum Arbeits- und Gesundheitsschutz
eingehalten werden und nicht durch die Vergabe an Subunternehmen un-

terlaufen werden.

» Das Investitionsprogramm soll vorrangig mit regionalen Unternehmen um-

gesetzt werden.
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Rekommunalisierung statt Privatisierung

Die Stadtregierungen betrieben in
den letzten Jahren und Jahrzehnten mit
Verweis auf angeblich leere Kassen
die Enteignung der Biirgerinnen und
Birger: Sozialwohnungen, Verkehrs-
betriebe, Miillabfuhr, Stadtreinigung,
Stadtische Kichenbetriebe und vieles

mehr wurden privatisiert, ausgelagert
bzw. umgewandelt. Die Folgen sind
Arbeitsverdichtung und schlechtere
Bedingungen fir die Beschaftigten und
steigende Preise und oftmals sinkende
Qualitat fur die Blrger*innen.

DIE LINKE fordert:

> Keine Privatisierung von &ffentlichen Betrieben, Einrichtungen und Aufga-
ben. Kommunale Daseinsvorsorge gehort in kommunale Hand.
> Riickfiihrung von bereits privatisierten kommunalen Unternehmen in die

offentliche Hand.

> Keine Partnerschaften zwischen der 6ffentlichen Hand und privaten Unter-
nehmen (Private Public Partnership, PPP), bei denen Finanzkonzerne hohe
Profite auf Kosten der 6ffentlichen Kassen einstreichen.

2
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Forderung der regionalen Wirtschaft

In Frankfurt und der Region gibt es
viele kleine und mittelstandische Un-
ternehmen, Handwerksbetriebe und
Selbststandige, die sich um ihre Exis-
tenz sorgen missen - nicht erst seit
der Corona-Krise. Durch Ansiedlungen
groBer Markte auf der griinen Wiese
wird der wohnortnahe Einzelhandel in
den Stadtteilen geféhrdet, Wege wer-

den weiter und eine Zunahme des Ver-
kehrs wird geférdert. Wir stehen fir
eine Wirtschaftspolitik, die kleine und
mittelstandische Unternehmen starker
in den Blick nimmt und férdert. Ins-
besondere die Solo-Selbststéandigen
brauchen finanzielle Hilfe, damit die
EinbuBen wahrend der Krise nicht in
den Ruin fuhren.

DIE LINKE fordert:

> Regionale Wirtschaftskreislaufe sind zu férdern, Verkehrsstréme zu redu-
zieren und wohnortnahes Arbeiten zu ermdoglichen.
> Die Nahversorgung in den Stadtteilen muss gesichert und geférdert wer-

den.

» Um die Verédung von Stadtteilen zu verhindern, missen alteingesessene
lokale Einzelhdndler besser gegen die Konkurrenz der groBen Ketten und
gegen die Verdrangung durch tUberhohte Mieten geschutzt werden. Die
Anderung von Nutzungssatzungen in Mischgebieten ist hier ein sinnvolles

Instrument.

> Einen Mietpreisdeckel - auch im Falle der gewerblichen Nutzung fiir kleine

und Kleinstbetriebe.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021



Industriepolitik in Frankfurt

In der Frankfurter Wirtschaftspoli-
tik spielt die Industrie leider nur eine
untergeordnete Rolle. Banken und Fi-
nanzsektor, Dienstleister und Versiche-
rungen stehen im Vordergrund. Auch
durch eine verfehlte Politik sind immer
mehr Industriebetriebe aus Frankfurt
weggezogen. Heute ist nicht einmal je-
der zehnte Arbeitsplatz in Frankfurt ein
Industriearbeitsplatz. Daran hat auch
der von der Stadt gemeinsam mit den
Gewerkschaften entwickelte ,Master-
plan Industrie“ nichts geandert.

Umso wichtiger ist die langfristige Si-
cherung von Industriegebieten gegen
die Begehrlichkeiten von Immobilien-

Solidarisch wirtschaften - Gute Arbeit fordern

spekulanten, zum Beispiel durch den
Erhalt des Industrieparks Griesheim
und des Osthafens als industrielle
Standorte.

Besonders der Osthafen bietet gro-
Be Entwicklungsmoglichkeiten. Er ist
mit seinem gut ausgebauten eigenen
Eisenbahnnetz und direkten Anschlis-
sen an das regionale und Uberregiona-
le Schienennetz wichtig fir die Logistik
der sogenannten ,letzten Meile®“. So
konnte viel Lastverkehr von der StraBe
auf das Wasser verlegt und damit die
Innenstadt vom Schwerverkehr entlas-
tet werden.

DIE LINKE fordert:

> Die Verfolgung einer industriepolitischen Strategie, die die Beschaftigungs-
sicherung in der Industrie ebenso in den Blick nimmt wie deren nachhalti-
ge und umweltvertréagliche Entwicklung.

> Die Industriepolitik darf nicht allein fiir Frankfurt, sondern muss fiir die
gesamte Rhein-Main-Region entwickelt werden.

> Griesheim und Osthafen miissen Industriestandorte bleiben.

> Die Ansiedlung neuer Rechenzentren in der Stadt ist davon abhingig zu
machen, ob sie mit Strom aus erneuerbaren Energien versorgt werden und
ihre Abwarme fir die Versorgung umliegender Gebaude genutzt werden
kann oder in das Fernwarmenetz eingespeist wird. Ein digitales Gewerbe-
gebiet, um dort die Ansiedlung von Rechenzentren zu konzentrieren, ist zu

prifen.

» Die Griindung einer lokalen Entwicklungsgesellschaft. Damit kann die
Stadt Frankfurt aktiv Gewerbeflachen aufkaufen und im Rahmen von Kon-
zeptvergabe nach sozialen Kriterien vergeben, ganz im Sinne einer nach-

haltigen Stadtentwicklung.

2y,
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4. Soziale Gerechtigkeit herstellen — Armut hekampfen

Weniger als zehn Prozent Reiche und
Superreiche verfligen Uber die Halfte
des Vermodgens in Deutschland. Die
Halfte der Bevolkerung verfligt hinge-
gen nur Uber circa ein
Prozent. Die Kluft zwi-

Die Kluft zwischen Arm

gleich wachst der Anteil an Beschéftig-
ten, die so wenig verdienen, dass sie
zusatzlich ergédnzende Sozialleistun-
gen beziehen missen. Circa 90.000
Menschen sind auf exis-
tenzsichernde Mindest-

schen Arm und Reich .y Rejch wird auch in '€istungen (z.B. Hartz
wird auch in Frankfurt  gronkefurt immer gréBer V) angewiesen. Hinzu
immer groBer und spal- g spaltet die Stadt kommt ein wachsender

tet die Stadt.

Die Anzahl der Lang-
zeiterwerbslosen hat in den letzten
Jahren nur leicht abgenommen. Lang-
zeiterwerbslose haben immer weniger
Chancen auf einen Arbeitsplatz. Zu-

2

Anteil von Beschaftigten,

der in anderen Formen
ungeschutzter, prekdrer Beschafti-
gung - Leiharbeit, ungewollte Teilzeit,
Scheinselbststéndigkeit - arbeiten
muss.

i Das solidarische Frankfurt von morgen erkampfen
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Etwa jedes flnfte Kind lebt in Frankfurt in Armut.

Armut hat viele Gesichter:

+ Rentnerinnen und Rentner, die sich im Winter zwischen Heizen oder Es-
sen entscheiden missen, weil ihre Rente nicht fiir beides reicht.

—+

Kinder, die ohne Friihstlck in die Schule gehen missen.

+ Beschéftigte, die so schlecht bezahlt werden, dass sie von ihrem Lohn
nicht leben kénnen und mit Hartz IV aufstocken miissen.

+ Langzeiterwerbslose, die immer geringere Chancen auf einen Arbeitsplatz

haben.

+ Wanderarbeiter*innen, die in Bruchbuden leben miissen und als Tageldh-
ner*innen flr extrem wenig Geld arbeiten.

+ Obdachlose, die weder {iber Wohnraum noch {iber medizinische und

soziale Versorgung verfligen.

Diese Entwicklung hat vielféltige
Ursachen. Die SPD/Grine-Bundes-
regierung unter Gerhard Schroder hat
mit der Agenda 2010, Hartz IV und der
Rente mit 67 erheblich zur Ausbrei-
tung der Armut und zur sozialen Spal-
tung beigetragen. Daher hat DIE LINKE
bundesweit Forderungen nach einer
gerechten Besteuerung von groBen
Vermdgen und Erbschaften, Unterneh-
mensgewinnen und hohen Einkommen
sowie nach einem gesetzlichen Min-
destlohn von 13 Euro vorgelegt. Dazu
gehoren auch eine bedarfsgerechte
und sanktionsfreie Mindestsicherung
und eine steuerfinanzierte solidarische
Mindestrente.

Diese Forderungen kdnnen nicht im
Rahmen der Kommunalpolitik umge-
setzt werden. Dennoch darf sich die
Stadt mit dieser Spaltung nicht ab-
finden. Die gleichberechtigte Teilha-
be aller am gesellschaftlichen Leben
muss im Mittelpunkt der Stadtpolitik
stehen. Erwerbslosigkeit, prekéres
Einkommen, Krankheit und viele an-
dere Faktoren kdnnen zu Stigmatisie-
rung, Ausgrenzung und letztlich auch
zum Rickzug aus dem sozialen Leben
fihren. Jede und jeder muss die Un-
terstltzung erhalten, die er oder sie
braucht, um am gesellschaftlichen Le-
ben teilzunehmen.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021
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DIE LINKE fordert:

>

>

Strom oder Gas der stadtischen Energieversorger darf nicht abgestellt
werden, weil Menschen ihre Rechnungen nicht zahlen kénnen.

Die Einkommensgrenzen fiir den Erhalt des ,Frankfurt-Passes“ missen
angehoben werden, damit mehr Menschen mit niedrigem Einkommen Ver-
glnstigungen erhalten.

Frankfurt zur sanktionsfreien Kommune machen! Hartz IV ist Armut und
Schikane per Gesetz - und muss weg. Vollstdndige Abschaffung aller
Sanktionen. In der Stadt Frankfurt missen, geméaB des vom Bundesverfas-
sungsgericht eingerdumten Ermessensspielraums, alle Sanktionierungen
eingestellt werden.

Durch Unterstitzung von Selbsthilfe, Solidaritat und kulturellen Angeboten
sollte der soziale Zusammenhalt in der Stadt gefordert werden. Zentral
ist dabei eine wohnortnahe, barrierefreie und kultursensible soziale Infra-
struktur aus Nachbarschaftszentren, Familienzentren, Freizeitstatten fir
Senior*innen und Jugendliche, sozio-kulturelle Zentren etc.

Die Praventions- und Betreuungsarbeit (z.B. Aids-Hilfe, Jugendzentren,
Schuldner*innen-, Ehe- und Familienberatung, Drogenberatung) muss aus-
reichend finanziert werden. Insbesondere Frauenhauser und Beratungs-
stellen fir Opfer von hauslicher Gewalt miissen finanziell besser ausge-
stattet werden.

Sozialarbeiter*innen, Sozialpddagog*innen, Pflegekréfte und andere Be-
schaftigte, die im Sozialdienst der Stadt Frankfurt arbeiten, miissen besser
bezahlt und ihre Arbeit aufgewertet werden. Stidtische Amter und Job-
center missen mit Menschen, die auf Sozialleistungen angewiesen sind,
respektvoll umgehen.

Gemeinnliitzige Vereine, die wichtige soziale und Integrationsaufgaben er-
flllen, sind auskdmmlich zu fordern.

Trager der freien Wohlfahrtspflege miissen verlasslich finanziert werden.
Offentliche Auftrage diirfen ausschlieBlich an Tréger, die Tarifvertrige abge-
schlossen haben und eine transparente Lohnstruktur nachweisen konnen,
vergeben werden. Die Férdersumme muss an die jeweiligen Tarifabschlis-
se angepasst werden. Trager, bei denen die Beschaftigten in unbefristeten
Vollzeitstellen arbeiten, sollten bei der Vergabe bevorzugt werden.

Die Einrichtung einer kommunalen Unterkunft, eines ,,Boarding-Haus* flr
Wanderarbeiter*innen, damit EU-Auslander*innen niedrigschwellig und
glinstig ein Zimmer mieten und sich versorgen kdnnen und nicht langer der
Obdachlosigkeit oder ausbeuterischen Vermieter*innen ausgeliefert sind.

b €%
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5. Mohilitat fiir alle - sozial-okologische Verkehrswende

durchsetzen

Mobilitat ist eine Voraussetzung fir
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.
Deshalb wollen wir die Mobilitat in
Frankfurt grundlegend neu gestalten.
Die sozial-6kologische Verkehrswen-
de ist die praktische
Umsetzung von Klima-
schutz. Hierzu muss
der OPNV massiv und
schnell ausgebaut und
der Nulltarif eingeflihrt
werden. Der motori-
sierte  Individualver-
kehr soll stark zurlickgedrangt und
dafir gute Alternativen geschaffen
werden. Belastungen durch Larm, Ab-
gase und Schadstoffe, die Menschen
mit niedrigem Einkommen besonders
treffen, missen dringend verringert
werden. Gleichzeitig starken wir damit
die Alternativen aus FuB-, Radverkehr

2y,

Es geht nicht um
Verzicht, sondern um
lebenswerte Stadte durch
Riickeroberung des
offentlichen Raums

und OPNV und erleichtern den Men-
schen damit den notwendigen Aus-
stieg aus der Automobilitat.

Eine Verkehrswende ist unaufschieb-
bar, um das Klima zu schitzen, dro-
hende Fahrverbote
abzuwenden, mehr
Raum fir Radfahrende
und FuBganger*innen
zu schaffen und allen
Menschen  unabhén-
gig vom Einkommen
ein gleiches Recht auf
Mobilitét zu gewahrleisten. Dies ist ein
wirksamer Schritt gegen die Mobili-
tatsarmut und soziale Ausgrenzung.

Eine solche soziale und Okologische
Verkehrswende ist machbar. Dabei
geht es nicht um Verzicht, sondern
um lebenswerte Stadte durch Rick-
eroberung des offentlichen Raums.

i Das solidarische Frankfurt von morgen erkampfen
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DIE LINKE will die Menschen in den
Mittelpunkt stellen und Mobilitat so
organisieren, dass sie mehr Lebens-
qualitat fur alle bietet und die Schaden

flir Mensch und Natur auf ein Minimum
reduziert. DIE LINKE vertritt ein konse-
quentes Konzept zur Umsetzung einer
echten Verkehrswende.

FuB- und Radverkehr in den Mittelpunkt stellen

Die sozialokologische Verkehrswende
ist so zu gestalten, dass alle mobil sein
und mit Bedarfsgiitern versorgt wer-
den kénnen. Uberfliissige Transporte
und Wege sind zu vermeiden und zu
verkirzen. Wohnen und arbeiten sol-
len wieder ndher zusammenricken. Im
Rahmen der Verkehrs-
verlagerung mussen
Gltertransporte runter
von der StraBe und auf
die umweltschonen-
dere Schiene verlegt
werden. Der offentliche
Raum muss den Men-
schen  zurlckgegeben
werden. FuBwege, FuB-
ganger*innenzonen
und Griinanlagen sollen
zum Flanieren, Spielen
und Verweilen einladen. Die Wege
sollen die Menschen sicher an ihr Ziel
bringen. Menschen mit besonderem
Sicherheitsbedlrfnis bei Dunkelheit
sowie bei der Benutzung des OPNV
muissen starker wahrgenommen wer-
den.

Das Ziel einer ,Stadt der kurzen
Wege“ erfordert, dass moglichst viele
Ziele des alltéglichen Bedarfs wohn-
ortnah zu FuB und mit dem Fahrrad
erreichbar sind. Dafiir mussen die
notwendigen Rahmenbedingungen ge-

Das Ziel einer ,,Stadt der
kurzen Wege* erfordert,
dass maéglichst viele
Ziele des alltdaglichen
Bedarfs wohnortnah zu
FuB und mit dem Fahrrad
erreichbar sind. Dafiir
mdissen die notwendigen
Rahmenbedingungen
geschaffen werden.

schaffen werden.

Die strukturelle Benachteiligung von
FuBgéanger*innen, unter der gerade
Mobilitatseingeschréankte, Menschen
mit Kinderwagen, Kinder und Seni-
or*innen besonders leiden, wollen wir
beenden. Hierzu ist das immer noch
gangige Gehwegpar-
ken konsequent zu
unterbinden. Kreu-
zungen und StraBen

sind Uberall so um-
zugestalten, dass sie
zuallererst der  Si-

cherheit des FuBver-
kehrs gerecht werden
(Ampelwartezeiten
minimieren, Mindest-
gehwegbreite von 2,5
m, Gehwegnasen zur
erleichterten StraBenquerung, mehr
Zebrastreifen, Aufpflasterung von Ein-
fahrten und Kreuzungen auf Gehweg-
niveau). Bendtigt werden auBerdem
mehr Moglichkeiten zum Verweilen,
Orte der kollektiven Begegnungen und
des Austausches. Gegen das Falsch-
parken auf Geh- und Radwegen und
vor Kreuzungen muss konsequent vor-
gegangen werden; der ruhende Auto-
verkehr gefahrdet andere Verkehrsteil-
nehmer*innen unverhaltnismaBig. Die
jeweils schwacheren Verkehrsteilneh-
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mer*innen und ihre Sicherheit haben
absoluten Vorrang vor den starkeren.
So gilt die Hierarchie: FuBganger*in-
nen - Radverkehr - OPNV - motori-
sierter Individualverkehr. Dies gilt fir
die gesamte stadtische Verkehrsinfra-
struktur wie Ampelschaltungen, Ver-
kehrskreuzungen und Parkflachennut-
zung. Zur Starkung der Interessen von
FuBganger*innen muss ein:e FuBver-
kehrsbeauftragte:r eingesetzt werden.
Diese:r soll Ansprechperson fiir die
Belange von Birger*innen sein und
die Interessen von FuBganger*innen
in stadtischen Gremien gegeniiber den
Interessen anderer Verkehrsteilneh-
mer*innen vertreten. Wir fordern bau-

lich getrennte und ausreichend breite
Radwege, ein gutes Wegenetz und at-
traktive Abstellanlagen. Sollte die favo-
risierte Losung von baulich getrennten
Radwegen aufgrund ortlicher Verhalt-
nisse nicht umsetzbar sein, muss der
Radstreifen mit einer ausreichenden
Breite versehen werden oder die ent-
sprechende StraBe als FahrradstraBe
ausgewiesen werden. Radfahrende
sollten die Auswahl haben, ob sie di-
rekte Wege auf sicheren Radstreifen
auf den HauptstraBen benutzen moch-
ten oder ausgeschilderte Radrouten
Uber NebenstraBen bevorzugen, die
weniger Autoverkehr und Ampeln auf-
weisen.

DIE LINKE fordert:

> Eine fir FuBginger*innen bessere Gestaltung des StraBenraumes, bspw.
durch weniger StraBenparkplatze, mehr Zebrastreifen und eine giinstigere
Schaltung der Ampeln. Kommerzielle Nutzungen, etwa fir Gastronomie,
sollten moglichst nicht auf den Gehwegen stattfinden, sondern auf der
StraBe, etwa durch den Wegfall von Parkplatzen.

» Das Parken und Halten auf Geh- und Radwegen, sowie in Kreuzungsberei-
chen muss konsequent geahndet werden, auch in den duBeren Stadtteilen
und am Wochenende.

> Den Ausbau der stiickweise vorhandenen Fahrradwege und Radschnellver-
bindungen zu einem die ganze Stadt verbindenden Radspurnetz. Der Platz
fur mehr Radwege muss vom Autoverkehr umverteilt werden. Er darf nicht
auf Kosten des FuBverkehrs gehen. Radwege sind grundsatzlich auf der
Fahrbahn zu fihren, baulich geschiitzt vom Autoverkehr und breit genug
zum Uberholen, wo es méglich ist.

> Die Benutzungspflicht von auf dem Biirgersteig gefiihrten Radwegen ist
grundsatzlich aufzuheben, Fahrrader gehoren auf die Fahrbahn. Je eine
Autospur des Anlagen- und des Cityrings sind als geschiitzte Radfahrstrei-
fen umzubauen.
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Die schnelle Umristung stadteigener LKW und Busse mit Abbiegeassisten-
ten, die schwerwiegende Unfélle verhindern kénnen.

Die 2020 neu eingefiihrte Pflicht zum Rechtsabbiegen mit Schrittgeschwin-
digkeit innerorts fir LKW muss regelmaBig kontrolliert werden, ebenso der
vorgeschrieben Uberholabstand von mindestens 1,5 Metern innerorts.
Sichere Radabstellméglichkeiten im ganzen Stadtgebiet.

Fahrradstationen an den wichtigsten Verkehrsknotenpunkten mit (Selbst-
hilfe-) Werkstatt, Pedelec-Ladestation und Fahrradverleih.

Die Ausstattung des Gebaudebestandes mit barrierefreien Fahrradstell-
platzen. Dazu ist die ABG zu verpflichten, ihren Gebaudebestand bis 2030
mit Fahrradstellplatzen gemaB der aktuellen Stellplatzsatzung auszustat-
ten. Flr andere Vermieter*innen bedarf es einer kostenfreien Beratung
und eines stadtischen Forderprogrammes.

Die Anschaffung von Lastenrddern durch Unternehmen und Privatperso-
nen soll durch die Stadt ebenso gefordert werden wie entsprechende Leih-
moglichkeiten.

Die Lizenzen fir profitorientierte Verleihunternehmen sind einzuschranken
und deren bestehende Lizenzbedingungen zu veroffentlichen. Nur sta-
tionsgebundene Angebote sind Okologisch sinnvoll. Kommunal gefiihrte
Verleih-Unternehmen sind zu bevorzugen, ggf. zu grinden, damit deren
betriebswirtschaftlicher Uberschuss zur Finanzierung der Mobilitats-Infra-
struktur genutzt werden kann.

Die Einrichtung der Stelle eines*r FuBverkehrsbeauftragten.
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Ausbau des OPNV-Angebots

Der OPNV ist chronisch unterfinan-
ziert und fahrt auf Verschlei. Damit
der Autoverkehr verringert, insbeson-
dere der motorisierte Pendlerverkehr
vermieden und auf offentliche Ver-
kehrsmittel verlagert werden kann,
miissen die Finanzmittel fiir den OPNV
erhoht, die Infrastruktur verbessert
und der barrierefreie Umbau voran-
getrieben werden. In Umsetzung be-
findliche Projekte wie die Regionaltan-
gente West, die nordmainische S-Bahn
und der Ausbau
der S6 nach Fried-
berg sowie der U2
nach Bad Homburg
Bahnhof  missen
zligig fertiggestellt
und die nachsten Ausbauprojekte ge-
plant werden: Dazu gehoren die Wei-
terentwicklung der Tangenten zu einem
Ring um die Stadt, ein innerstadtischer
StraBenbahnring und der Ausbau der
weiteren Tram- und Stadtbahnlinien.

Die Planungen des Bundes fiir einen
Fernbahntunnel begleiten wir kritisch.
Es missen alle Alternativen (Ffm-Sid,
Hbf Offenbach, Fernbahnhof Ffm-Flug-
hafen) transparent und unter Beteili-
gung der Birger*innen offentlich dis-
kutiert werden. Ein Tunnelbau muss
ausreichend begriindet werden. Das
Programm Frankfurt RheinMain plus,
das eine Ertlichtigung des Haupt-

Mehr Schienenkapazitédten fiir
den Nah- und Fernverkehr sind
dringend notwendig

bahnhofs ohne Tunnelbauten moglich
machen soll, wird seit Jahren nicht
konsequent vorangetrieben. Dabei ist
unstrittig, dass mehr Schienenkapa-
zitaten fur den Nah- und Fernverkehr
dringend notwendig sind. Regional-
und Fernverkehr missen getrennt
werden. Auch soll der Hauptbahnhof
als zentraler Schienenknotenpunkt
der Stadt erhalten bleiben. Dennoch
muss intensiv geprift werden, ob die
Kosten fir den Tunnelbau nicht ander-
weitig effektiver flr
eine  Verbesserung
der Schienenkapazi-
taten um den Haupt-
bahnhof eingesetzt
werden kdnnen. In
jedem Fall miissen die oberirdischen
Gleisanlagen weiterhin erhalten blei-
ben, Spekulationen auf das mdogliche
Bauland lehnen wir ab.

Der angedachte neue Stadtteil im
Nordwesten misste attraktiv Uber
die heutige U7 an die Stadtbahn an-
geschlossen werden. Stadtplanungs-
fehler wie beim Riedberg und dem
Europaviertel, den Bahnanschluss erst
lange nach dem Zuzug der Menschen
herzustellen, nachdem diese ihre ihre
Mobilitdtsgewohnheiten langst ent-
wickelt haben, sind unbedingt zu ver-
meiden.
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DIE LINKE fordert:

>

Massiver Ausbau des OPNV, um dessen Anteil am Verkehrsmix wesentlich
zu erhohen. Investitionen missen dazu dienen, Kapazitédten im Verhéltnis
zum Bevolkerungswachstum nicht nur beizubehalten, sondern zu erhohen.
Dies erfordert die zligige Umsetzung von Projekten wie z.B. der Ringbahn.
Der Schwerpunkt des Ausbaus soll dabei auf einer Verbesserung des Ge-
samtnetzes liegen.

Den ziigigen Ausbau der Tram- und Stadtbahnstrecken wie den StraBen-
bahnring.

Eine leistungsfahige Anbindung beispielsweise des Gutleutviertels, des
Sachsenhéauser Bergs, Seckbachs und Bergens, die Verlangerung der U7
in Enkheim und Uber den zukinftigen Stadtteil Richtung Steinbach. Schie-
nengebundende Verkehrsmittel sind beliebter und leistungsfahiger als
Busse und zu bevorzugen. Sie kénnen durch Metro- und Expressbusse er-
ganzt werden. Neu errichtete StraBenbahnstrecken sollen moglichst auf
eigener Trasse, neu errichtete Stadtbahnstrecken mdglichst kreuzungsfrei
entstehen.

Die U-Bahn-Licke zwischen Bockenheimer Warte und Ginnheim muss drin-
gend geschlossen werden. Dabei sollte der IG-Farben-Campus angebunden
werden, um ihn attraktiv mit dem Hauptbahnhof und dem Campus Ried-
berg zu verbinden. Schaden am klimatisch wichtigen historischen Garten-
denkmal Griineburgpark durch den Bau mussen ausgeschlossen werden.

Die Verkehrsleistungen in Frankfurt missen direkt an das kommunale Ver-
kehrsunternehmen VGF vergeben werden. Die Einhaltung der Sozial-, Tarif-
und Umweltstandards muss gewahrleistet werden.

Rekommunalisierung des Busverkehrs: Das stadtische Busunternehmen
muss in die VGF reintegriert und die Busfahrer*innen tarifgerecht nach
den bei der VGF giiltigen Tarifvertragen entlohnt werden.

Eine Beschleunigung des OPNV durch Ampelvorrangschaltung und eigene
Spuren fiir StraBenbahnen und Busse.

Intermodale Mobilitat fordern: Eine bessere Kombinierbarkeit mit dem
Radverkehr (Leihsystem, Stellpldtze) und anderen Verkehrsmitteln durch
z.B. Fahrradverleihsysteme mit groBerer Stationsdichte insbesondere an
OPNV-Haltestellen, mehr und bessere Stellplatze.

Spatestens bis 2025 muss die im offentlichen Personenverkehr langst
Uberfallige Barrierefreiheit vollstédndig umgesetzt sein.
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> Attraktive Haltestellen im gesamten Bus-, Tram- und Stadtbahnnetz mit
ausreichend Sitzplatzen, kostenfreiem WLAN-Zugang und Schutz vor Re-
gen und Sonne.

» Nach dem Vorbild Utrechts sollen Haltestellendécher kiinftig insekten-
freundlich begriint oder mit Photovoltaik ausgestattet werden.

» Auch das Taxigewerbe ist Teil des OPNV. Wir wollen die Umstellung der
Taxiflotte auf nachhaltige Antriebsarten fordern und attraktive Halteplatze
ausweisen. Anbieter wie Uber, die die gesetzlichen Regularien umgehen
und sich profitable Rosinen wie Messe- und Flughafenverkehr herauspi-
cken, sind zum Schutz des regulierten Taxigewerbes abzuwehren.

Bitte einsteigen! Nulltarif im OPNV - sozial und 6kologisch

Wir wollen einen flachendeckenden
OPNV mit deutlich besserer Qualitat
erreichen. Die richtige Antwort ist aus
unserer Sicht der Nulltarif. DIE LINKE
will, dass mittelfristig alle Menschen
den OPNV nutzen kénnen, ohne einen

er kann Uiber mehr Steuermittel fiir den
OPNV und eine Nahverkehrsabgabe
der Unternehmen finanziert werden.
Bis der Nulltarif umgesetzt ist, wollen
wir die Fahrpreise deutlich senken.
Gleichzeitig wollen wir den Verbund

Fahrschein kaufen zu missen. Den
Nulltarif wird es nicht umsonst geben;

aus OPNV, Rad- und FuBverkehr star-
ken.

DIE LINKE fordert:

> Entwicklung eines Konzepts zur Umsetzung des Nulltarifs, um mittelfristig
die Finanzierung des OPNV auf neue FiiBe zu stellen und eine fahrschein-
lose Nutzung zu ermdglichen.

> Kurzfristig soll das Schiilerticket Hessen fiir alle Schiilerinnen und Schiiler
kostenlos sein, um bestehende Ungerechtigkeiten zu beseitigen.

> Ebenfalls kurzfristig soll die Nutzung des OPNV fiir Hartz IV-Bezieher*in-
nen und Senior*innen kostenlos ermdglicht werden.

> Jobtickets fiir alle: Einrichtung einer Koordinierungsstelle, damit sich auch
Unternehmen und Organisationen mit weniger als 50 Beschaftigten zu-
sammenschlieBen konnen, um bis zur Einfliihrung des Nulltarifs mit dem
RMV ein Jobticket-Angebot zu guten Konditionen zu vereinbaren. Die Ko-
ordinierungsstelle Ubernimmt dabei die Abrechnungsverantwortung.
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Die autogerechte Verkehrspolitik der
letzten 70 Jahre ist nicht folgenlos fir
unsere alltégliche Lebensgestaltung
geblieben. Bei vielen von uns hat sich
eine automobilzentrierte Lebensweise
etabliert. Infolgedessen
erscheinen uns heute
viele Wege so, als konn-
ten sie nur mit dem Auto
effizient zurlickgelegt
werden. Dennoch ist eine
Reduzierung des Auto-
verkehrs mit Blick auf
die notwendige Verkehrswende unum-
ganglich. Selbst eine vollstandige Um-
ristung auf Elektro- oder Wasserstoff-
antriebe oder die Vision vollstandig
autonomer Fahrzeuge ermoglicht bes-
tenfalls punktuelle Verbesserungen,
wahrend viele andere mit dem Auto
einhergehende Probleme dadurch
nicht gelost werden kénnen (Flachen-
verbrauch, Flachenversiegelung, Fein-
staub durch Reifenabrieb, Unfallgefah-

Wir miissen uns fiir

die Verkehrswende

weitestgehend von
der Idee des eigenen
Autos verabschieden 2"

ren, soziale Ungerechtigkeiten). Weil
dies allerdings bedeutet, dass wir uns
fur die Verkehrswende weitestgehend
von der Idee des eigenen Autos ver-
abschieden missen, ist es besonders
wichtig, eine Reduzierung
des Autoverkehrs mit den
besten Argumenten und
der Bereitstellung des
bestmoglichen Angebots
Verkehrsmittelalter-
nativen zu flankieren. Wie
dieses Angebot attrak-
tiver Alternativen aussehen konnte,
wurde bereits umfassend erlautert.
Parallel muss es nun darum gehen,
auch Stellschrauben zu identifizieren,
mit denen der Autoverkehr selbst aktiv
zurickgedrangt werden kann.

Es gibt viele Stellschrauben, um die
Verkehrswende in Frankfurt voranzu-
bringen und den Autoverkehr zu redu-
zieren.

DIE LINKE fordert:

> Autofreie Wohnquartiere, eine deutliche Vermehrung autobefreiter Kern-
bereiche in den Quartierszentren und die Ausweitung von verkehrsberu-

higten Zonen.

> Bei allen Mobilitatsprojekten sind stets in einer Kosten-Nutzen-Analyse die
Auswirkungen auf soziale Folgekosten (Gesundheit, Larm, Luftbelastung)

deutlich hervorzuheben.

» Einfiihrung eines autofreien Sonntages jeweils am dritten Sonntag im Sep-
tember, wie in zahlreichen anderen europaischen Stadten.

> Eine autofreie Innenstadt bis 2025. Darunter verstehen wir eine weitge-
hende Verdrangung des Autoverkehrs aus der Innenstadt. Dazu wollen
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wir zunachst die FuBgéngerzonen ausweiten, Parkplatze reduzieren und
schrittweise weitere StraBen fiir den FuB- und Radverkehr und fiir die Frei-
zeitnutzung umwidmen. Frei werdende Flachen wollen wir z. B. mit Erho-
lungsraumen und Griinflachen attraktiv gestalten. Ausnahmen soll es fir
Anwohner*innen- und Lieferverkehr sowie fiir Behdrden- und Rettungs-
fahrzeuge, Handwerker*innen und Menschen mit Mobilitatseinschrankun-
gen geben.

Die Ausweitung von Geschwindigkeitsbeschrankungen: 80 km/h auf Auto-
bahnen innerhalb des Stadtgebiets und eine flaichendeckende Ausweitung
von Tempo 30.

Flachendeckende Parkraumbewirtschaftung unter Berlicksichtigung der
Interessen der Bewohner*innen, Lieferverkehr und von Schwerbehinder-
ten.

Die Stellplatzabgabe und die Parkgebihren werden ausschlieBlich zum
Ausbau der FuB- und Radverkehrswege sowie des OPNV verwendet. Die
Pflicht zur Schaffung von Auto-Stellplatzen bei Neubauten in fuBlaufiger
Néhe von Bahnstationen sollte abgeschafft werden - denn mehr Parkplat-
ze schaffen mehr Autoverkehr. Die Schaffung von Fahrradabstellanlagen
und Carsharing-Angeboten soll weiterhin vorangetrieben werden.
Schaffung von Park-and-Ride-Anlagen an den Stadtrandern bzw. bereits an
den Bahnhofen in der Region. Der Umstieg auf den OPNV muss wirtschaft-
lich und zeitlich attraktiver sein als die Autofahrt in die Innenstadt. Das
Park-Ticket wird als OPNV-Fahrschein anerkannt.

Ein Ende des Ausbaus des Autobahnnetzes in und um Frankfurt. Wir wollen
die Einhausung von Autobahnabschnitten im Stadtgebiet, wo dies umwelt-
und gesundheitspolitisch geboten ist.

Es sollten Anreize geschaffen werden, dass die Personen, die auf das Auto
in der Stadt angewiesen sind, moglichst kleine Fahrzeuge fahren. Dazu
konnen Parkplatze fir Kleinwagen gehoren oder etwa die Sperrung von
schmalen StraBenziigen fiir zu breite oder zu schwere Fahrzeuge. Die Mog-
lichkeiten zur generellen Verbannung von unnétig groBen Fahrzeugen aus
der Innenstadt (,SUV-Verbot®) sind zu prifen.

Ein stationsgebundenes Carsharing-Fahrzeug ersetzt im Mittelwert zehn
private Autos und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Luftverbesse-
rung und Verkehrsverminderung. Wir fordern daher, dass das Angebot an
stationsgebundenem Carsharing konsequent flachendeckend ausgebaut
wird.

b €%
MHLMLD&;S solidarische Frankfurt von morgen erkdmpfen

47



Mobilitat fur alle - sozial-6kologische Verkehrswende durchsetzen

48

>

>

Der Lieferverkehr ist umzuorganisieren, etwa mit Lastenradern und ge-
meinsam genutzten Mikrodepots, und emissionsarm zu betreiben.

Die E-Mobilitét ist als Ubergangsantriebstechnik anzusehen, da die bens-
tigten Rohstoffe genauso wenig nachhaltig sind wie Erdél und zum Teil
unter unmenschlichen Bedingungen abgebaut werden. Daflir muss die
Stadt Frankfurt ausreichend Okostrom zur Verfiigung stellen. Die bendtig-
ten Flachen fir E-Ladestationen im verdichteten Stadtgebiet diirfen nicht
den Nutzungen wie Parks, Griinflachen, Spielplatzen, FuB- bzw. Radwegen
entzogen werden.

Klimaschutz lokal umsetzen, Schadstoffbelastung reduzieren,
Lebensqualitdt erh6hen

Die jahrzehntelang vorherrschende
auto- und betonzentrierte Stadtpolitik
ist eine schwere Hypothek, nicht nur
fir die Lebensqualitat, sondern auch
fir das Erreichen der Klimaziele und
fur die Gesundheit der Menschen. Es

mussen dringend MaBnahmen ergrif-
fen werden, um den ortlichen CO2-
AusstoB ebenso zu senken wie den
AusstoB von Feinstaub und anderen
Schadstoffen.

DIE LINKE fordert:

» Die Einfiihrung neuer Antriebskonzepte ist eine Chance, die Luftbelastung

in Frankfurt zu senken. Die Stadt Frankfurt und die Gberwiegend in ihrem
Besitz befindlichen Unternehmen (VGF, Mainova, FES) miissen dabei mit
gutem Beispiel vorangehen und lokal emissionsfreie sowie klimafreund-
liche Fahrzeuge nutzen.

Die VGF darf ihren Strombedarf ausschlieBlich aus erneuerbaren Energien
decken.

Die Elektro-Lade-Infrastruktur muss ausgebaut werden, insbesondere
etwa fir Taxis und Handwerker.
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Kein weiteres Wachstum des Flughafens - Umwelt und
Gesundheit vor Profite, Beschiftigte schiitzen

Der Frankfurter Flughafen ist der
groBte Flughafen Deutschlands und
der viertgroBte in Europa. Der Luft-
verkehr tragt als klimaschadlichstes
Verkehrsmittel stark zur globalen Er-
warmung bei - die CO2-Emissionen
des Luftverkehrs in Deutschland haben
sich seit 1990 verdoppelt. Am Frank-
furter Flughafen sollen nach der Er-
offnung des Terminal 3 tdber 700.000
Flugbewegungen jahrlich abgewickelt
werden konnen.

Das Wachstum des Flughafens stellt
nicht nur fiir die Umwelt, sondern auch
fur die Gesundheit vieler Menschen
in Frankfurt eine enorme Belastung
dar. Fluglarm macht krank und fihrt
dazu, dass Kinder
schlechter lernen

Das Wachstum des Flughafens

den Birger*inneninitiativen fir eine
Begrenzung der Flugbewegungen auf
maximal 380.000 pro Jahr ein. Daru-
ber hinaus fordern wir die Stilllegung
der Landebahn Nordwest sowie ein ge-
nerelles Nachtflugverbot zwischen 22
und 6 Uhr.

Die Branche hat bis vor Kurzem jedes
Jahr hohe Wachstumszahlen verzeich-
net - bis zum Einbruch des Flugver-
kehrs durch die Corona-Pandemie. Der
Luftverkehr ist durch die Corona-Krise
besonders hart getroffen; auch in und
um den Standort Frankfurt sind viele
Arbeitsplatze bedroht. In dieser Kri-
se missen die Arbeitsplatze gerettet
und ein 6kologischer Umbau eingelei-
tet werden. Schon
lange kampfen die

kdnnen - das zei- stellt nicht nur fiir die Beschaftigten am
gen  Larmstudien Umwelt, sondern auch fiir die Flughafen  gegen
immer wieder. Hin- Gesundheit vieler Menschen den  Konkurrenz-
zu kommen die in Frankfurt eine enorme und Preiskampf
Emissionen von Belastung dar der Billigflieger,

Feinstaub, Stickoxi-

den und weiteren

Schadgasen, unter denen vor allem die
Menschen in den Einflugschneisen lei-
den. Deshalb kdmpfen wir an der Seite
vieler Menschen und der Birger*in-
nen-Initiativen seit Jahren gegen das
Wachstum des Flughafens und seine
negativen Folgen fir Umwelt, Klima
und Menschen.

Wir lehnen das von CDU, FDP, SPD
und Griinen unterstiitzte Terminal 3
ab und setzen uns gemeinsam mit

2y,

die Umgehung von

arbeits- und sozial-
versicherungsrechtlichen Regelungen
durch die Vergabe an Subunterneh-
men, Arbeitsplatzabbau und -verlage-
rung, Ausbeutung durch Leiharbeit und
Werkvertréage, fehlende Tarifbindung
und Mitbestimmung. Die Liberalisie-
rung der Bodenverkehrsdienste und
die Ansiedlung von Ryanair mithilfe der
Politik hat die Bedingungen fiir die Be-
schéftigten weiter verschlechtert. DIE
LINKE steht solidarisch an ihrer Seite

I Das solidarische Frankfurt von morgen erkampfen
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und unterstitzt die Gewerkschaften in
ihrem Bemthen, sich gegen diese pre-
karen Arbeitsbedingungen zu wehren.
DIE LINKE engagiert sich zudem daftir,
dass die Stadt als unmittelbare Arbeit-
geberin und als Beteiligte an der Fra-
port einen entsprechenden Beitrag zur
Verbesserung leistet:

Die Fraport AG wird ihrer Verant-
wortung als mehrheitlich 6ffentliches
Unternehmen nicht ge-
recht. Vielmehr agiert
sie auf Kosten von Klima,

Die Weichen fiir
eine nachhaltige

Infrastruktur zu erhalten. Sie mussen
aber auch die dringend notwendige so-
ziale und 6kologische Neuordnung des
Luftverkehrssektors befordern. Flug-
gesellschaften mit Steuergeldern ber
die Krise zu retten, damit sie nach der
Krise wieder Fliige zu Dumpingpreisen
anbieten, die eigenen Beschéftigten
durch Outsourcing unter Druck setzen
und einen klimapolitisch untragbaren
Expansionskurs fortsetzen,
ist keine Losung. Jetzt mus-
sen die Weichen auf eine

Gesundheit und Arbeits-  Mobilitdt missen  nachhaltige Mobilitit ge-
bedingungen als profit- Jjetzt gestellt stellt werden, statt sozial
orientierter Global Play- werden und Okologisch untragbare

er. Wir als LINKE meinen:

Offentliche Unternehmen miissen sich
am Gemeinwohl orientieren und sollten
demokratisch von den Blrger*innen
kontrolliert werden. Staatliche Hilfen
sind notwendig, um Arbeitsplatze und
Zukunftsperspektiven der Beschaftig-
ten zu sichern und die erforderliche

Geschaftsmodelle zu sub-
ventionieren.

Die Gesundheit der Frankfurter*in-
nen und der Menschen in der Region,
die Erhaltung der Umwelt und gute Ar-
beitsbedingungen am Flughafen haben
Prioritat vor Millionenprofiten.

DIE LINKE fordert:

vy

Schienenverkehr.

vvyVvyy

Eine Deckelung der Flugbewegungen auf 380.000 pro Jahr.
Die Verlagerung aller Kurzstreckenflige unter 500 Kilometer auf den

Die Stilllegung der Landebahn Nordwest.

Den Stopp des Baus von Terminal 3.

Ein wirksames Nachtflugverbot zwischen 22 und 6 Uhr.

Eine vollstéandige Entschadigung der Anwohner*innen auf Kosten der Fra-

port AG, wo eine Larmminderung nicht moglich ist.

vy

Tarifliche Bezahlung aller Beschéftigten am Flughafen Beschaftigten.
Outsourcing und Lohndumping miissen unterbunden werden.
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6. Klimagerechtigkeit erkampfen, Natur schiitzen: Fiir eine
konsequente und sozial gerechte Umweltpolitik

Extreme Wetterereignisse, Ernteaus-
falle durch Durren, der steigende Mee-
resspiegel - viele der dramatischen
Folgen des weltweiten Klimawandels
sind schon heute erkennbar.

Die globale Erwarmung ist nur eine
Facette der 0©kologi-
schen Krise, die sich
auch in Frankfurt etwa
durch Feinstaubbelas-
tung, Verlust von Ar-
tenvielfalt und zuneh-
mende Hitzeperioden
auBert. Hier wie im
globalen MaBstab sind
es die am meisten Be-
nachteiligten, die von den Umweltbe-
lastungen am starksten betroffen sind.

Verantwortlich fiir die 0Okologische
Krise ist ein Wirtschaftssystem, das
fur Profit und Wachstum unsere na-
turlichen Lebensgrundlagen ausbeu-

2

Verantwortlich fiir die
6kologische Krise ist ein
Wirtschaftssystem, das
fiir Profit und Wachstum
unsere natiirlichen
Lebensgrundlagen
ausbeutet

tet. Um die globale Klimakatastrophe
aufzuhalten, missen wir unsere Wirt-
schaft grundlegend umbauen - sozial,
Okologisch und demokratisch. Diese
radikale Transformation fangt vor Ort
in den Kommunen an: mit 0Okologi-
schen Stadtwerken
statt globalen Energie-
konzernen, mit einer
klimagerechten Stadt-
entwicklung fir alle
statt Betongold fur die
Immobilienwirtschaft.
Dabei geht es nicht
nur um Klimaschutz.
Es geht auch um den
Erhalt von Griinflichen, Gewé&ssern
und der Artenvielfalt. Es geht um eine
nachhaltige Trinkwasser- und Nah-
rungsversorgung, die Verringerung von
Larm und eine saubere Luft - kurz: um
die Lebensqualitat in Frankfurt fir alle.
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Klimagerechtigkeit in Frankfurt erkampfen

Die Stadt Frankfurt hat ihre mit
dem Beitritt zum europdischen Kili-
ma-Blndnis  selbst gesetzten CO,-
Emissionsziele bisher krachend ver-
fehlt. Dabei bleiben selbst diese Ziele
deutlich hinter dem zurtick, was 6ko-
logisch notwendig und technisch mog-
lich ware. Daher kdmpfen wir an der
Seite der Klimagerechtigkeitsbewe-
gung flr eine sofortige Ausrufung des
Klimanotstandes in Frankfurt und fiir
eine klimaneutrale Stadt bis zum Jahr
2035.

Um dieses ehrgeizige Ziel zu er-
reichen, ist ein grundlegender Poli-

tikwechsel und eine umfassende
Energie- und Verkehrswende ndtig.
Anforderungen der Klimagerechtigkeit
mussen in allen Politikbereichen und
bei allen stadtischen MaBnahmen mit-
gedacht werden. Des Weiteren mus-
sen schon heute Vorbereitungen fir
die Anpassung an ein verandertes Kli-
ma hier in Frankfurt getroffen werden.
Denn trotz aller Bemuhungen werden
Wetter-Extreme zunehmen und die
Temperaturen steigen. Frankfurt muss
daher heute schon eine Strategie fir
en Umgang mit den Klimafolgen ent-
wickeln.

DIE LINKE fordert:

» Die Ausrufung des Klimanotstands und das Ziel einer klimaneutralen Stadt
Frankfurt bis zum Jahr 2035. Auf dem Weg dahin missen fiir die Bereiche
Haushalte, Gewerbe /Handel /Dienstleistungen, Industrie und Verkehr ein-
deutige Reduktionsziele festgelegt, regelmaBig Uberwacht und mit geeig-
neten MaBnahmen unterfuttert werden.

» Einen dauerhaft im Haushalt verankerten und mit ausreichenden Mitteln
ausgestatteten Klimaschutzfonds, aus dem notwendige Investitionen fi-
nanziert werden konnen. Dieser darf nicht als Kompensation fiir klima-

schadliche MaBnahmen fungieren.

» Einen Klimarahmenplan, auf dessen Grundlage die weitere Stadtentwick-
lung einem strikten Klimavorbehalt unterliegt.

» Einen Klimaanpassungsplan: Anpassung der Kanalisation, Lenkung und
gezielte Verteilung von Regenwasser, griine Dacher und Hinterhdfe, Schat-
tenplatze und mehr offentliche Trinkanlagen.
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Raus aus der Kohle - Energiewende in Biirger*innenhand

Eine  okologische  Energieversor-
gung in Blrger*innenhand ist zentral
fur eine klimagerechte Wirtschaft. In
Frankfurt stammt aber nur ein Bruch-
teil des verbrauchten Stroms und der
Warme aus erneuerbaren Quellen. Die
von der Romerkoalition ausgerufene
»Klima-Allianz* ist weit entfernt von
einer grundlegenden Energiewende.
So soll etwa das Heizkraftwerk West
erst ,Mitte des Jahrzehnts“ auf den
fossilen Energietrager Gas umgerustet

werden, wahrend eine emissionsfreie
Umstellung noch gar nicht vorgesehen
wird. Unser Ziel ist, dass sich Frankfurt
bis 2030 zu 100 Prozent aus erneuer-
baren Energien versorgt. Dazu brau-
chen wir eine deutliche Steigerung der
Energieeffizienz und einen massiven
Ausbau von dezentralen und regiona-
len erneuerbaren Energien. Die Ener-
giewende kann nur gelingen, wenn sie
sozial gerecht und unter demokrati-
scher Kontrolle vollzogen wird.

DIE LINKE fordert:

> Raus aus der Kohle: Das Heizkraftwerk West wird unmittelbar auf Gas um-
gerUstet und schnellstmoglich auf erneuerbare Energien umgestellt.

> Die erneuerbare Energieerzeugung aus Wind- und Wasserkraft, Solaranla-
gen, Geothermie, Warmepumpen und Biomasseverwertung wird auch in
Kooperation mit anderen Kommunen ausgebaut.

» Der Strombedarf der VGF soll ausschlieBlich aus erneuerbaren Energien

gedeckt werden.

» Den Ausbau der Kraft-Warme-Kopplung mit kleinen Blockheizkraftwerken
in der N&@he der Verbraucher*innen.

> Eine deutliche Verstarkung der MaBnahmen zur Warmedammung und
energetischen Sanierung seitens der stadteigenen Wohnungsgesell-
schaften. Mieter*innen durfen dabei keine zusétzlichen Kosten entstehen

(Warmmietenneutralitat).

»  Fir Neubauten soll wo moglich der Plusenergiehaus-Standard, zumindest
aber der Niedrigenergiehaus-Standard gelten.

» Den Ausbau des Fernwarmenetzes sowie den Aufbau von Abwirmenetzen
im Nahumfeld von Kraftwerken, Klarwerken und Abwasserleitungen, In-
dustrieparks und Rechenzentren. Die Genehmigung neuer Rechenzentren
wollen wir von einer nachhaltigen Abwarmenutzung und einem hohen Grad
an Energieeffizienz abhéngig machen.

» Den Aufbau von Kiltenetzen, um im Sommer die Abwarme der Kraftwerke
fur die Klimatisierung von Birogebauden nutzen zu kénnen.

2y,

I Das solidarische Frankfurt von morgen erkampfen

53



Klimagerechtigkeit erkdmpfen, Natur schitzen: Flr eine konsequente und sozial gerechte Umweltpolitik

54

Potenziale ausschopfen mit dem Solarprogramm Frankfurt

2025

Besonders im Bereich der Solar-
energie liegt ein enormes Potenzial
in Frankfurt brach. Mit einem umfas-
senden Solarprogramm wollen wir
Frankfurt bis 2025 zum Vorreiter bei
der Nutzung von Dach- und geeigne-
ten Freiflaichen fiir Photovoltaik und

Solarthermie machen und bis zum
Jahr 2050 das Frankfurter Solarpoten-
zial weitestgehend erschlieBen. Damit
schaffen wir eine nachhaltige Energie-
versorgung in offentlicher Hand, lokale
Wertschopfung sowie Arbeitsplatze in
Handwerk und Montage.

DIE LINKE fordert:

> Alle geeigneten stadtischen Dacher inklusive der stadteigenen Gesell-
schaften werden bis 2025 mit Solaranlagen (Photovoltaik und/oder So-
larthermie) bestlckt. Dabei wird jeweils die Kombination mit Dach- und
Fassadenbegriinung sowie mit Strom- und Warmespeichern gepriift.

> In Kaufvertragen, stadtebaulichen Vertrdgen und Bebauungsplanen wird
eine Solardachpflicht fiir Neubauten festgeschrieben.

» Die Stadt Frankfurt legt ein Férderprogramm fiir Solaranlagen auf Privat-
déachern auf. Insbesondere sollen dabei auch Energiegenossenschaften
und Mieterstrommodelle unterstitzt werden.

> Die Ausstattung offentlicher Freiflaichen, besonders entlang von Verkehrs-
wegen und Larmschutzwanden, mit Photovoltaikanlagen, soweit sie dafiir

geeignet sind.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021



Klimagerechtigkeit erkdmpfen, Natur schitzen: Fir eine konsequente und sozial gerechte Umweltpolitik

Fir eine demokratische und sozial gerechte kommunale
Energieversorgung

Die Mainova befindet sich zum liber-  Gelingen der Energiewende essenziell,
wiegenden Teil im Besitz der Stadt dass sich Energieversorger in offentli-
Frankfurt, untersteht jedoch als Ak- cher Hand und unter demokratischer
tiengesellschaft nicht direkt der Kon- Kontrolle befinden, um auch die Tarife
trolle durch das Stadtparlament. Aus  sozial gerecht und transparent gestal-
unserer Sicht ist es jedoch fir das ten zu kénnen.

Fir die Mainova fordern wir daher:

+  Die Ausrichtung der Mainova muss sich grundlegend &ndern. Statt weiter
auf Kohle und Gas zu setzen, muss die Mainova ein groBes Solarpro-
gramm fiir Frankfurt auflegen.

+ Eine transparente Gestaltung der Strom-, Gas- und Fernwarmepreise und
die Einflhrung eines kostenglnstigen Grundkontingents.

+  Ein Ende der Sperren von Strom, Gas, Wasser und Fernwéarme durch stid-
tische Energieversorger!

+ Eine deutliche Steigerung des Anteils an erneuerbaren Energien im
Strommix der Mainova. Die Kohleverstromung muss beendet, der Bezug
von Strom aus Atomkraftwerken eingestellt werden!

b €%
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Natur und Umwelt schiitzen - fiir mehr Lebensqualitat in

Frankfurt

Der Schutz unserer Natur und Um-
welt ist zentral fir die Lebensquali-
tat in unserer Stadt. Dabei geht es
um Erhalt und Weiterentwicklung von
grinen und blauen Lebensadern, um
die Gewahrleistung von sauberer Luft,
reinem Trinkwasser und einer nachhal-
tigen Erndhrung sowie um den Schutz

von Tieren und der Artenvielfalt. Fur
DIE LINKE sind diese Aufgaben un-
trennbar mit dem Engagement fir
mehr soziale Gerechtigkeit verbunden,
denn auch in Frankfurt sind es haufig
armere Menschen, die am meisten von
Larm, Abgasen und Feinstaub belastet
sind.

DIE LINKE fordert:

» Eine umfassende Gesamtbelastungsstudie als Grundlage fir Umwelt-
schutz, Verkehrs- und Stadtplanung.
> Eine vollstindige Umsetzung der international festgeschriebenen UN-

Nachhaltigkeitsziele in Frankfurt.

> Eine grundlegende Verkehrswende, die die Belastungen durch Feinstaub,
Stickoxide, andere Abgase und Larm verringert.

Griine und blaue Lebensadern schiitzen und weiterentwickeln

Die Frankfurter Waldflachen, Parks,
Flisse und Gewasser sind die gri-
nen und blauen Lebensadern unserer
Stadt. Sie sind Orte der Erholung und
Entspannung, bieten Lebensrdume fiir
Tiere und Pflanzen und sind essenziell
fur ein gutes Stadtklima. Wir finden:
Naturrdume und Erholungsgebiete sol-
len nicht nur am Stadtrand, sondern
auch im Zentrum und in den Wohnvier-
teln zur Verfligung stehen und missen
bei der weiteren Stadtentwicklung be-
rucksichtigt werden. Projekte wie die
Zerstoérung der Grinen Lunge im Nor-

dend zum Bau von Luxuswohnungen
lehnen wir daher ab.

Die Frankfurter Gewaésser befinden
sich insgesamt in keinem guten Zu-
stand. Durch die Landwirtschaft und
durch Abwasser geraten Pestizide, Me-
dikamentenreste und andere Schad-
stoffe in Bache und Fliisse und bedro-
hen die Okosysteme. Viele Gewasser
sind mit multiresistenten Keimen be-
lastet, die gefahrliche Krankheiten
auslosen kdnnen. Hier muss dringend
umgesteuert werden!
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DIE LINKE fordert:
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>

Mehr ,griine Inseln“ in Innenstadt und Wohnvierteln als Orte der Ruhe und
Erholung, mehr Trinkwasserbrunnen.

Systematisch die Entsiegelung versiegelter Flachen durch ein stadtisches
Programm voranzutreiben. Die Versiegelung neuer Flachen muss so gering
wie moglich gehalten werden. Der Griinglirtel darf nicht bebaut werden,
sondern soll im Sinne eines Biotopverbunds ausgeweitet werden.

Den Erhalt von Frischluftschneisen und eine Griinstrategie fir Luftreinheit
und Hitzeregulierung.

Die Weiterentwicklung von Stadtwald, Parks und Griinflachen unter Berlck-
sichtigung der Klimaanpassung.

Fassaden, Dacher und nicht bendtigte Flachen im Verkehrsraum verstarkt
zu begriinen.

Mehr Personal und finanzielle Mittel fir die Griinflachenpflege.

Der Baumschutz soll verstarkt und ein Baumpflanzprogramm insbesondere
fur klimaangepasste Arten aufgelegt werden; der Stadtwald soll zu einem
klimaangepassten Mischwald weiterentwickelt werden. Badume sollen vor-
rangig mit Brauchwasser bewassert werden.

Flisse und Bache weiter zu renaturieren.

Die Abwasserreinigungsanlagen Niederrad und Sindlingen um eine vierte
und fiinfte Reinigungsstufe auszubauen.

Verstarkt Brauchwasser fiir Gewerbe, Landwirtschaft und Griinbewéasse-
rung zu nutzen. Bei Neubaugebieten sollen Brauch- und Trinkwasserkreis-
ldufe getrennt und die Nutzung von Regenwasser gefordert werden.

Die Frankfurter Biodiversitat mit allen zur Verfliigung stehenden MaBnah-
men zu fordern. Die Einrichtung eines Artenschutzzentrums kann hier ei-
nen wichtigen Beitrag leisten.

I Das solidarische Frankfurt von morgen erkampfen
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Nachhaltige Landwirtschaft - gute Nahrungsmittel

Gute und gesunde Lebensmittel, Um-
welt- und Klimaschutz, den Erhalt der
Artenvielfalt - es gibt viele Argumente
fur eine Okologische Landwirtschaft.
Wir wollen den lokalen und regionalen
Anbau und Bezug von Nahrungsmitteln
gezielt starken. Eine Agrarwende hin
zu einer nachhaltigen Landwirtschaft

Offentliche Kantinen und Schulen
wollen wir mit guten und kostengtins-
tigen Mahlzeiten versorgen. Durch den
Bezug nachhaltig produzierter Lebens-
mittel in offentlichen Einrichtungen
kann die Stadt Frankfurt einen wich-
tigen Beitrag zu guter Erndhrung und
okologischer Landwirtschaft leisten.

in und um Frankfurt ist uberfallig!

DIE LINKE fordert:

>

Die Verwendung qualitativ hochwertiger Lebensmittel in stadtischen Ein-
richtungen und Kantinen; die Erhéhung des Anteils biologischer, saisonaler
und regionaler bzw. fair gehandelter Lebensmittel (90 Prozent bis 2025);
die Bereitstellung von vegetarischen und veganen Angeboten; die Unter-
stlitzung finanziell Benachteiligter u. a. durch ein kostenloses Kita- und
Schulessen.

Die Einrichtung offentlicher kommunaler Kantinen, in denen gesundes und
nachhaltiges Essen zu giinstigen Preisen angeboten wird.

Die Stadt Frankfurt soll dem Netzwerk der Bio-Stédte beitreten.

Die Unterstutzung von Gemeinschaftsgarten, Lebensmittelkooperativen
und Solidarischen Landwirtschaften. Fir den gemeinschaftlichen 6kologi-
schen Nahrungsmittelanbau sollen geeignete stadtische Flachen zur Ver-
fugung gestellt werden.

Die gezielte Forderung der okologischen Landwirtschaft durch die Ver-
pachtung stadteigener landwirtschaftlichen Flachen unter Auflagen.

Die Einrichtung eines ,Food Hubs* fiir die Lagerung, Weiterverarbeitung
und Verteilung lokaler und regional produzierter Lebensmitteln sowie als
Bildungs- und Begegnungsort.

Die Erarbeitung einer Erndhrungsstrategie in Zusammenarbeit mit dem Er-
nahrungsrat Frankfurt.

Eine glyphosatfreie und pestizidfreie Stadt Frankfurt.
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Miill vermeiden, Recycling fordern

Die kapitalistische Wegwerfgesell-
schaft ist durch die Produktion immen-
ser Millberge gekennzeichnet. Die-
se Produktionsweise ist ein globales
okologisches Problem. Viele Produkte
werden bewusst so geplant, dass sie
nach kurzer Zeit kaputt gehen und nur
schwierig oder gar nicht zu reparieren
sind. So soll der Konsum neuer Waren
angekurbelt werden.

Diese enorme Miullproduktion zer-

stort unseren Planeten, gefahrdet alle
Lebewesen und geht in die Nahrungs-
kette ein. Die Vermeidung von Miill so-
wie die Forderung von Wiederverwen-
dung und Recycling sind daher wichtige
Ziele einer sozial-6kologischen Politik.
Stadtische und offentliche Einrichtun-
gen miussen hier einerseits mit gutem
Beispiel vorangehen, andererseits
mussen klare Regeln fir private Unter-
nehmen aufgestellt werden.

DIE LINKE fordert:

> Von der Stadt soll eine Strategie zur Vermeidung von Plastik und Verpa-
ckungsmiill erarbeitet werden.

> Kriterien der Ressourcenschonung und Langlebigkeit in der stidtischen
Beschaffung zentral zu bericksichtigen.

> Eine Verringerung der Lebensmittelverschwendung in &ffentlichen Einrich-
tungen und privaten Haushalten.

> In der offentlichen Verwaltung sowie in Schulen soll zu 100% Recycling-
papier eingesetzt werden.

> Kunstrasen zur Sportbetatigung ist wegen der immensen Mikroplastik-
Emissionen durch Naturrasen zu ersetzen.

» Die Unterstiitzung von Repair-Cafés, Unverpacktladen und anderen Ein-
richtungen, die zur Millvermeidung beitragen.

2,
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Tiere schiitzen, Umweltbildung ausweiten

Tiere sind flihlende Lebewesen. In
einem kapitalistischen Wirtschaftssys-
tem, in dem nur der Profit zahlt, gelten
sie jedoch als Ware wie jede andere
und missen im Rahmen der Massen-
tierhaltung oft grausame Qualen er-
tragen. Wir treten flr ein Ende der in-
dustriellen Massentierhaltung und fir
einen artgerechten Umgang mit Haus-
und Nutztieren sowie den Erhalt der

Lebensraume von Wildtieren ein.

Je mehr positiven Bezug Kinder und
Jugendliche zu Tieren und Natur haben
und umso mehr sie lber 6kologische
Zusammenhéange wissen, desto mehr
werden sie unsere naturlichen Lebens-
grundlagen schiitzen. Daher wollen wir
Umweltbildungsprojekte in Frankfurt
fordern und ausweiten und Einrichtun-
gen wie den Kobelt-Zoo unterstutzen.

DIE LINKE fordert:

> Artgerechte Haltungsbedingungen von Nutztieren in der Landwirtschaft.

> Die Lebensrdume von Wildtieren in Frankfurt miissen geschiitzt werden.

> Die Prasentation von Wildtieren in Zirkussen soll in Frankfurt verboten wer-
den, da im Zirkus keine artgerechte Haltung moglich ist.

» Die Férderung und Ausweitung der Umweltbildung.

> Die Unterstiitzung des Kobelt-Zoos, um den friihkindlichen Kontakt mit

Tieren zu ermdglichen.
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7 Gesundheit ist keine Ware

Gerade wahrend der Corona-Pan-
demie sind die Schwachstellen des
uber Jahre kaputtgesparten und kom-
merzialisierten  Gesundheitssystems
deutlich geworden. Gesundheitsver-
sorgung und Pflege dlrfen nicht dem
Profit- und Konkurrenzprinzip Uberlas-
sen werden! DIE LINKE engagiert sich
daher fur eine Pharma-
produktion in offent-
licher Hand und eine
Blrgerversicherung, in
der alle Menschen, die
in Deutschland leben,
versichert sind und
einen freien Zugang
zu einer umfassenden Gesundheits-
versorgung haben. Das Profitprinzip
darf auch nicht fir die Krankenhauser
gelten. Gewinne in diesem Bereich ge-
hen auf Kosten der Beschaftigten und
der Patient*innen. Deshalb lehnt DIE
LINKE die Privatisierung von Kranken-
hdusern generell ab. Die Stadt muss

2y,

Kommunale
Gesundheitspolitik ist ein
Kernbereich offentlicher
Daseinsvorsorge

Gesundbheit ist keine Ware

Verantwortung (ibernehmen fir eine
gute Gesundheitsversorgung - zu der
jede*r Zugang hat, unabhéngig davon,
ob und wie man krankenversichert ist,
wo man wohnt oder was man verdient.

DIE LINKE unterstiitzt die Auseinan-
dersetzungen der Beschéftigten an
den Kliniken fur eine Personalbemes-
sung, die sich am tat-
sachlichen Bedarf in
der Pflege orientiert.
Wir setzen uns dafir
ein, dass wie von den
Beschaftigten und ver.
di gefordert, die Fall-
pauschalen endlich
abgeschafft werden.

Kommunale Gesundheitspolitik ist
ein Kernbereich offentlicher Daseins-
vorsorge. Sie muss sich den Heraus-
forderungen, die sich aus den kon-
kreten Lebenslagen der Bevolkerung
ergeben, stellen.
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Ambulante medizinische Versorgung in Frankfurt

Die ambulante éarztliche Versorgung
ist nicht zufriedenstellend. In Frankfurt
befinden sich die meisten kassenarzt-
lichen Niederlassungen im Bereich der
Innenstadt und innenstadtnahen Stadt-
teile. In den &duBeren

ten und Zeitaufwand fiir Arztbesuche,
was gerade altere, armere und beein-
trachtigte Menschen vor Probleme
stellt. Hinzu kommt, dass die Praxen
nur selten barrierefrei zugénglich sind.

Auch in Frankfurt leben

Stadtteilen nimmt die In Frankfurt leben immer mehr Menschen
arztliche Versorgungs- immer mehr ohne  Krankenversiche-
dichte deutlich ab. Menschen ohne rung. Fur ihre medizini-
Wahrend dort die Krankenversicherung sche Versorgung gibt es

Versorgung mit Haus-
arzt*innen wenigstens
noch weitgehend gewahrleistet ist, gilt
das fur Fachérzt*innen nicht. Fiur die
Patient*innen bedeutet dies hohe Kos-

die Humanitdre Sprech-

stunde im Gesundheits-
amt, die sehr stark in Anspruch ge-
nommen wird und deren Angebot nicht
mehr ausreicht.

DIE LINKE fordert:

> Die Stadt fiihrt Verhandlungen mit der Kassenarztlichen Vereinigung mit
dem Ziel, Kassenarztsitze zu erhalten, um in den unterversorgten Stadt-
teilen kommunale Medizinische Versorgungszentren zu griinden, in denen
Arzt*innen und Therapeut*innen als kommunale Angestellte titig werden

konnen.

> Die Stadt legt ein Férderprogramm auf, nicht barrierefreie Praxen behin-

dertengerecht umzubauen.

» Die Humanitdre Sprechstunde im Gesundheitsamt, die immer mehr Zu-
lauf hat, muss dringend ausgebaut und um dezentrale Angebote erweitert

werden.

» Die Ermdglichung der Durchfiihrung von Schwangerschaftsabbriichen in
jedem kommunalen Krankenhaus sowie die flachendeckende Versorgung
jeder Apotheke mit der sogenannten Pille danach. Den Abbau konfessio-
neller Schwangerschaftsberatungsstellen bei gleichzeitiger Ausweitung
sakularer Beratungsstellen wie beispielsweise Pro Familia und deren Zu-
sammenarbeit mit Sozialberatungsstellen.
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Hausliche Pflege entkommerzialisieren

Das vorhandene Angebot der Stadt
rund um die hausliche Pflege ist un-
zureichend. Die groBen freigemein-
nutzigen Trager sind untereinander

Konkurrenten und an
keiner abgestimmten
Leistungserbringung in-
teressiert. Es gibt keine
professionelle stadtische
Institution, die aus Eigen-
initiative und Kenntnis

der lokalen Situation praventiv und
aufsuchend Menschen anspricht bzw.
fachkompetent pflegerisch versorgt.

Die Stadt Frankfurt
stiehlt sich aus ihrer
Verantwortung fiir den
Bereich der hduslichen
Pflege

Flr Zugewanderte und ihre Angeho-

Gesundbheit ist keine Ware

rigen fehlt es an ausreichenden spe-
zifischen Angeboten. De facto stiehlt
sich die Stadt Frankfurt aus ihrer
Verantwortung fiir den Bereich der

hauslichen Pflege und
delegiert sie an die frei-
gemeinnutzigen Trager
sowie eine Vielzahl von
kleinen, privaten, kom-
merziell ausgerichteten
Pflegediensten, deren

Mitarbeiter*innen teilweise nicht aus-
reichend qualifiziert sind und die unter
schlechten Arbeitsbedingungen leiden.

DIE LINKE fordert:

> Die Stadt muss Akteur bei der Versorgung der Pflegebeddirftigen in ihrer
Wohnung werden. Damit tragt sie dazu bei, dass Menschen moglichst lan-
ge zu Hause leben konnen.
> Die Stadt muss ein Netz von eigenen Mitarbeiter*innen schaffen, die in
den Stadtteilen angesiedelt sind, die dortige Bevolkerung kennen und auf-

suchend Pflege-und Betreuungsangebote machen.

> Die Stadt erstellt ein auf Zugewanderte zugeschnittenes Angebot zur In-
formation lber hausliche Pflege und sorgt dafiir, dass der Ubergang in die
héusliche Pflege auch fir diesen Personenkreis sichergestellt ist.

b €%
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Angebote fiir Familien und Frauen

Eltern haben groBe Probleme, fiir die
Schwangerschaftsvorsorge, die Ge-
burtshilfe und die Nachsorge eine Heb-
amme oder einen Entbindungspfleger
zu finden, weil es viel zu wenige Heb-
ammen in Frankfurt gibt. Geringe Ein-
nahmen und hohe Haftpflichtprémien
haben dazu gefiihrt, dass viele den Be-

ruf wieder aufgegeben haben. Genau
wie in der hduslichen Pflege hat die
Stadt keinerlei eigene Kompetenzen in
diesem Bereich. Dabei wéren ,stadti-
sche Hebammen* ein weiterer Bau-
stein in der Verbesserung der 6ffentli-
chen Daseinsvorsorge.

DIE LINKE fordert:

» Einrichtung einer zentralen Stelle, die bei der Kommune angestellte Heb-

ammen im Stadtgebiet vermittelt.

> Unterstiitzung von Gemeinschaftspraxen von Hebammen als kommunale
Einrichtungen in den Stadtteilen, die z.B. Kurse wie Geburtsvorbereitung
und nachgeburtliche Hilfestellungen etc. anbieten.

Stationdre Gesundheitsversorgung

Gesundheit und Pflege gehoéren zur
offentlichen Daseinsvorsorge und dr-
fen nicht dem Gewinnstreben privater
Unternehmen Uberlassen werden.

Das gilt ganz besonders fiir Kranken-
hauser.

Gewinne in diesem Bereich gehen auf
Kosten der Patient*innen sowie der Be-
schaftigten, die unter Arbeitsverdich-
tung, Absenkung der Fachkréftequote
und schlechter Bezahlung leiden. Des-
halb lehnt DIE LINKE die Privatisierung
von Krankenhdusern generell ab. Auch
die Ausgliederung einzelner Bereiche
wie zum Beispiel der Kiiche, Logistik
oder Reinigungsdienst lehnen wir ab.

Wir kédmpfen seit Jahren zusammen
mit den Beschéftigten des Klinikums
Frankfurt-Hochst als einziges Frank-
furter Krankenhaus in kommunaler
Tragerschaft dafiir, dass die kommu-
nale Trégerschaft erhalten bleibt und
kein Verkauf an einen privaten Klinik-
konzern erfolgt.

Frankfurt braucht auch eine bessere
Palliativversorgung und den Ausbau
an Hospizangeboten. Der Wunsch tod-
kranker Menschen, in vertrauter Um-
gebung oder in einem Hospiz in Wirde
zu sterben, darf nicht an fehlenden fi-
nanziellen Mitteln oder dem Mangel an
Platzen scheitern.
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DIE LINKE fordert:

» Erhalt des Klinikums Héchst in kommunaler Tragerschaft.
» Schaffung neuer Hospize und Verbesserung der bestehenden Férderung

der ambulanten
Gesundheit und Corona

Im Bereich der kommunalen Gesund-
heitsversorgung sind wahrend der
Pandemie die Schwachstellen deutlich
geworden. Trotz vorhandener Pléane
gab es erhebliche Schwierigkeiten zum
Beispiel bei der Versorgung mit Desin-
fektionsmitteln, Handschuhen, Schutz-
anzligen etc., bei der Drogenhilfe, bei
der Versorgung von Obdachlosen, im

Bereich der hauslichen Pflege, in Pfle-
geheimen und Flichtlingsunterkinf-
ten.

Es wurde zu wenig, zu spat und nicht
regelmaBig getestet. Entweder fehlten
die Testsets oder Personal. Die jahre-
lange Sparwut der Kommunen hat ver-
hindert, dass genligend Ausriistung flr
Notfélle auf Vorrat beschafft wurde.

DIE LINKE fordert:

» Das Gesundheitsamt muss dauerhaft personell aufgestockt werden, um
auch bei kinftigen Pandemien fiir den erhdhten Beratungs- und Hand-
lungsbedarf, die Betreuung von Personen in Quarantane und die Nachver-
folgung von Infektionsketten vorbereitet zu sein.

> Die Erstellung eines Bevorratungsmanagements, das die Versorgung mit
medizinischen Hilfsmitteln, Hygieneausstattungen und Medikamenten flr
mindestens vier Wochen sicherstellen kann.
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Fir eine rationale Drogenpolitik

Die deutsche Drogenpolitik ist eben-
so uberholt wie unwirksam. Sie richtet
sich gegen die Konsument*innen und
drangt abhdngigkeitskranke Menschen
durch Stigmatisierung und Kriminali-
sierung an den Rand der Gesellschaft.
Drogenpolitik erfordert eine ehrliche
Auseinandersetzung Uber Konsum-
risiken, eine wirksame Pravention flr
Suchtgefahrdete, Gesundheitsversor-
gung abhangigkeitskranker Menschen
und Schutz fur Konsumierende. Hierzu
gehort eine Reform des Betaubungs-
mittelgesetzes auf Bundesebene. Sinn-

voll ist zudem die Legalisierung des
Cannabiskonsums Erwachsener und
eine wirksame Praventionsarbeit fir
Jugendliche.

Der ,Frankfurter Weg* weist in die
richtige Richtung: Die Hilfsangebote
fur Drogenabhangige missen weiter
ausgebaut, die Selbsthilfe finanziell
unterstltzt und die Betroffenen in die
Gestaltung der Hilfeangebote einbezo-
gen werden. Dies ist unter den Bedin-
gungen von Corona umso notwendiger,
da sich der Versorgungsbedarf noch
erhoht.

DIE LINKE fordert:

» Ausbau der Praventionsarbeit, insbesondere an den Frankfurter Schulen

» Ein Modellprojekt zur legalen Cannabisabgabe in der Stadt. Viele Pati-
ent*innen wiirden von der Griindung von Anbauvereinen (Cannabis Social
Clubs) nach belgischem Vorbild profitieren.

» Schulungen und Aufklarung von Arzt*innen zur Abgabe von medizinischem
Cannabis durch das Gesundheitsamt.

» Der ,Frankfurter Weg*“ muss weiter beschritten werden!

» Uberdachte dffentliche Raume mit Zugang zu sanitaren Anlagen, in denen
sich Drogenabhangige ohne Verfolgungsdruck aufhalten konnen.

» Erweiterung der Konsumrdume mit 24-Stunden-Offnung, mehr sichere
Konsum- und Aufenthaltsplatze auch fir Crack-Komsument*innen, Tolerie-
rung von Micro-Deals in den Raumen.

» Das Bahnhofsviertel gehért allen! Die Vertreibung und die Repressionen
gegen Drogenkonsument*innen sind eine klare Abkehr vom ,,Frankfurter
Weg“ und missen gestoppt werden.
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8. Bildung ist ein Menschenrecht

Schule und Kitas sind soziale Raume,
in denen es um Bildung und Erziehung
als Voraussetzung fiir die Teilhabe in
der Gesellschaft und um Inklusion
geht. Jedes Kind, jede*r Jugendliche
und jede*r Erwachsene hat ein Recht
auf gebiihrenfreie gute
Bildung und Weiterbil-
dung. Diese darf nicht
vom Geldbeutel, Natio-
nalitat, Hautfarbe oder
von der sozialen Her-
kunft abhangen. Als
Trager von Kitas und Schulen missen
die Kommunen daher die Instandhal-
tung der Gebdude und eine moderne
Ausstattung gewahrleisten und gute
Bildung ins Zentrum ihrer Entscheidun-
gen stellen.

Durch die Corona-Krise hat die
Bildungsbenachteiligung weiter zu-
genommen; nicht zuletzt aufgrund

2y,

Bidung darf nicht vom
Geldbeutel, Nationalitat,
Hautfarbe oder von
der sozialen Herkunft
abhéngen

beengter Wohnverhaltnisse und man-
gelhafter Digitalausstattung. Es wur-
de deutlich, dass die wochenlange
Ubertragung von Kita-Aufgaben und
schulischen Bildungsaufgaben viele
Eltern - noch dazu bei paralleler Ho-
meoffice-Arbeit - Giber-
fordert hat. Sie kon-
nen, wollen und sollen
nicht die Bildung durch
Lehrkrafte  ersetzen.
Es werden zusatzliche
Raume gebraucht, we-
nigstens vorlbergehend, bis Schulen
anders gebaut sind und mehr Platz fiir
Arbeitsgruppen und besondere Forde-
rung haben. In externen Raumen sollte
Prasenz-Unterricht - auch mit digitalen
Geraten - moglich sein. Zum einen, um
kein Kind zurtickzulassen, und zum an-
deren, um das soziale Zusammengehd-
rigkeitsgefiihl zu starken.
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Gute Bildung von Anfang an! Mehr Kitapladtze schaffen,
Erzieher*innenberuf aufwerten

Bildung fangt bei den Kleinsten an. die Corona-Krise endlich einer seiner
Kinder brauchen Kinder! Fur die Ent- Bedeutung angemessenen Anerken-
wicklung kleiner Kinder ist der frilhe nung naher gekommen. Dies darf sich
Kontakt zu Gleichaltrigen und verant- nicht in immaterieller Wertschatzung
wortungsvollen, sie fordernden Be- erschopfen, sondern muss konkrete
zugspersonen wichtig. Friihkindliche  Auswirkungen haben, damit der Beruf
Bildung kann auch sozialen Benachtei- attraktiver wird. Im Moment gibt es
ligungen entgegenwirken. Notig sind  einen Mangel an Erzieher*innen. Ein-
ausreichend Kitaplatze, kleine Grup- richtungen kdnnen deshalb oft nicht
pengroBen und angemessen bezahltes  mehr mit maximaler Kapazitat arbeiten
und gut ausgebildetes Personal. Denn  und missen Gruppen schlieBen. Fir
fir eine gute Qualitdt der Betreuung die Beschéftigten steigen seit Jahren
und Bildung der Kleinsten braucht es die Anforderungen im Beruf. Die Ent-
ausgebildetes péadagogisches Perso- lohnung dieser Berufsgruppe muss
nal. ihrer gesellschaftlichen Bedeutung

Erzieher*innen brauchen Kolleg*in- entsprechend deutlich steigen.
nen! Der Erzieher*innenberuf ist durch

Die LINKE fordert:

> Gebiihrenfreiheit fir Krippen, Horte und Kindertagespflege. Auch Essens-
geld sollte nicht weiter erhoben werden.

» Den Versorgungsgrad mit Kitaplatzen zu erhdhen.

> Angleichung der Entlohnung der Erzieher* innen an den Lohn der Grund-
schullehrer*innen.

» Die schulische Berufsausbildung als Erzieher*in ist frei von Schulgeld zu
gestalten und mit einem Ausbildungsgehalt auf Basis eines Tarifvertrages
oder ,,Schiiler-BAf6G“ (ohne Kreditbezug) zu entlohnen.

> Die Erhéhung des Versorgungsgrades mit Kitaplatzen.

» Ein Ende des Hiirdenlaufs zum Kitaplatz! Die kommunale Plattform ,Kin-
dernet® muss optimiert werden, damit sie Eltern eine wirkliche Hilfe ist.

> Freistellung der Kita-Leitung fiir Managementaufgaben, Personalfiihrung
und Konzeptionsarbeit pro Gruppe von 25 Prozent der Wochenarbeitszeit.
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Inklusive und moderne Schulen in Frankfurt

Fir gelingende Bildung braucht es
Gebéaude in gutem Zustand, die moder-
nen Ansprichen und padagogischen
Anforderungen gerecht werden. Der
Zustand etlicher Schulen in Frankfurt
hingegen ist schlecht: undichte Fenster
und Dacher, Mangel an Fachrdumen,
unzuléngliche technische Ausstattun-
gen, manche Gebdude konnen nicht
mehr saniert und missen
abgerissen werden. Be-
sonders  unhygienische
sanitéare Anlagen bringen
Eltern, Lehrer*innen und
Schiler*innen immer wie-
der auf die Barrikaden. Die
Stadt schiebt einen riesi-
gen Sanierungsstau vor sich her und
kommt mit den Sanierungen maroder
Gebaude kaum nach. Dabei ist genug
Geld da, oftmals ist es sogar bereits

Die Stadt schiebt einen
riesigen Sanierungsstau
vor sich her und kommt

maroder Gebdude kaum

bewilligt. Aber das Personal fehlt, um
es auszugeben. So verhalt es sich auch
beim Schulaus- und -neubau, weshalb
viele Schiiler*innen tber Jahre in Con-
tainern unterrichtet werden.

Hier muss die Stadt dringend umsteu-
ern und mehr Fachpersonal einstellen,
um der Mammutaufgabe von Schulsa-
nierungen und -neubauten gewachsen
zu sein. Auch die
Corona-Pandemie
hat uns die kom-
menden Aufgaben

mit den Sanierungen noch einmal vor
Augen geflhrt:

nach Neben Pandemie-

planen brauchen

wir Gebaude und ausreichend Ausstat-
tung, um angemessenen Hygienestan-
dards zu geniigen und Schiler*innen
und Beschéftigte schiitzen zu kénnen.

Eine Schule fiir alle: Das dreigliedrige Schulsystem iiberwinden

Die Schulform der Integrierten Ge-
samtschulen wird aus guten Griinden
immer beliebter. Mit ihrem integrati-
ven Ansatz unterscheidet sie sich vom
dreigliedrigen Schulsystem aus Haupt-
schulen, Realschulen und Gymnasien,
welches mit seiner frihen Aufteilung
der Kinder auf unterschiedliche Schul-
formen die Bildungsungerechtigkeit
und soziale Spaltung unserer Gesell-
schaft verfestigt. Wahrend im dreiglied-
rigen System der schulische Erfolg oft

vom Geldbeutel bzw. Bildungshinter-
grund der Eltern abhangt, leisten die
Integrierten Gesamtschulen wichtige
Arbeit, um Kinder und Jugendliche aller
sozialer Schichten und Milieus und un-
abhéngig von Benachteiligungen und
Behinderungen individuell zu férdern.
Solidarisches Verhalten, Teamfahigkeit
und Kreativitat sind wichtige Lernziele.
Die Versorgung mit Integrierten Ge-
samtschulen in Frankfurt muss daher
weiter ausgebaut werden. Alle Kinder
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und Jugendlichen eines Stadtteils sol-
len bis zur 10. Klasse entsprechend
ihren Fahigkeiten gemeinsam lernen.

Fiir eine echte Ganztagsschule

Fir die Vereinbar-
keit von Familie und
Beruf ist es wichtig,
dass sich Eltern auf
eine ganztagige qua-
lifizierte Betreuung
ihrer Kinder verlassen kénnen. Da
viele Grundschulen immer noch kein
verlassliches Ganztagsangebot haben,
wird eine Nachmittagsbetreuung be-
notigt. Davon gibt es viel zu wenig, und
die Verteilung der freien Platze funktio-

Eltern sollen sich auf eine
ganztagige qualifizierte
Betreuung ihrer Kinder

verlassen kénnen

Das schafft die Grundvoraussetzung
fir Chancengleichheit.

niert nicht gut. Eltern,
die keinen Hort- oder
Betreuungsplatz  ge-
funden haben, stehen
oft vor dem Dilemma,
ihren Job aufzugeben
oder gar umziehen zu mussen. Auch
hier wird die soziale Ungerechtigkeit
deutlich: Eltern mit hohen Einkommen
konnen eine private Betreuung organi-
sieren. Eltern, die nicht viel Geld ha-
ben, ist das nicht moglich.

Die LINKE fordert:

> Die Stadt muss mehr Bauingenieur*innen, Architekt*innen und Fachper-
sonal einstellen, um Schulsanierungen und -neubauten voranzutreiben.

> Jeder Schule missen von der Kommune Gelder fiir ein erweitertes und ver-
andertes Raumkonzept auf Grund der Corona-Bedingungen zur Verfligung

gestellt werden.

> Die baulichen und personellen Voraussetzungen fiir Inklusion und Ganz-
tagsschule sind zu schaffen: Barrierefreie Gebaude, Raume flir multipro-
fessionelle Teams und fiir Schulspeisungen; mehr Lehrer*innen, Sozialpa-
dagog*innen und qualifizierte Schulbegleiter*innen.

> Statt weiterer Gymnasien Integrierte Gesamtschulen als gebundene rhyth-

misierte Ganztagsschulen bauen!

» Das Lernangebot wird auf den Vor- und Nachmittag verteilt, Unterricht und
Pausen verlaufen bewegungsorientiert, die Kinder werden individuell ge-

fordert.
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> Unentgeltliches Mittagessen in Schulen.

Re-Kommunalisierung der Schulreinigung und Hausmeistertatigkeiten.

» Demokratische Beteiligung von Eltern, Schiiler*innen und Lehrer*innen
und anderen schulischen Mitarbeiter*innen bei schulischen Entscheidun-
gen.

> Bis es eine flichendeckende Versorgung mit Ganztagsschulen gibt, miis-
sen genug kostenfreie Hortplatze mit ausreichendem, gut ausgebildetem
und angemessen entlohntem Personal angeboten werden.

> Erweiterungen im Betreuungsangebot z.B. Ferienbetreuung muss durch
entsprechende Personalaufstockungen gewahrt werden.

> Die kommunalen Arbeitgeber haben Eltern mit kleinen Kindern passge-
naue Arbeitszeitmodelle anzubieten.

> Prekéare Beschéftigungen in Kitas und Ganztagsschulen sind in tarifgebun-
dene, unbefristete und moglichst Vollzeitstellen umzuwandeln.

> Schulsozialarbeit in allen Schulformen fest und verlésslich zu installieren.

v
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Berufsschulen

Die Stadt ist ein wichtiger Stand-
ort fur berufliche Bildung in Hessen.
27.000 Schiiler*innen besuchen in
Frankfurt 16 berufliche Schulen. Der
Ubergang von der Schule in den Beruf
ist entscheidend fiir das Gelingen des
weiteren beruflichen Lebens. Damit
Jugendliche  nicht
schon an der ersten
Schwelle scheitern
oder bei der Suche
nach einer Lehrstel-
le leer ausgehen,
muss die Stadt mehr
tun.

Frankfurter Schi-
ler*innen, die von strukturellen Be-
nachteiligungen betroffen sind,
muissen bessere Bildungschancen er-
halten. Mit der Starkung der Jugend-
hilfe an Schulen werden Benachteili-

Schiiler*innen, die
von strukturellen
Benachteiligungen
betroffen sind, miissen
bessere Bildungschancen
erhalten

gungen mit Hilfe von Schulsozialarbeit
abgebaut. Daher modchten wir das
bestehende Forderprogramm Jugend-
hilfe ausbauen und auf Berufsschulen
erweitern.

Besonders in der Orientierungsphase
brauchen Jugendliche Unterstiitzung.
Die Berufseinstiegs-
begleitung unterstutzt
junge Menschen aus
Real-, Haupt- und For-
derschulen bzw. -schul-
zweigen beim Ubergang
von der Schule in den
Beruf. Dabei begegnen
die Begleiter*innen den
Jugendlichen bereits in der Schule.
Derzeit ist die Berufseinstiegsbeglei-
tung allerdings bedroht, da EU-Mittel
auslaufen und die Stadt zOgert, das
Projekt weiterzufinanzieren.

DIE LINKE fordert:

> Die Weiterfiihrung und den Ausbau der Berufseinstiegsbegleitung.
> Auflegen eines Forderprogramms Jugendhilfeangebote auch an Berufs-

schulen.

> Schaffung von mehr Ausbildungsplatzen bei der Stadt und den stédtischen
Unternehmen, auch weil die neu geschaffenen Ausbildungsplatze durch
Mittel aus dem Konjunkturprogramm Corona unterstiitzt werden.
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Die digitale Ausstattung der Frankfur-
ter Schulen liegt weit unter dem sonst
ublichen Niveau und der Support von
Hard- und Software ist ein Problem.
Der Weiterbildung von Lehrkréaften und
technischen  Schulas-
sistent*innen  wurde
zu wenig Bedeutung
beigemessen. Zu lange
verlieB sich die Stadt
darauf, dass Mangel in
diesem Bereich privat
ausgeglichen werden.
Die Schwachstellen
sind wahrend der Corona-Pandemie
deutlich zutage getreten. Es gab weder
konkrete Vorstellungen, wie Home-
schooling in Ausnahmesituationen gut
funktioniert und wie die Kommunikati-
on zwischen Schiler*innen, Lehrer*in-
nen und Eltern stattfinden soll, noch
wie Lernen und Unterrichten im vir-
tuellen Klassenzimmer padagogisch,
didaktisch und technisch aufgesetzt

Die Gestaltungsmacht
tber Prozesse der
Digitalisierung muss bei
der o6ffentlichen Hand
sowie den Lehrenden und
Lernenden liegen

Bildung ist ein Menschenrecht

sein soll. Schulen oder gar einzelne
Lehrkrafte handelten bisher bei der
Auswahl von Tools und Plattformen
weitgehend alleine. Und auch hier sind
wieder die Kinder und Jugendlichen im
Nachteil, die zu Hau-
se wenig bis keine di-
gitale Unterstitzung
erfahren kénnen. Um
dieser Situation Ab-
hilfe zu schaffen, soll
die Stadt ein groBan-
gelegtes Digitalisie-
rungsprogramm  fur
Bildungseinrichtungen auflegen. Dies
darf sie nicht privaten Anbietern tber-
lassen: Die Gestaltungsmacht Uber
Prozesse der Digitalisierung muss bei
der offentlichen Hand sowie den Leh-
renden und Lernenden liegen, nicht bei
privaten GroBkonzernen. Digitale Lern-
medien sind nur insoweit sinnvoll, als
sie padagogische Ziele beférdern und
Schulen als soziale Rdume erhalten.
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Die LINKE fordert:

>

Die digitale Ausstattung aller Schiler*innen mit Internet und digitalen
Geraten muss gewahrleistet werden, um der sozialen Ungleichheit ent-
gegenzuwirken. Digitale Hardware und Software muss von Anbietern ohne
Werbe- oder politischen Manipulationsinteressen bereitgestellt werden.
Insbesondere der Schutz der Daten von Kindern ist einzuhalten.

Die Schulen miissen mit Kameras und Plattformen fiir Streaming ausge-
stattet werden.

Die Unterstltzung von Schulen durch IT-Fachkréfte ist zu gewéhrleisten.
Die Stadt soll mit ihren Ressourcen bei der Einfiihrung und Nutzung digita-
ler Lehr- und Lernmethoden Unterstitzung leisten.

Die Digitalisierung der Schulen muss in ein ganzheitliches padagogisches
Konzept eingebunden sein, welches die zentrale Rolle von sozialen Bezie-
hungen in Lehr- und Lernprozessen anerkennt und kritischen Medienkon-
sum lehrt.
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Erwachsenenbildung

Lernen endet nicht mit dem Besuch
der Schule und dem Abschluss der
Ausbildung. Wir wollen, dass Men-
schen jeden Alters Zugang zu Bildung
haben. Mit der Volkshochschule hat

Bildung ist ein Menschenrecht

die Stadt die Moglichkeit, auch ele-
mentare Bildungsangebote zu schaf-
fen, z. B. Alphabetisierungskurse fir
Erwachsene, um Bildungsvorausset-
zungen nachholen zu kdnnen.

Die LINKE fordert:

> Die Gebiihrenfreiheit elementarer Bildungsangebote an der Volkshoch-

schule.

» Die VHS-Kursleiter*innen, die auf Honorarbasis arbeiten, miissen tariflich
entlohnt werden. Bei privaten Anbietern der Erwachsenenbildung muss
dies ebenfalls sichergestellt werden. Die bisherige Praxis von befristeten
Arbeitsvertragen, die zumeist Werkvertrage tber wenige Wochen sind,

muss aufhoéren.

> Auf Qualitat wie angemessene KursgroBen und raumliche Ausstattung ist

zu achten.

> Die Angebote zur politischen Bildung miissen ausgebaut werden.

2
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9. Gleiche Rechte filr Migrant*innen - Gefliichtete

willkommen

Frankfurt ist eine internationale
Stadt. Mehr als die Hélfte der Einwoh-
ner*innen haben einen Migrationshin-
tergrund. Menschen aus Gber 180 ver-
schiedenen Nationen leben hier. Diese
kulturelle Vielfalt ist
eine Bereicherung.

DIE LINKE setzt sich
fur die Einbeziehung
aller  dauerhaft in
Frankfurt lebenden
Menschen in politische
Entscheidungsprozes-
se ein. Alle Menschen,
die gemeinsam in einer Gemeinde le-
ben, sollen gleichberechtigt tGber die
kommunalen Belange bestimmen kon-
nen. Deshalb wollen wir das kommu-
nale Wahlrecht ausweiten. Solange der
Gesetzgeber die notwendigen gesetzli-
chen Voraussetzungen fiir ein kommu-

Alle Menschen, die
gemeinsam in einer
Gemeinde leben, sollen
gleichberechtigt iber die
kommunalen Belange
bestimmen kénnen

nales Wahlrecht nicht schafft, miissen
die Auslander*innenbeirate aufgewer-
tet und andere Wege der Mitwirkung
fir Migrant*innen geschaffen werden.
Wir kritisieren, dass die schwarz-gru-
ne Landesregierung
die Abschaffung der
Auslénder*innenbeira-
te vor Ort ermdglicht
hat. Das ,Integrati-
ons- und Diversitats-
monitoring“ der Stadt
Frankfurt zeigt Defizi-
te im Handlungsfeld
Spracherwerb und -entwicklung und
damit in der Bildungsarbeit auf. Auch
beim Zugang zum Arbeitsmarkt und
damit der materiellen Absicherung der
Familien gibt es Probleme. Bei der Woh-
nungssuche und auf dem Arbeitsmarkt
gibt es noch immer groBe Hiirden fiir
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Menschen mit Migrationshintergrund.
Viele arbeiten in Niedriglohnjobs zu un-
sicheren Bedingungen. Im Ausland er-
worbene Berufsabschlisse in Deutsch-
land anerkennen zu lassen, erfordert
viel Miihe und Biirokratie. Im Offentli-
chen Dienst und der Stadtverwaltung
sind Menschen mit Migrationshinter-
grund noch immer unterreprasentiert.

Mehrsprachige Informationen fehlen
haufig, und bei der Auslanderbehdrde
gibt es noch lange nicht die gleiche
Servicequalitdt wie bei Birgeramtern.
Migrant*innen erleben alltaglich Stig-
matisierung und institutionellen Ras-
sismus. Racial Profiling kriminalisiert
und diskriminiert Menschen aufgrund
von auBeren Merkmalen.

DIE LINKE fordert:

> Alle in Frankfurt lebenden Migrant*innen sollen das kommunale Wahlrecht
erhalten, bisher haben dies nur EU-Birger*innen.

» Aufwertung der Auslédnder*innenbeiréte.

> Die Bereitstellung von Rdumen durch die Stadt fiir ein selbstverwaltetes
migrantisches Zentrum, in dem Beratung, Wohnen und Leben unter einem
Dach méglich ist. Wir fordern ein Zuhause fiir Project Shelter und Unter-
stitzung fur zivilgesellschaftliche selbstorganisierte Projekte.

» Unterstiitzung und Ausweitung der bestehenden Beratungsangebote zur
Anerkennung auslandischer Berufsabschlisse.

» Ein ausreichendes Angebot an Sprachkursen.

» Ein durchlassiges Bildungssystem von der Kita bis zur Hochschule. Dies
kommt allen Kindern unabhéngig von ihrer Herkunft zugute.

» Ein Programm gegen Rassismus und Antisemitismus an Schulen, das sol-
che Vorkommnisse nicht einfach als vermeintliches Bildungsproblem der

Schiler*innen behandelt.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021
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Gleiche Rechte fur Migrant*innen - Geflichtete willkommen

Konkrete Schritte der Stadt Frankfurt gegen Diskriminierungen bei der
Wohnungssuche und auf dem Arbeitsmarkt.

Interkulturelle Offnung der Verwaltung, um die gesellschaftliche Vielfalt
auch in der Stadtverwaltung abzubilden.

Die Ausléanderbehorde wird dem Dezernat Integration und Bildung bzw.
dem Amt flr interkulturelle Angelegenheiten unterstellt.

Schluss mit dem Schlangestehen vor der Auslédnderbehdrde und langem
Warten auf Termine! Die Terminvergabe und der Zugang zu den Dienstleis-
tungen sind umgehend zu verbessern.

Das Personal der Auslanderbehdrde wird aufgestockt. Die Mitarbeiter*in-
nen erhalten in festen zeitlichen Abstédnden Weiterbildungen aus dem The-
menfeld interkulturelle Kompetenz und Antidiskriminierung.

Eine Unterkunft (Boardinghaus) fiir Wanderarbeiter*innen ist einzurichten.

b €%
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Gefliichtete Menschen in Frankfurt willkommen heiflen

Weltweit sind immer mehr Menschen
auf der Flucht vor Kriegen, Konflik-
ten, Folgen der Klimaerwarmung und
Armut. Kriege und Konflikte, die oft
genug durch militérische Einsatze der
Bundeswehr und deutsche Ristungs-
exporte verscharft wurden.

Viele gefliichtete Menschen haben ei-
nen langen und gefahrlichen Weg nach
Frankfurt hinter sich, haben Angehori-
ge verloren und sind
traumatisiert. Sie in
Frankfurt  willkom-
men zu heiBen be-
deutet, ihnen Empa-
thie und Sicherheit
entgegenzubringen,
statt  burokratische
Hirden aufzutiirmen. Stadt und Land
missen fiir eine menschenwirdige
Unterbringung und gute soziale, me-
dizinische und psychologische Betreu-
ung sorgen. Das Engagement von So-
zialarbeiter*innen, Kirchengemeinden
und vielen ehrenamtlichen Initiativen

Stadt und Land miissen
fiir eine menschenwdiirdige
Unterbringung und gute
soziale, medizinische und
psychologische Betreuung
sorgen

und Einzelpersonen, die sich aktiv und
aufopfernd einbringen, kann die Miss-
stande nur abmildern.

Die Unterbringung von geflichteten
Menschen ist vielerorts vollig unzurei-
chend. Viele leben (iber Monate oder
gar Jahre in Uberfillten Massenunter-
kiinften, auf engstem Raum und ohne
ausreichende Privatsphare. Die Coro-
na-Krise hat Menschen in Sammelun-
terkiinften besonders
hart getroffen, Ab-
stands- und Hygienere-
geln einzuhalten ist fast
unmoglich und Quaran-
tanemaBnahmen sind
unter derart beengten
Wohnverhéltnissen be-
sonders belastend. Wir wollen eine
echte Willkommenskultur in Frankfurt
verankern. Dazu muss in erster Linie
das Land, aber auch die Stadt ausrei-
chende finanzielle Mittel zur Verfigung
stellen.
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DIE LINKE fordert:

> Versorgung von gefliichteten Menschen mit angemessenem Wohnraum,
nicht dauerhaft in Gemeinschaftsunterkiinften, sondern dezentral im Rah-
men des allgemeinen Wohnungsbestandes. Dazu missen landesweite
Mindeststandards eingefliihrt werden.

> Hilfe fiir Gefliichtete bei der Wohnungssuche.

»  Wenn Sammelunterkiinfte kurzfristig nicht vermeidbar sind, miissen sie
gut ausgestattet werden. Geflichtete mussen geschitzt werden vor un-
angemessen hohen Zahlungen fiir ihre Unterkunft. Wenn maglich sollen
integrierte Wohnkonzepte umgesetzt werden, z. B. in Verbindung mit stu-
dentischem Wohnen.

»  Gute medizinische Versorgung, soziale und psychologische Betreuung.

> Jugendlichen muss der Schulbesuch und ein Nachholen von Abschliissen
ermoglicht und erleichtert werden.

> Getrennte Unterbringung von alleinstehenden Frauen und ihren Kindern
und uneingeschrankter Zugang zu Frauenhausern ist sicherzustellen.

> Méglichkeit zum Wohnortwechsel fiir von Gewalt Betroffene.

> Ausweitung des Angebots an Alphabetisierungs-, Sprach- und Integrations-
kursen mit Kinderbetreuung.

» Unterstiitzung ehrenamtlicher Strukturen der Fliichtlingshilfe.

»  Frankfurt erklart sich zum sicheren Hafen und nimmt freiwillig aus Seenot
gerettete Geflichtete auf.

2,
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Kein Platz fiir Rassismus und Nazis

10. Kein Platz filr Rassismus und Nazis!

Frankfurt ist eine weltoffene und in-
ternationale Stadt, in der Rassismus,
Antisemitismus, Antiziganismus und
Nazis keinen Platz haben diirfen.

Wir sind stolz darauf, dass, wann im-
mer Aufmarsche von Nazis angekiin-
digt werden, sich ihnen viele Menschen
in den Weg stellen. Der
Kampf gegen Rassis-
mus in all seinen For-
men, rechte ldeologien
und Frauenfeindlichkeit
ist eine tagliche Aufga-
be. Als LINKE arbeiten
wir mit in gesellschaftli-
chen Bundnissen gegen
Rassismus und Faschismus.

Mit den Protesten um #BlackLives-
Matter haben Betroffene nochmals
lautstark betont: Auch wenn Frank-

Auch wenn Frankfurt
sich gern weltoffen gibt,
sind viele Menschen
von Alltagsrassismus
betroffen

furt sich gern weltoffen gibt, sind viele
Menschen von Alltagsrassismus be-
troffen. Es ist unser aller Aufgabe, da-
flir Verantwortung zu tragen, dass kein
Mensch herabgewirdigt oder diskrimi-
niert wird. Es gilt, Rassismus uberall
entgegenzutreten - am Stammtisch,
auf der Arbeit, im All-
tag und insbesondere
auch in den Behor-
den.

Gerade durch die
Polizeiaffare um NSU
2.0 wurde das Sicher-
heitsgefiihl vieler Mig-
rant*innen, People of
Color und linker Aktivist*innen beein-
trachtigt - und das 1. Polizeirevier in
Frankfurt zum Symbol fiir eine Polizei,
der sie nicht vertrauen kénnen.

b €%
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DIE LINKE fordert:

>

Unterstltzung von zivilgesellschaftlichen Initiativen gegen Rassismus,
Antisemitismus, Muslimfeindlichkeit, Antiziganismus, Diskriminierung und
rechte Gewalt.

Keine Genehmigung von Nazi-Aufméarschen in der Stadt und keine Vermie-
tung offentlicher Raume an Nazis.

Forderung anti-rassistischer Bildungsarbeit - insbesondere an den Schu-
len.

Fortbildung der stédtischen Mitarbeiter*innen in der Verwaltung und bei
der Stadtpolizei in interkultureller Kompetenz und in Anti-Rassismus-Trai-
nings.

Unterstiitzungs- und Beratungsangebote fiir Menschen, die Opfer von ras-
sistischem Mobbing, Diskriminierung und rechter Gewalt wurden, stéarken
und ausbauen.

Einrichtung einer unabhéngigen Stelle fir Beschwerden bei Diskriminie-
rung und Gewalt durch Polizei und andere Sicherheitsbehorden.
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11. Friedenspolitik vor Ort: Kein Platz filr Militarismus!

Auch wenn militéarische Entscheidun-
gen von Bundesregierung und Bundes-
tag getroffen werden, ist Friedenspoli-

tik ein wichtiges Thema
in den Kommunen. Die
Mehrheit der Bevdlke-
rung lehnt Auslandsein-
satze, Ristungsexpor-
te und Aufristung ab.
Gerade in den letzten
Jahren unternimmt die
Bundeswehr groBe An-

strengungen, dies durch Kampagnen
zu verandern, die insbesondere auf die
Jugend in den Schulen ausgerichtet
sind. Auch in Berufsbildungszentren

2

Die Mehrheit der
Bevolkerung lehnt
Auslandseinsitze,

Riistungsexporte und
Aufriistung ab

i Das solidarische Frankfurt von morgen erkampfen

der Arbeitsagentur und auf Ausbil-
dungsmessen versucht sie zu werben.
DIE LINKE arbeitet in gesellschaftli-

chen Biindnissen ge-
gen Krieg und Aufris-
tung. So unterstitzt
sie die Kampagne zur
weltweiten Abschaf-
fung von Atomwaf-
fen, ICAN. Sie kampft
gegen Werbung der
Bundeswehr in Frank-

furt, die Teil der Militarisierung der
deutschen AuBenpolitik ist. In Frank-
furt darf es keinen Platz fiir Kriegsvor-
bereitung geben!
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86

DIE LINKE fordert:

>

>

Unterstiitzung zivilgesellschaftlicher Initiativen gegen Werbung fiir Aus-
landseinsatze der Bundeswehr.

Militérfreie Schulen: Keine Werbung fiir die Bundeswehr an Schulen. Die
Stadt soll Initiativen dagegen an den Schulen unterstiitzen. Die Koope-
rationsvereinbarung zwischen dem hessischen Kultusministerium und der
Bundeswehr muss aufgeldst werden.

Keine Werbung der Bundeswehr auf Berufsbildungs- und Ausbildungsmes-
sen in Frankfurt.

Soldat*in ist kein normaler Beruf! Keine Anwerbung im Rahmen der Ar-
beitsagentur.
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12. Demokratie in der Kommune

FWir wollen das Recht auf Mitbe-
stimmung und Mitgestaltung auf al-
len gesellschaftlichen Ebenen, also
auch in der Kommunalpolitik. Dies gilt
ausnahmslos fir alle, die in Frankfurt
langerfristig wohnen. Um die demo-
kratische Teilhabe junger Frankfur-
ter*innen zu ermdoglichen, soll das
kommunale Wahlrecht ab dem 16. Le-
bensjahr gelten.

Eine starke Fraktion der LINKEN im
Rémer stellt sich der
Aufgabe, nachzufor-
schen, zu kontrollieren
und standig und umfas-
send die Offentlichkeit
zu informieren. Damit
ist sie Garantie fiir Transparenz, und
nur so kann Teilhabe moglich werden.

Die Vertretung der Blrger*innen in
den Stadtteilen sind die Ortsbeirate.
Hier konnen unmittelbar Probleme
eingebracht und Wiinsche geduBert

2y,

Wir wollen die Ortsbeirate

gegeniiber dem Magistrat

und dem Stadtparlament
starken.

werden. Wir wollen die Ortsbeirate
gegenlber dem Magistrat und dem
Stadtparlament starken. Mitbestim-
mung erfordert Transparenz. Vertrage
der Stadt dirfen nicht in Hinterzim-
mern ausgehandelt, sondern mussen
einer offentlichen Kontrolle unterwor-
fen werden.

Privatisierungen  offentlicher  Ein-
richtungen sind auch ein Abbau von
Demokratie. DIE LINKE lehnt neoli-
berale  Freihandels-
abkommen ab, weil
sie die Demokratie
aushebeln und die
Entscheidungsrechte
von Parlamenten ein-
schranken. Durch sie wéaren weitere
Privatisierungen im Bereich der offent-
lichen Daseinsvorsorge vorprogram-
miert, und Rekommunalisierungen
bereits privatisierter Bereiche wiirden
erschwert.
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DIE LINKE fordert:

>

>

Kommunale Daseinsvorsorge gehort in 6ffentliche Hand! Vertrage mussen
transparent sein und einer parlamentarischen Kontrolle unterliegen.

Die schleichende Entmachtung der demokratischen Einflussmoglichkeiten
durch Privatisierungen muss gestoppt werden.

Schaffung einer kommunalen Informationsfreiheits- bzw. Transparenzsat-
zung.

Stadtische Daten sind verstandlich, nachvollziehbar und maschinenlesbar
im Open Data-Portal der Stadt Frankfurt zu veréffentlichen.

Kommunales Wahlrecht fiir alle Frankfurter*innen ab 16 Jahren, unabhan-
gig von ihrer Staatsangehorigkeit.

Die Ortsbeirate erhalten ein aufschiebendes Veto-Recht fiir Beschllsse
der Stadtverordnetenversammlung bei Entscheidungen, die ausschlieBlich
den eigenen Ortsbezirk betreffen.

Das Ortsbeiratsbudget ist anzuheben.

Demokratische Beteiligung setzt Zugang zu Informationen voraus. Um dies
zu gewahrleisten, muss die Stadt aktiv den Breitbandausbau vorantreiben,
Glasfaser und Leerrohre verlegen und kostenfreies WLAN im offentlichen
Raum anbieten. Dies muss als Teil der Daseinsvorsorge lber ein offenes
WLAN erfolgen.
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Demokratisierung und Digitalisierung der Stadtverwaltung

Eine ,,Stadt fiir alle“ heiBt auch, dass  arbeiten - Stichwort ,,Konzern Stadt".
die Stadtverwaltung demokratisch auf-  Gespart wird bei den Mitarbeiter*in-
gebaut sein muss mit guten Arbeits- nen, die die Dienstleistungen fir die
bedingungen fiir die Beschaftigten Stadtbevdlkerung erbringen und damit
und einer hohen Servicequalitdt fiir flr uns alle arbeiten. Dabei ist Frank-

die Burger*innen. Dazu
gehort, dass zivilgesell-
schaftliche und selbst-
verwaltete Strukturen
einbezogen werden.
Die Realitat ist leider
oftmals eine andere.

Die

unterliegt einem er-

. furt eine wachsende
Die Stadtverwaltung Stadt. Eine biirger-

un'terllegt einem freundliche  Verwal-
erheblichen Kostendruck. tung setzt qualifizier-
Verwaltungen sollen wie . "~ 14 en gagierte
Wirtschaftsunternehmen  \1:i . peiter*innen
arbeiten - Stichwort voraus. Ohne eine

»Konzern Stadt". handlungsfahige, biir-
gernahe Verwaltung

Stadtverwaltung

heblichen Kostendruck. Verwaltungen gehen viele politische Initiativen ins
sollen wie Wirtschaftsunternehmen Leere.

DIE LINKE fordert:

2y,

>

>

Demokratisierung der Stadtverwaltung und effektivere Kontrolle durch das
Stadtparlament.

Ausrichtung der Stadtverwaltung nach den Beddrfnissen der Birger*innen
statt auf betriebswirtschaftliche Konzernstrukturen.

Keine Kiirzung bei den Beschaftigten in der Stadtverwaltung, insbesondere
im Bereich der burgernahen Dienstleistungen.

Neue Stellen in den Amtern nach Bedarfen schaffen, nicht nach Kassen-
lage.

Keine weiteren Auslagerungen und Privatisierungen, sondern Wiederein-
gliederung und Rekommunalisierung von Dienstleistungen.

Biirger- und wohnortnaher Zugang zu Amtern und Behorden statt Zentrali-
sierung und Riickzug aus den Stadtteilen.

Digitalisierung in der Stadtverwaltung fiir biirgernahe Dienstleistungen,
aber auch fir die Beschaftigten im Home Office.

I Das solidarische Frankfurt von morgen erkampfen
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Biirger*innenrechte schiitzen - strukturelle Diskriminierung

bekampfen

Durch Uberwachung
und Ausspahung der
offentlichen und pri-
vaten Raume ist die
Austbung  demokra-
tischer Rechte be-
droht. Zugunsten

Konflikte und Kriminalitat

sind auch Folgen von
gesellschaftlicher
Ausgrenzung und

institutionellem Rassismus

sind auch Folgen von
gesellschaftlicher Aus-
grenzung und institu-
tionellem Rassismus.
Durch Racial Profiling
werden Menschen
aufgrund ihres  Er-

einer vermeintlichen Sicherheit - die
es hundertprozentig nicht gibt - wer-
den Freiheit und Selbstbestimmung
ausgehebelt. Konflikte und Kriminalitat

scheinungsbildes kriminalisiert. Auch
bei der Ausléanderbehdrde gibt es noch
lange nicht die Servicequalitat wie bei
Blrgeramtern.

DIE LINKE fordert:

vy vVVvyvYYy

vVyvyy

Statt Uberwachung: Pravention in Stadtteilen und Schulen starken.
Ausgrenzung und Gentrifizierung verhindern.

Reduzierung der Uberwachungskameras im &ffentlichen Raum.

Schaffung einer kommunalen Informationsfreiheitssatzung fiir den Wir-
kungskreis der Stadt Frankfurt und Schaffung eines Unabhangigen Frank-
furter Datenschutzbiiros.

Einrichtung einer unabhéngigen Polizeibeschwerdestelle.

Zerschlagung der rechtsextremen Netzwerke und Bekd@mpfung des struk-
turellen Rassismus in den Polizeibehdrden.

Veroffentlichung der durch die Polizei ausgewiesenen sogenannten gefahr-
lichen Orte.

Verbot von des Einsatzes von Tasern durch Polizeibehérden.
Sensibilisierung der Ordnungsbehorden fiir rassistische Strukturen.

Mehr Personal fiir die Auslanderbehorde, die an das Amt fir Multikulturelle
Angelegenheiten statt ans Ordnungsamt angegliedert wird. Maximale War-
tezeit von 15 Minuten fir 80 Prozent der Besucher*innen der Auslander-
behdrde, genau wie bei den Blrgeramtern.
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13. Gleichstellung von Frauen verwirklichen

Obwohl die Gleichstellung von Frau-
en und Méannern im Grundgesetz ver-
ankert ist, bestehen nach wie vor in
allen Lebensbereichen erhebliche Be-
nachteiligungen von Frauen gegenuber
Méannern.

Jede dritte Frau erlebt im Verlauf ihres
Lebens korperliche, psychische und fi-
nanzielle Gewalt. 70
Prozent der Frauen
in Deutschland wer-
den schon vor ihrem
17. Geburtstag se-
xualisiert  belastigt,
jeden dritten Tag ge-
schieht in Deutsch-
land ein Femizid. Die
geschlechtsspezifische Gewalt ist laut
der auch von Deutschland ratifizier-
ten Istanbul-Konvention eine schwere
Menschenrechtsverletzung.

Auch die Stadt Frankfurt ist gefragt,

Frauen sind
liberdurchschnittlich von
prekédren Lebens- und
Arbeitsbedingungen
betroffen

alles zu tun, um Frauen und Madchen
vor Gewalt zu schiitzen.

Immer noch sind deutlich weniger
Frauen in Entscheidungspositionen in
Wissenschaft, Wirtschaft, Verwaltung
und Politik. Dies trifft auch auf Frank-
furt zu. Der Anteil weiblicher Beschaf-
tigter bei den stadtischen Angestellten
ist in der Wahlperiode ab
2016 deutlich zurlck-
gegangen. Bei den Fuh-
rungspositionen  liegt
die Stadt unteren Drittel
vergleichbarer Stadte.

Wir setzen uns dafir
ein, dass Ressourcen,
Chancen und Macht ge-
recht zwischen Frauen und Mannern
geteilt werden. Ebenso sind Frauen
Uberdurchschnittlich von prekaren
Lebens- und Arbeitsbedingungen be-
troffen. Noch immer ist unbezahlte
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Arbeit zwischen Ménnern und Frauen
ungleich verteilt.

Die Betreuung von Kindern und Pfle-
gebediirftigen wie auch die Hausarbeit
wird nach wie vor zum groBen Teil
von Frauen geleistet. Sie finden ent-
weder im Privaten unentgeltlich oder
beruflich mit geringer Anerkennung,
unsicheren Arbeitsverhaltnissen und
schlechter Bezahlung statt. Dafiir, dass
sie diese zentralen gesellschaftlichen
Aufgaben lUbernehmen, zahlen Frauen
einen hohen Preis: Langzeiterwerbslo-
sigkeit, Minijobs und Niedrigl6hne sind

die Realitat vieler Frauen und flhren
zwangslaufig vermehrt zur Altersarmut
vor allem bei Alleinerziehenden.

Wir wollen, dass bezahlte und un-
bezahlte Arbeit gerecht verteilt wird.
Dazu gehort, dass Frauen mehr gut
bezahlte Arbeit erhalten und Manner
mehr Reproduktions- und Sorgearbeit
Ubernehmen.

Wir fordern, dass sich die Arbeitszeit
nicht an betrieblichen Erfordernissen
orientiert, sondern am Alltagsleben
und an den verschiedenen Lebensent-
wiirfen der Lohnabhéangigen.

DIE LINKE fordert:

» Die Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen in all ihren Formen als wesent-
liche Aufgabe der Stadt anzuerkennen. Dies bedeutet den uberfélligen
Ausbau des Gewaltschutzsystems gemaR der Istanbul Konvention in Form
einer Koordinierungsstelle zur Erhebung der Daten von geschlechtsspezi-
fischer Gewalt und Ermittlung der Bedarfe von Schutz und Pravention. Die
ebenso verpflichtende Monitoringstelle, welche unabhéngig von der Ko-
ordinierungsstelle unter Beteiligung von Nicht-Regierungsorganisationen
arbeitet, die Erfolge von MaBnahmen evaluieren und forschen soll, wird
unverziglich eingerichtet. Die Umsetzung der weiteren Verpflichtungen
aus der Istanbul-Konvention wie der Ausbau und die ausreichende Finan-
zierung von Frauenhdusern und Schutzraumen, mehrsprachigen und bar-
rierefrei zuganglichen Beratungs- und Praventionsangeboten, die kosten-
lose anwaltliche Beratung und die Schulung des zustandigen Personals in
Polizei, Schulen, Kitas, Sozialarbeit, medizinischen Berufen, Gefliichtete-
nunterklnften, Behindertenwohnheimen sowie bei den stadtischen Behor-
den inkl. der Richter*innen ist sicherzustellen. Frauenhdauser missen allen
Formen von Weiblichkeit gerecht werden und entsprechend angemesse-
nen Schutz bieten. Darliber hinaus muss es ausreichend Schutzraume fir
alle Menschen in Not, auch fiir Manner und Menschen, die sich als divers

bezeichnen, geben.
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> Die Stadtregierung wird aufgefordert, auf Landes- und Bundesebene dar-
auf hinzuwirken, dass Deutschland seinen Vorbehalt gegen den Art. 59 der
Istanbul-Konvention aufgibt. Asylsuchende Frauen sollen nicht jahrelang
beim gewalttatigen Partner bleiben miissen, damit die Ehestandszeit von
drei Jahren gewahrt ist und ein vom Partner unabhangiges, eigensténdiges
Aufenthaltsrecht erworben werden kann.

> Kinder, die in Gewaltbeziehungen hiusliche Gewalt erleben, sei es gegen
die Mutter oder gegen sich selbst, sind traumatisiert und brauchen psy-
chologische Unterstitzung. Wir fordern speziell geschulte Jugendamtsmit-
arbeiter*innen gemacht, die sich ausschlieBlich um Kinder mit diesen Ge-
walterfahrungen kiimmern.

> DIE LINKE unterstiitzt die Forderung der Frauenhduser nach jeweils min-
destens flinf pauschal finanzierten Schutzplatzen. Dolmetsch-Leistungen,
die fiir die Erstaufnahme, Beratung, Ubersetzung von Dokumenten und Be-
gleitung bei Behordengangen oder medizinischer Untersuchung bendétigt
werden, sollen vom Sozialdezernat finanziert werden.

> Werbung, die stereotype Geschlechterrollen propagiert und Frauen sexua-
lisiert oder anders diskriminierend darstellt, sind auf allen AuBenwerbean-
lagen in stadtischer Hand zu unterbinden. Vielféltige Korperbilder sollen
zur Selbstverstandlichkeit werden.

> Stidtische Kampagnen (Werbung, Aufklarung, politische Bildung usw.) ge-
gen sexuelle Gewalt im offentlichen Raum. Zusammenarbeit mit feminis-
tischen und zivilgesellschaftlichen Gruppen, die dazu bereits Kampagnen
geleistet haben.

> Offentliche Kampagnen fiir die Akzeptanz diverser Familienmodelle.

> Einflihrung von gender budgeting, einer nach Geschlechtern differenzier-
ten Analyse des stadtischen Haushalts, um zu tberprifen, wer vom Haus-
halt profitiert und wer nicht, um eine gerechte Verteilung sicherzustellen.

> Alle Magistratsvorlagen werden vor Antragstellung an die Stadtverord-
netenversammlung durch Gender Mainstreaming geprift, welche ge-
schlechtsspezifischen Auswirkungen die vorgesehene MaBnahme haben
wird. Die Ergebnisse sind Bestandteil der Vorlagen.

> Bei der Férderung von Frauen in Spitzenpositionen und der Durchsetzung
des Prinzips ,gleicher Lohn fiir gleiche bzw. gleichwertige Arbeit*
muss die Stadt Vorbild sein. Der Frauenforder- und Gleichstellungsplan
muss konsequent umgesetzt werden, in der Verwaltung, den Betrieben
und Mehrheitsbeteiligungen der Stadt mussen eine familienfreundliche
Betriebskultur und Arbeitszeitmodelle verankert werden. Werdende Vater
werden darin unterstutzt, ihre Vaterrolle aktiv und gleichberechtigt ab der
Geburt wahrzunehmen.

W€y o
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Die Zuriickdrangung prekarer Beschaftigungsverhéltnisse und Schaffung
tariflich entlohnter und sozialversicherungspflichtiger Arbeit, um mehr
Frauen eine selbststéndige Existenzsicherung und Altersvorsorge zu ge-
wahrleisten.

Zur Aufdeckung von Ungleichbehandlungen bei Einstellungen und Beférde-
rungen sowie der Aufdeckung von mittelbarer Diskriminierung in Entgelt-
systemen werden durch die Dezernate, insbesondere aber im Dezernat
»,Personal® die Prifinstrumente Gleichbehandlungscheck und Entgelt-
gleichheitscheck angewandt.

Bessere Kinderbetreuung und echte Ganztagsschulen. Wir wollen die
professionelle Reproduktions- und Sorgearbeit und personenbezogenen
Dienstleistungen (Kinderbetreuung, Pflege) durch bessere Bezahlung
und Arbeitsbedingungen aufwerten. Eine Entqualifizierung sozialer Beru-
fe durch den verstarkten Einsatz fachfremden Personals lehnen wir ab.
Aufgrund der steigenden kommunalen Kosten im Sozial- und Erziehungs-
bereich setzen wir uns fiir einen Ausgleich aus Bundes- und Landesmitteln
ein.

Den Ausbau von Netzwerken (Arbeitsagentur, Sozial- und Jugendamt, Woh-
nungsamt, freie Verbande und Initiativen) zur Unterstitzung und Beratung
von alleinerziehenden Muttern und Vatern bei der Arbeitssuche, Kinderbe-
treuung, Wohnungsbeschaffung und Versorgung in Notféllen.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021



Queer*: Gleichberechtigung fur alle geschlechtlichen und sexuellen Identitaten

14. Queer*': Gleichherechtigung fiir alle geschiechtlichen

und sexuellen Identitaten

Die Vielfalt geschlechtlicher und
sexueller Identitaten sowie romanti-
scher Orientierungen ist gesellschaft-
liche Realitat. DIE LINKE setzt sich fir
die Gleichberechtigung von Lesben,
Schwulen, Bi-, Trans*-, Inter*sexuel-
len, Asexuellen und queeren Menschen
(=LSBTIAQ*) ein.
DIE LINKE steht
fur eine Politik,
die ein gleichbe-

Nicht nach heterosexuellen
Normen lebende Menschen
sind liberdurchschnittlich

haben. Die Situation von LSBTIAQ* ist
haufig von Mehrfachdiskriminierung
gepragt. Speziell queere Menschen
im Kindes-/Jugendalter, im hoheren
Alter, mit Migrationshintergrund, mit
kérperlichen und/oder psychischen
Beeintrachtigungen sowie in preka-
ren sozialen Situa-
tionen sind betroffen
und bendtigen somit
besondere  Aufmerk-

von Stigmatisierung,
Diskriminierung und
Gewalttaten bedroht

samkeit und dement-
sprechende Angebote.

rechtigtes, selbst-
bestimmtes und

repressionsfreies

Leben ermoglicht.

Noch immer sind Menschen, die nicht
nach heterosexuellen Normen leben,
uberdurchschnittlich von Stigmatisie-
rung, Diskriminierung und Gewalttaten
bedroht. Stigmatisierung, Diskriminie-
rung oder Gewalt gegen LSBTIAQ™* diir-
fenin unserer Gesellschaft keinen Platz

In Schulen, Vereinen,

Behorden, Sport-, Aus-
bildungs- und Arbeitsstatten gehort
Queer*feindlichkeit leider noch immer
zum Alltag. Kinder aus ,Regenbogen-
familien“ sind oft von einer Stigmati-
sierung ihrer Eltern mitbetroffen. Die
Stadt Frankfurt muss diese Diskrimi-
nierung aktiv bekampfen.

1 Queer* meint lesbisch, schwul, pan- /bisexuell, asexuell, trans* (d. h. agender, nongender, gender-
queer, bigender, genderfluid, neutrois, transgender, transident, etc.) und inter*

2y,
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DIE LINKE fordert:

>

Eine Offentlichkeitskampagne der Stadt gegen jede Form von Stigmati-
sierung, Diskriminierung und Gewalt aufgrund der geschlechtlichen und
sexuellen Identitédten sowie romantischen Orientierungen.

Den Aufbau einer umfassenden Struktur zur Pravention und zum umfas-
senden Schutz von LSBTIAQ* vor Gewalt. Hierzu gehért auch ein sensib-
les und respektvolles Verhalten von Polizei und Strafverfolgungsbehdrden
durch verbindliche und qualifizierte Aus- und Weiterbildungsprogramme
und die Sicherstellung der psychosozialen Betreuung von Gewaltopfern.
Die Stadt Frankfurt muss ihren Einfluss auf Landesebene geltend machen,
dass die Vielfalt geschlechtlicher und sexueller Identitdten sowie romanti-
scher Orientierungen in die Lehrplédne aufgenommen werden.
Sensibilisierungsprogramme und Fortbildungen von Lehrkréften, Erzie-
her*innen, Jugendleiter*innen, Beschaftigten in der Kinder-, Familien- und
Jugendhilfe sowie von Behorden, die die Vielfalt geschlechtlicher und se-
xueller Identitdten sowie romantischer Orientierungen anerkennen und
Gleichstellung férdern. In der Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter*innen
des Standesamtes ist die respektvolle Behandlung von Menschen aller Ge-
schlechter Pflicht. Dazu gehort auch der Abbau von Geschlechterstereo-
typen.

Ausweitung der Aufklarungsprojekte zu geschlechtlichen und sexuellen
Identitédten sowie romantischen Orientierungen (wie “SCHLAU Frank-
furt”), ihre Aufstockung und dauerhafte Finanzierung.

Aufstockung und dauerhafte Finanzierung der bestehenden Selbsthilfe-
und Beratungsstrukturen von LSBTIAQ* fiir LSBTIAQ* durch die Stadt.
Forderung und Ausbau von Schutzangeboten flir queere Kinder und Ju-
gendliche. Dazu zéhlen auch queere Wohnprojekte (wie “Queeres Jugend-
wohnen”) und Jugendzentren (wie “KUSS41”).
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Forderung und Ausbau queerer Senior*innen-Wohn- und -Pflegeprojekte,
die nach dem Regenbogenschliissel zertifiziert sind.

Forderung und Ausbau von Beratungsangeboten und Schutzraumen fir
queere Sexarbeiter*innen (wie “KISS Frankfurt”). Diese Angebote sollten
psychosoziale als auch gesundheitliche Aspekte umfassen.

Queere Raume sind Teil einer vielfaltigen Gesellschaft und sind Basis einer
lebendigen, solidarischen Stadtkultur: die Stadt Frankfurt muss sich fir
den Erhalt und die Forderung von queeren Raumen wie Bars, Clubs, kultu-
rellen Einrichtungen sowie fur Vereins-, Beratungs- und Schutzrdume ein-
setzen.

Fir die Forderung der Akzeptanz ist das Expert*innenwissen und die Un-
terstitzung der Communities unerlésslich. Die Arbeit der Koordinierungs-
stelle fir LSBTIAQ*-Themen ist dauerhaft zu sichern.

Das Stadtarchiv ist verpflichtet, die Gesamtheit aller Lebensweisen als Ge-
schichte der Stadt abzubilden.

b €%
MEMLDas solidarische Frankfurt von morgen erkdmpfen

97






Rechte der Menschen mit Behinderungen stérken - Inklusion verwirklichen

15. Rechte der Menschen mit Behinderungen starken -

Inklusion verwirklichen

Kein Mensch darf aufgrund einer Be-
hinderung diskriminiert werden. Viele
Menschen mit Behinderungen ma-
chen tagtaglich die Erfahrung, dass
sie an Bereichen des o6ffentlichen und
gesellschaftlichen Lebens nicht teil-
nehmen konnen, weil es ein unzurei-
chendes Mobilitdtsangebot und keine
Barrierefreiheit gibt. Auch ihr Zugang
zu Bildung und zum Arbeitsmarkt ist

2

mit hohen Hirden versehen. Das wol-
len wir andern, um das Recht auf Inklu-
sion, wie es auch in den UN-Konven-
tionen verankert ist, durchzusetzen.
Dabei wollen wir nicht Uber die Kopfe
der Betroffenen hinweg entscheiden,
sondern Projekte und Vereine fir ein
selbstbestimmtes Leben von Men-
schen mit Behinderungen starken.
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DIE LINKE fordert:

>

vvyy

Bessere Inklusion am Arbeitsplatz. Die Stadt muss nicht nur in stadtischen
Betrieben, sondern in allen Unternehmen, auf die sie Einfluss hat, darauf
achten, dass die Integrationsquoten eingehalten werden. Zudem muss In-
klusion am Arbeitsplatz auch ein Kriterium fiir 6ffentliche Ausschreibun-
gen und Auftragsvergabe sein. Notwendig ist zudem die Ausweitung der
FordermaBnahmen zur Eingliederung (bzw. Wiedereingliederung) von Men-
schen mit Behinderung ins Berufsleben.

Mehr Personal und Kompetenzen fir die Stabstelle Inklusion und das Biiro
des bzw. der Behindertenbeauftragten.

Verbesserung der Frihforderung von Kleinkindern mit Behinderung und
Ausbau von Spielplatzen mit behindertengerechten Spielgeraten.

Kitas und Schulen, die inklusiv sind. Kinder mit und ohne Behinderung sol-
len zusammen aufwachsen, um frithzeitig und ohne Vorbehalte mit- und
voneinander lernen zu kdnnen.

Fahrdienste fir Menschen mit Behinderung dirfen nicht gekirzt, sondern
missen ausgebaut werden, damit gesellschaftliche Teilhabe ermdglicht
wird. Diese Dienste diirfen nicht privatisiert werden und es muss eine ta-
rifliche Entlohnung fiir die dort Beschaftigten gesichert werden.
Barrierefreiheit fur Rollstuhlfahrer*innen, Blinde und Sehbehinderte sowie
Menschen mit sonstigen Behinderungen muss im OPNV, in &ffentlichen
Gebauden und stadtischen Einrichtungen gewahrleistet werden. Da die
Stadt Frankfurt die Vorgaben flr barrierefreie Haltestellen bis zum 1. Ja-
nuar 2022 verfehlen wird, miissen alle Bahnstationen und Bushaltestellen
unverziglich barrierefrei umgebaut werden.

Neubauwohnungen missen barrierefrei sein.

Forderung des ,betreuten Wohnens* in den eigenen vier Wanden.
Vereinfachter Umbau zu barrierefreien Wohnungen. Wohnprojekte fiir Be-
hinderte in urbaner Lage mussen finanziell geférdert werden.

Vereine, die selbstbestimmtes Leben von Menschen mit Behinderungen
starken, besser fordern.

Offentliche Veranstaltungen der Stadt Frankfurt miissen barrierefrei sein,
bei vorheriger Anmeldung auch in Gebardensprache oder mit induktiven
Horanlagen.
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16. Mehr Rechte fiir Kinder und Jugendliche

Gut 13.000 Kinder pro Jahr erblicken
in Frankfurt die Welt. Das Leben unse-
rer Kinder sollte bunt und heiter sein,
sie sollen spielen, lernen, toben, Freun-
de treffen, musizieren, turnen, kreativ
sein, lachen und lieben. Die Verwirk-
lichung der Kinderrechte gehort nicht
erst seit Corona zu den LINKEN Forde-
rungen. In Frankfurt leben derzeit 17,7
Prozent der Kinder und
Jugendlichen unter 18
Jahren in Familien im
SGBII-Bezug. Das st
fast jede*r flnfte! Kein
Kind soll Not leiden,
weshalb wir seit Jahren auf Bundes-
ebene eine Kindergrundsicherung fiir
alle Kinder fordern. Denn gegen Armut
und Ausgrenzung hilft nur umverteilen!

Familie ist dort, wo Menschen zusam-
menleben und sich umeinander kiim-
mern. Wir ricken die Bedirfnisse der

2y,

Familie ist dort,
wo Menschen
zusammenleben und sich
umeinander kiimmern

Kinder in den Fokus und wollen alle EI-
ternteile in jeder Familienkonstellation
in die Lage versetzen, gut und sicher
fur sich und ihre Angehdrigen sorgen
zu kdnnen.

Wir sind der Meinung, dass fur Kin-
der und Familien das sprichwortliche
,Dorf“, die ,Nachbarschaft®, und da-
mit auch Nachbarschaftsangebote wie
Mehrgenerationen-
hauser, Kinder- und
Familienzentren, Kin-
der- und Jugendhauser
sowie  Mdoglichkeiten
der  Familienbildung
und -erholung besonders wichtig sind.
Die wachsende Stadt Frankfurt braucht
mehr familienfreundliche Treffpunk-
te, Begegnungsstatten flr Eltern und
Kinder und ausreichend kindgerechte
Spielrdume in den Quartieren. Hier
sollten auch Unterstltzungsangebote
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wie die Friihen Hilfen, Familien-, Er-
ziehungs-, Elternberatungsstellen und
das Kinderschutznetz niedrigschwellig
erreich- und erlebbar werden.

Die ungleichen Bildungs-und Teilhabe-
chancen von Kindern und Jugendlichen
erschweren die Entfaltungsmoglich-
keiten und die Entwicklungsbedingun-
gen unserer Kinder. Deshalb sind fur
uns auch auf stadtischer Ebene eine
umverteilende Sozialpolitik, eine Bil-
dungspolitik, die Kinder madglichst
lange gemeinsam in kleinen Gruppen

begleitet und fordert, und kostenlose
oder -glinstige Kultur- und Freizeitan-
gebote zentral.

In einer demokratischen Gesellschaft
missen Kinder und Jugendliche mit-
sprechen und mitbestimmen dirfen.
So haben Gemeinden Kinder und Ju-
gendliche bei Planungen und Vorha-
ben, die ihre Interessen beriihren, zu
beteiligen. So steht es in der Hessi-
schen Gemeindeordnung. Bisher wird
jedoch vielfach {iber ihre Kopfe hinweg
entschieden. Das wollen wir &ndern.

DIE LINKE fordert:

»  Kommunales Wahlrecht ab 16 Jahren.

» Einrichtung eines stadtweiten Jugendparlaments mit Rede- und Antrags-
recht in stadtischen politischen Gremien. Es muss mit Mitbestimmungs-
rechten in allen Belangen, die Jugendliche betreffen, ausgestattet sein.
Personal und Mittel sind zum Gelingen dieser Beteiligung erforderlich.
DIE LINKE unterstiitzt das vom Frankfurter Jugendring und Frankfurter
Stadtschiiler*innenrat ins Leben gerufene Partizipationsprojekt ,,Jugend-
MachtFrankfurt® und setzt sich fiir eine Starkung der hier genannten vier
Saulen der Beteiligung ein: Beteiligung an der Schule, digitale Beteiligung,
offene und projektbezogene Beteiligung.

» Demokratische Beteiligung von Schiiler*innen an schulinternen und schul-
politischen Entscheidungsprozessen. Starkung und finanzielle Ausstattung
der Schiler*innenvertretungen und der Stadtschiler*innenvertretung.
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Jugendpartizipation als solche erkennen und anerkennen.

Jugendliche miissen dazu ermach-
tigt werden, Konflikte mit anderen Ak-
teur*innen, vor allem Erwachsenen,
Fachkraften und Institutionenvertre-
ter*innen auszuhandeln. Partizipation
und Anerkennung sind eine Frage von
Rechten und ihrer Durchsetzung. Ju-
gendliche haben das Recht sich im of-

fentlichen Raum nach ihren Wiinschen
zu bewegen, sichtbar zu sein, sich zu
unterschiedlichen Themen zu engagie-
ren oder auch Einspriiche zu formu-
lieren. Hierflr braucht es neben fest-
geschriebener Rechte und finanzieller
Ressourcen auch eine Interessenver-
tretung der Jugendlichen vor Ort.

DIE LINKE fordert:

»  Mehr Riume zur Aneignung durch Jugendliche beispielsweise durch die
Bereitstellung selbstverwalteter Jugendzentren.
> Jugendquartiersmanagement in jedem Stadtteil.

Offene Kinder- und Jugendarbeit stirken

Ganztagsschulen und Horte miissen
ausgebaut werden.

Jedoch konnen sie das Freizeitange-
bot der offenen Kinder- und Jugendar-
beit nicht ersetzen. Dieses ermdglicht
es Kindern und Jugendlichen, eige-
ne Sozialrdume zu erschlieBen, sich
selbst zu erleben und Orientierung
fir die weitere persénliche Entwick-
lung zu finden. Besonders Themen wie
Rassismus, Geschlechtsidentitat und
Berufsorientierung stehen hier im Mit-
telpunkt.

Seit 2015 gab es trotz steigender
Kosten keine ausreichenden Zuschuss-
erhohungen an die freien Trager der
offenen Kinder- und Jugendarbeit. So
fehlen den Trdgern mehrere Millionen
Euro durch tarifbedingte Personalkos-

tensteigerungen. Zusatzlich muissen
die Trager steigende Mieten, Miet-
nebenkosten und hdhere Sachkosten
stemmen.

Dabei ist es gerade angesichts hoher
Kinderarmut, sozialer Polarisierung
sowie ungehemmter Beitrage in den
sozialen Medien mit rechtsradikalem
Inhalt oder pornographischen Gewalt-
darstellungen - auch mit Kindern - not-
wendig, mehr finanzielle Mittel und
mehr Personal fir die Kinder- und Ju-
gendarbeit und die Jugendhilfe zur Ver-
figung zu stellen.

Auch die Schulsozialarbeit wollen wir
ausweiten und die Zahl der Schulpsy-
chologinnen und Schulpsychologen
erhohen. Dafiir sind zusatzliche Mittel
vom Land ndtig.

b €%
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DIE LINKE fordert:

>

>

Ausreichende, an den Tarifvertrag des offentlichen Dienstes angepasste
Finanzierung der freien Trager der offenen Kinder- und Jugendarbeit.
Bessere Ausstattung der stadtischen Jugendhauser mit Sachmitteln und
Personal.

Ausbau der Zusammenarbeit der Jugendhauser mit Kultur- und Bildungs-
einrichtungen, z.B. der Volkshochschule.

Einen offenen Jugendtreffpunkt als Freiraum in jedem Stadtteil. Den Ju-
gendlichen ist hier groBtmogliche Mitsprache und Selbstverwaltung ein-
zurdumen.

Die Ausweitung der Schulsozialarbeit und mehr Schulpsychologlnnen so-
wie Ausbau und Weiterentwicklung der aufsuchenden Sozialarbeit.

In der Kinder- und Jugendférderung sind ausreichende Mittel bereitzustel-
len, um die MaBnahmen, die der Fachausschuss fiir notwendig halt, um-
zusetzen.

Bessere Finanzierung der Jugendverbande.

Die Vernetzung in den Arbeitsfeldern Madchen- und Jungenarbeit. Dabei
soll in allen Tragern je eine Person als Madchenbeauftragte und eine Per-
son als Jungenbeauftragte eingesetzt werden.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021



Ausbildung und Beruf

Alle Jugendlichen haben das Recht
auf eine qualitativ hochwertige Be-
rufsausbildung. Die Stadt Frankfurt
muss sich dafiir engagieren, dass alle

Mehr Rechte fiir Kinder und Jugendliche

Jugendlichen, die dies wollen, eine Be-
rufsausbildung erhalten (siehe auch
Kapitel ,Solidarisch wirtschaften -
Gute Arbeit fordern®.)

DIE LINKE fordert:

>

>

| 2

Mehr Ausbildungsplatze bei der Stadt Frankfurt und den stédtischen Un-
ternehmen.

Die Vergabe von 6ffentlichen Auftrdgen muss auch von der Bereitstellung
von Ausbildungsplatzen abhéngig gemacht werden.

Den Auf- und Ausbau von Jugendbeschaftigungsgesellschaften in stadti-
scher Regie fur Jugendliche, die keinen Ausbildungsplatz finden. Besonde-
re padagogische Forderungsprojekte fiir benachteiligte Jugendliche - auch
ohne Abschluss.

Jugendliche und junge Erwachsene dabei zu unterstitzen, ihre Berufswahl
nicht von Geschlechtszuschreibungen abhéangig zu machen, sondern von
ihren Interessen und Fahigkeiten.

Kultur und Freizeit

Wir wollen die Entwicklung einer
nichtkommerziellen, selbstbestimm-
ten Jugendkultur fordern. Jugendliche
mussen die Moglichkeit haben, selbst-

organisiert Konzerte und Events zu
veranstalten, statt ausschlieBlich auf
teure kommerzielle Angebote angewie-
sen zu sein.

DIE LINKE fordert:

2

>

|
| 2

|

Kostenglinstige bzw. wo mdglich kostenfreie und wohnortnahe geeignete
Raumlichkeiten fir Kultur- und Jugendeinrichtungen.

Die Forderung nichtkommerzieller, selbstbestimmter Jugendkulturzentren.
Wohnortnahe, offentlich zugangliche Sportplatze und Spielflachen - auch
auBerhalb von Vereinsstrukturen.
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17 Gutes und wiirdevolles Lebhen im Alter

Wir wollen, dass Frankfurt eine le- Rente und die Rente erst ab 67 fiih-
benswerte Stadt fiir alle Altersgruppen  ren dazu, dass immer mehr Menschen
ist. Derzeit aber fiihlen sich viele dltere  gezwungen sind, bis ins hohe Alter zu

Menschen  ausge- arbeiten oder Flaschen
g

grenzt. Nicht weni- . zu sammeln, um irgend-

ge miissen fiirchten, Viele haben kaum wie (ber die Runden zu

durch die steigen- Moglichkeiten, am kommen. Frauen sind be-
den Mieten aus ih- &eSellschaftlichen Leben  songers von Altersarmut
ren Wohnungen ver- /N einer so teuren Stadt  peiroffen. Viele dieser

drangt zu werden. teilzunehmen Missstiande lassen sich
Viele haben kaum allein auf kommunaler
Moglichkeiten, am Ebene nicht beheben.

gesellschaftlichen Leben in einer so Doch auch die Stadt kann viel dafir
teuren Stadt teilzunehmen. Renten- tun, um das Leben von Senior*innen in
klrzungen, die Teilprivatisierung der  Frankfurt zu verbessern.

2,
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DIE LINKE fordert:

>

Eine freiwillige kommunale Aufstockung der Regelsatzstufen nach § 28
SGB XII der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung um je-
weils 100 Euro fir ein wirdevolles Leben in einer teuren Stadt.

Die Starkung der Mitbestimmungs- und Teilhabeinteressen von Senior*in-
nen durch ein Antragsrecht des Senior*innenbeirats und die Erweiterung
seiner Offentlichkeitsarbeit.

Eine altersinklusive Stadtentwicklung und Gestaltung des offentlichen
Raums. Hierzu gehoren Barrierefreiheit, Nahversorgung und dezentrale
Einkaufsmdglichkeiten (z.B. durch Vereine und Genossenschaften), eine
wohnortnahe gesundheitliche und pflegerische Betreuung, die Foérderung
von generationenlibergreifenden Begegnungsstatten mit Kultur- und Frei-
zeitangeboten und von nachbarschaftlicher Unterstiitzung, z.B. durch
selbstorganisierte Kiichen fir alle oder Hilfenetzwerke.

Den bedarfsgerechten Bau und Ausbau sozialer Wohnformen, die ein al-
tersgerechtes und selbstbestimmtes Wohnen ermdglichen, und die Forde-
rung von generationenibergreifenden Wohnprojekten (Mehrgenerationen-
hauser). Hier sind besonders die stadtischen Wohnungsbaugesellschaften
gefordert.

Die Forderung der altersgerechten Umgestaltung von Wohnungen, damit
altere Menschen moglichst lange in ihrem gewohnten Wohnumfeld bleiben
kdnnen.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021



Gutes und wiirdevolles Leben im Alter

> Fiir das moglichst lange Leben in der eigenen Wohnung sind gute am-
bulante Strukturen unverzichtbar. Die Stadt muss mit daflr Sorge tra-
gen, dass es sowohl stationédre wie ambulante Einrichtungen in ausrei-
chendem Umfang und guter Qualitat gibt.

> Einen niedrigschwelligen Zugang zu Informationen fiir alle: Die Angebo-
te des Rathauses fiir Senior*innen und des Pflegestiitzpunktes Frank-
furt sind bekannter zu machen, die Senioren Zeitschrift so zu gestalten,
dass sie der lebensweltlichen Vielfalt der Senior*innen gerecht wird.
Bildungsangebote und -programme fiir Senior*innen.

> Essen auf Radern mit gesunder, regionaler Kost und verschiedenen
Angeboten (fur Allergiker*innen, vegan, koscher, helal) soll wieder in
stadtischer Regie angeboten werden. Auch hierfir fordern wir die Wie-
dereinrichtung der stadtischen Kiichenbetriebe.

> Einen humanen Umgang mit Demenzkranken. Das erfordert u. a. die
Erweiterung integrativer und inklusiver Angebote, um demenzkranken
Menschen so lange wie moglich Lebensqualitat und Selbststéndigkeit
zu erhalten.

» In Alteneinrichtungen die Haltung und den Besuch von Tieren zu er-
leichtern, damit Tiere verstarkt zur seelischen Betreuung alter Men-
schen beitragen konnen.

%,
gi]am ik | Das solidarische Frankfurt von morgen erkdmpfen e






18. Kultur fiir alle

Kultur fur alle! Dieses Motto des eins-
tigen Kulturdezernenten Hilmar Hoff-
mann bleibt fir DIE

Kultur fir alle

ser, Museen, Aufflihrungsstatten, Bib-
liotheken, Denkmaler und vieles mehr
tragen wesentlich zur

LINKE Verpflichtung.  Es gilt, diese Barrieren  kulturellen  Identitit
Kultur ist wesentlich abzubauen, soziale der Stadt bei. Trotz
fir eine demokrati- Ausgrenzung zu erméaBigter  Eintritts-

sche Gesellschaft und
eine wichtige Aufgabe
der Kommunalpolitik.
Kulturelle Angebote
und kulturelle Bildung
gehoren zur Daseinsvorsorge, alle
Frankfurter*innen haben das Recht
auf kulturelle Bildung und Teilhabe.
Frankfurt hat einen hohen Kulturetat,
mit dem es eine Kunst- und Kulturland-
schaft betreibt, die im In- und Ausland
Renommee besitzt. Die Theaterhau-

bekdmpfen und
kostengiinstige oder
kostenfreie kulturelle
Angebote zu schaffen

preise in vielen kultu-
rellen  Einrichtungen
bestehen weiterhin
finanzielle und gesell-
schaftliche Barrieren.
Es gilt, diese Barrieren abzubauen, so-
ziale Ausgrenzung zu bekdampfen und
kostenglnstige oder kostenfreie kultu-
relle Angebote zu schaffen. Kulturelle
Teilhabe und ein birgernahes Kultur-
angebot sind elementar fiir eine demo-
kratische Gesellschaft.

b €%
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Besonders fir Kinder und Jugendliche
missen Maoglichkeiten fir kulturelle
und kiinstlerische Betéatigung gefor-
dert werden. Kleinere Kulturangebote
und insbesondere die freie Kultur-
szene geben den Raum fur kulturelle
Vielfalt und sind der N&hrboden fir
die Absolvent*innen der erstklassigen
Hochschulen fiir bildende Kunst, Film,
Musik und darstellende Kiinste in der
Region.

Kunst- und Kulturschaffende sol-
len in Frankfurt gute Lebens- und
Arbeitsbedingungen vorfinden. Der-
zeit dominieren im Kultursektor pre-

kére Beschéftigungsverhéltnisse und
Selbstausbeutung durch projektbe-
zogene Auftrége, eine geringe soziale
Absicherung und oftmals L&hne unter-
halb der Existenzsicherung.

Durch die Corona-Krise hat sich die
Lage fir Kulturbetriebe und -schaffen-
de noch einmal verschérft. Das Fehlen
offentlicher Veranstaltungen, gleich-
zeitig aber auch die Kreativitat bei der
Suche nach virtuellen Ersatzformaten
zeigt deutlich: Kunst und Kultur sind
systemrelevant fiir unser Zusammen-
leben.

DIE LINKE fordert:

>

Zugang ermoglichen: Eine soziale Preispolitik bei allen Kultureinrichtungen
und ein breites Angebot von kostenlosen oder zumindest kostenglinstigen
Kulturveranstaltungen.

Karten flr 6ffentliche Veranstaltungen, die bis 10 Minuten vor Beginn nicht
verkauft wurden, sollen an Jugendliche und Frankfurt-Pass-Inhaber*innen
zu einem symbolischen Preis gehen.

Verbleib der Stadtischen Bihnen am Willy-Brandt-Platz, bei einer mdogli-
chen Aufteilung auf zwei Hauser zentral erreichbar flr die Besucher*innen
und Beschéaftigten in der Innenstadt. Eine Umwidmung &6ffentlichen Raums
fur private Investoren in den Wallanlagen lehnen wir ab.

Errichtung eines Zentrums der Kiinste auf dem Campus Bockenheim. For-
derung des Offenen Hauses der Kulturen im Studierendenhaus.
Zusatzliche glinstige Atelier- und Proberdume.

Stérkere stadtische Forderung der freien Kulturszene und von kleineren
Kunst- und Kulturinitiativen wie Theater- und Tanzprojekten, Ausstellungs-
raumen oder Film- und Kulturfesten.

Sanierung und Ausbau der Naxoshalle als zukiinftiges Theater fir mehr
freie Gruppen.

Erhalt antifaschistischer und emanzipatorischer Kulturprojekte.
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> Umstellung der Kulturfinanzierung von projektbezogener auf starker insti-
tutionelle Forderung, um prekare Arbeitsbedingungen von Kinstler*innen
einzudammen.

»  Fiir Projekte und Veranstaltungen, die aufgrund der Corona-Krise verscho-
ben werden mussten, kdnnen Fordermittel ins Folgejahr Ubertragen wer-
den. Eine Riickzahlungspflicht fiir dadurch ausgefallene Projekte entfallt.

> Schaffung von Kulturangeboten in peripheren Stadtteilen, um diese lebens-
werter und bunter zu gestalten, sowie eine erleichterte Zwischennutzung
leerstehender Gebaude fir Kunst und Kultur.

> Erhalt und Ausbau der Stadtteilbibliotheken.

Forderung der Digitalisierung von Bibliotheken, Archiven und Kulturgiitern.

Die Forderung fur Musikschulen muss ausgebaut und verstetigt werden,

um den Zugang zu erleichtern und um den Beschaftigten sichere und lang-

fristig angelegte Beschéftigungsverhéltnisse zu garantieren.

> Ankaufsetats flir Museen und Archive.

Kunst im 6ffentlichen Raum férdern.

> Interkulturelle Kulturinitiativen zu unterstitzen, um Foren fiir gemeinsame
Dialoge zu bieten und multikulturelle Vielfalt aktiv zu leben.

> Clubsterben verhindern: Bessere Forderung der Frankfurter Clubszene,
zum Beispiel mit einem Sanierungsfonds.

> Foérderung des MOMEM als zentralem Dokumentationsort der Frankfurter
Clubkultur.

> ZeitgemaBe Umgestaltung der Dauerausstellung in der Paulskirche und
Offnung als Ort fiir gesellschaftliche Diskurse.

» In Frankfurt soll das Programm ,Jedem Kind ein Musikinstrument* auf-
gelegt werden.

> Bau und Betrieb eines eigenstandigen Kinder- und Jugendtheaters im Zoo-
Gesellschaftshaus.

» Das Erinnern an die Opfer des Faschismus muss ein wichtiger Bestandteil
der Kulturpolitik sein. Erinnerungsorte wie z.B. das Denkmal der Kinder-
transporte oder die ehemaligen Adlerwerke als AuBenstelle des Konzen-
trationslagers Katzbach missen angemessenen Raum fiir das Gedenken
an die Opfer bieten. Die Erinnerungsstatte fiir die deportierten Juden und
Jidinnen an der GroBmarkthalle, die teilweise auf dem Gelande der EZB
liegt, muss fiir die Offentlichkeit zuganglich sein.
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Breitensport fordern - statt Kommerzialisierung

19. Breitensport fordern - statt Kommetrzialisierung

Sport verbindet Menschen, kann das
Selbstvertrauen starken, Menschen
zusammenbringen und die eigenen F&-
higkeiten bewusst machen. Gemeinsa-
mer Sport kann Barrieren Gberwinden,

Schwimmbadern darf nicht vom Geld-
beutel abhangen. Insbesondere Kinder
und Jugendliche brauchen offentliche
und kostenfreie Angebote wie Bolz-
platze und Turngerdte. Immer mehr

die Integration fordern, Gewaltbereit- Kinder konnen nicht schwimmen,
schaft und Rassis- das wollen wir andern
mus entgegenwirken, durch niedrigere Ein-
er hat eine gesund- Der Zugang zu trittspreise sowie mehr

heitsfordernde und
soziale Funktion.
Dafir missen die

Angebote aber auch
alle  Personengrup-
pen gleichermaBen
erreichen und inklusive und antidis-
kriminierende Ziele bewusst verfolgen.
Der Zugang zu Sportangeboten und

2y,

Sportangeboten und

Schwimmbédern darf

nicht vom Geldbeutel
abhéngen

Schwimmunterricht und
Schwimmkurse. Frank-
furt braucht ein Bader-
konzept, das den Erhalt
aller offentlichen Béader
und die notwendige Sa-
nierung garantiert. Frankfurts vielseiti-
ge Sportszene steht vor Herausforde-
rungen angesichts der verheerenden
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Breitensport fordern - statt Kommerzialisierung

Auswirkungen der Corona-Krise auf
Vereine und Sportstatten, knapper
werdender Forderung, altersbedingter
Veranderungen, neuer Sportarten und
veranderter Zeitbedirfnisse. Aufgabe
der Stadt ist die Forderung von Frei-
zeit- und Breitensport, Vereinssport
und Nachwuchsforderung. Mit Sta-
dionbesucher*innen und der FuBball-

Fanszene ist ein offener Dialog not-
wendig statt immer wiederkehrender
Diskussionen um Repressionen und
Kriminalisierungsversuche. Fanprojek-
te, die sich gegen Rassismus stellen
und sich um die soziale Integration und
Forderung von Jugendlichen kimmern,
mussen unterstitzt und gefordert wer-
den.

DIE LINKE fordert:

> Den Bau neuer Sportstitten angesichts der stetig wachsenden Stadt und
eine Modernisierung und Renovierung der bestehenden o6ffentlichen Sport-
anlagen. Sportstatten sind flir Menschen mit Behinderung barrierefrei zu
gestalten. Mikroplastik muss von Kunstrasenplédtzen verbannt werden.

> Kostenglinstige und kostenfreie Sportangebote fiir Kinder und Jugendliche
- unabhangig vom Geldbeutel der Eltern.

> Bessere Forderung der Sportvereine durch die Stadt.

» Kommunale Sportanlagen miissen fiir nichtkommerzielle Nutzung generell
mietfrei sein. Es darf keine Privilegien fiir kommerzielle GroBveranstalter
auf Kosten der Steuerzahler*innen geben! Sicherheitskonzepte fiir Sicher-
heit, Schutz und Hygiene bei Events sind ausschlieBlich durch legitimierte
Behorden zu erstellen. Dabei muss die die Sicherheit der Besucher*innen

hochste Prioritat haben.

> Alle Frankfurter Bdder miissen erhalten und die Eintrittspreise deutlich ge-
senkt werden. Ausweitung des Schwimmunterrichts und der Schwimm-

kurse fur Kinder und Jugendliche.
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20. Finanzen: Einnahmen erhohen und investieren, anstatt

zu kiirzen

Frankfurt am Main ist eine der reichs-
ten Stadte Deutschlands. Hohe Ge-

le Wohnungsbau, kommt nicht voran.
Frankfurt kdnnte Spriinge machen,

werbesteuereinnahmen, seit Jahren tritt aber auf der Stelle und setzt ein-
stetig wachsende Ein- seitig auf Prestigepro-
nahmen aus der Ein- Die Regierung jekte.

kommensteuer und  verschleppt seit Jahren AuBerdem sinkt seit
hohe Ertrige aus der notwendige Investitionen. Jahren der Anteil der
Grundsteuer  geben  Personalstellen bleiben  Zinsen am Haushalt.
der Politik den Ge- unbesetzt und der Ausbau Die Finanzierung mit

staltungsspielraum,
zu investieren und fir
sozialen Ausgleich zu
sorgen. Der Kdmmerer
steht jedoch auf der Bremse und ver-
hindert die richtigen Weichenstellun-
gen. Die Regierung verschleppt seit
Jahren notwendige Investitionen. Per-
sonalstellen bleiben unbesetzt und der
Ausbau des OPNV, wie auch der sozia-

2y,

des OPNV, wie auch der
soziale Wohnungsbau,
kommt nicht voran.

Krediten wird fur die
Stadt Frankfurt im-
mer billiger. Vor dem
Hintergrund der dro-
henden Rezession muss jetzt gegen
die Krise investiert werden: Wir brau-
chen ein kommunales Konjunkturpa-
ket ,,Neustart nach Corona“. Dafir
muss endlich umgesteuert werden.
Eine Stadt ist fiir uns kein Konzern und
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soll auch nicht als solcher gefuhrt wer-
den, sondern sie sollte der 6ffentlichen
Daseinsvorsorge verpflichtet sein. DIE
LINKE fordert von der Stadt Frank-
furt, bei ihren Finanzanlagen soziale
und o©kologische Kriterien zu berlck-

sichtigen. Bei allen stadteigenen und
stadtnahen Betrieben werden die Ma-
nager*innengehalter und Beziige der
Geschéftsfiihrer*innen begrenzt auf
das 15-fache des niedrigsten Gehalts
im Unternehmen.

Offentliche Investitionen stabilisieren Wirtschaft und sozialen

Zusammenhalt

DIE LINKE tritt fir umfangreiche &f-
fentliche Investitionen in Frankfurt ein.
Vorrang haben dabei der Ausbau des
offentlichen Personennahverkehrs, der
Bau bezahlbarer Wohnungen, der Bau
von Schulen und Kitas sowie Investi-
tionen in die stadtischen Kliniken und
in den Ausbau der Nutzung erneuerba-
rer Energien. Dafir ist die stadtische
Bauabteilung neu zu organisieren und
mit Fachpersonal aufzustocken. Zu-
gleich miissen bei den Dienstleistun-

Einnahmen erhéhen
Unternehmen sollen, wenn sie Pro-

fite einfahren, einen hoheren Beitrag
zur Finanzierung offentlicher Leistun-

gen erbrin-
gen. W.'r Wir wollen die Weiterentwicklung
wollen die .
der Gewerbesteuer zu einer
Gewerbe- i X
Gemeindewirtschaftssteuer.
steuer um
90 Punk-

te anheben. Wir wollen Steuerbetrug
von Unternehmen stoppen. Hier geht
es um Millionenbetrage jahrlich, die
der Stadt durch Steuerhinterziehung
entgehen. Daher werden wir die Zahl

gen, z.B. bei Kitas, in der Sozialarbeit,
an Schulen und Krankenhausern wie-
der Vollzeitarbeitsplatze mit unbefris-
teten, guten Vertrédgen die bisherige
niedriger bezahlte, oft prekare Arbeit
ersetzen. Diese Investitionen der Kom-
mune werden auch den kleinen und
mittleren Unternehmen Frankfurts in
hohem MaBe zugutekommen. Darauf
ist bei der Auftragsvergabe der Stadt
Zu achten.

der kommunalen Steuerprifer*innen
deutlich erhohen, auch hier konnen
zweistellige Millionenbetréage im Jahr
zusatzlich erbracht wer-
den.

Wir wollen mehr Per-
sonal in der Stadtver-
waltung. Dadurch wer-
den die Arbeitsprozesse
beschleunigt, und durch Expertise in
den eigenen Amtern kann auf teure ex-
terne Planungsleistungen und Gutach-
ten verzichtet werden, fir die bislang
Millionen aufgewendet wurden. Nur 87
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Prozent aller Planstellen in Frankfurt
sind besetzt! Das wollen wir andern.
Anstatt bislang teure Birordume fur
die Stadtverwaltung anzumieten, for-
dern wir ein offensives stadtisches Ge-
baudemanagement durch den Bau von
Behordenzentren. Die Stadt soll pers-
pektivisch aus teuren Mietvertragen
fiir Amter und Behdrden aussteigen.
Notwendig ist zudem die Unterbin-
dung von Share-Deals, bei denen gro-

Be Investoren die Grunderwerbsteuer
umgehen kdnnen.

Uberdies wollen wir die Weiterent-
wicklung der Gewerbesteuer zu einer
Gemeindewirtschaftssteuer. Auch gut-
verdienende Selbststandige und Frei-
berufler*innen sollen einen Beitrag
leisten. Damit ist Frankfurt auch unab-
hangiger von Konjunkturschwankun-
gen.

Die finanzielle Lage verbessern - der Bund und das Land

Hessen sind gefordert

Alle Anstrengungen, in Frankfurt die
Einnahmen zu erhohen, dndern nichts
daran, dass die Kommunen viel zu
niedrige Zuschiisse vom Bund und den
Landern erhalten. Die Bundesregie-
rung, aber auch die
schwarz-grine  Lan-
desregierung versau-
men es, Vermodgende
und groBe Unterneh-
men zur Kasse zu bit-
ten und eine Reform
der Vermogens- und
Erbschaftssteuer vor-
zulegen. Dadurch feh-
len den Stadten und
Gemeinden Milliarden
fur den Bau von Schu-
len, fir Bus und Bahn und den Bau von
Sozialwohnungen.

DIE LINKE fordert daher die Wieder-

Spétestens die Aussetzung
der Schuldenbremse in
der Corona-Pandemie
zeigt, wie falsch diese
Investitionsbremse ist

einflihrung der Vermdgensteuer als
Millionarsteuer von 5Prozent ab einem
Nettovermdgen von 1 Mio. Euro. Die
Ertrage der Vermdgensteuer stehen
den Landern zu und sollen von ihnen
an die Stadte und Ge-
meinden weiterge-
geben werden. Auch
die Erbschaftssteuer
muss deutlich angeho-
ben werden. Dabei ist
ein Freibetrag in Hohe
von 500.000 Euro vor-
zusehen.

Der Einkommens-
steuertarif ist so zu
verandern, dass zu
versteuernde Jahres-
einkommen bis zu 70.000 Euro fir
Ledige entlastet und darlber liegende
Einkommen belastet werden.
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Zudem wollen wir die Schuldenbrem-
se in Hessen und im Bund abschaffen.
Spéatestens die Aussetzung der Schul-
denbremse in der Corona-Pandemie
zeigt, wie falsch diese Investitions-
bremse ist. Angesichts der historisch
niedrigen Zinsen nahe Null muss auch
die Stadt Frankfurt die Chance fiir kre-
ditfinanzierte Investitionen ergreifen.

EinschlieBlich der Refinanzierungsef-

fekte zusatzlicher Investitionen kénnen
wir unabhéngig von Bund und Land das
Haushaltsvolumen um circa ein Drittel,
weit Uber eine Milliarde Euro jahrlich,
erhohen. Damit kdonnen wir die we-
sentlichen Investitionsvorschlage der
LINKEN in den Bereichen Wohnen,
Offentlicher Personennahverkehr, Bil-
dung und Gesundheit umsetzen.

DIE LINKE fordert:

» Anhebung des Gewerbesteuerhebesatzes um 90 Punkte auf 550 Punkte.
Das bringt 400 Millionen Euro jahrlich.

» Entnahme aus dem Vermdgen der Stadt von 100 Millionen Euro jéhrlich

» Aufnahme zusitzlicher Kredite fiir Investitionen in Hohe von 400 Millionen

jahrlich.

Wahlprogramm zur Kommunalwahl 2021









	1.	Präambel
	Unsere Vision
	Nur eine Utopie? Finden wir nicht. Sondern konkrete politische Ziele!

	2.	Bezahlbarer Wohnraum für alle!
	Mehr sozialer Wohnraum für Frankfurt!
	Stadteigene Wohnungsgesellschaften stärken
	Mieter*innen nicht verdrängen, sondern schützen! 
	Grund und Boden dem Markt entziehen – Kein Verkauf von öffentlichen Grundstücken! 
	Für eine solidarische Stadtentwicklung – sozial, ökologisch und barrierefrei!
	Genossenschaften und Wohnprojekte stärken
	Obdachlosigkeit bekämpfen – Menschenwürdiges Wohnen für alle sicherstellen

	3.	Solidarisch wirtschaften - Gute Arbeit fördern
	Die Stadt Frankfurt muss Vorbild sein
	Verpflichtung zu Tariftreue, Nachhaltigkeit und sozialen Standards
	Für eine aktive statt repressive Arbeitsmarktpolitik
	Sozial-ökologisches Investitionsprogramm zur Sanierung der Infrastruktur und zur Schaffung von Arbeitsplätzen
	Rekommunalisierung statt Privatisierung
	Förderung der regionalen Wirtschaft
	Industriepolitik in Frankfurt

	4.	Soziale Gerechtigkeit herstellen – Armut bekämpfen
	5.	Mobilität für alle – sozial-ökologische Verkehrswende durchsetzen
	Fuß- und Radverkehr in den Mittelpunkt stellen 
	Ausbau des ÖPNV-Angebots 
	Bitte einsteigen! Nulltarif im ÖPNV – sozial und ökologisch
	Eine Stadt für Menschen, nicht für Blech 
	Klimaschutz lokal umsetzen, Schadstoffbelastung reduzieren, Lebensqualität erhöhen
	Kein weiteres Wachstum des Flughafens – Umwelt und Gesundheit vor Profite, Beschäftigte schützen

	6.	Klimagerechtigkeit erkämpfen, Natur schützen: Für eine konsequente und sozial gerechte Umweltpolitik 
	Klimagerechtigkeit in Frankfurt erkämpfen 
	Raus aus der Kohle – Energiewende in Bürger*innenhand
	Potenziale ausschöpfen mit dem Solarprogramm Frankfurt 2025
	Für eine demokratische und sozial gerechte kommunale Energieversorgung
	Natur und Umwelt schützen – für mehr Lebensqualität in Frankfurt
	Grüne und blaue Lebensadern schützen und weiterentwickeln
	Nachhaltige Landwirtschaft – gute Nahrungsmittel
	Müll vermeiden, Recycling fördern
	Tiere schützen, Umweltbildung ausweiten

	7.	Gesundheit ist keine Ware  
	Ambulante medizinische Versorgung in Frankfurt
	Häusliche Pflege entkommerzialisieren
	Angebote für Familien und Frauen
	Stationäre Gesundheitsversorgung
	Gesundheit und Corona
	Für eine rationale Drogenpolitik

	8.	Bildung ist ein Menschenrecht 
	Gute Bildung von Anfang an! Mehr Kitaplätze schaffen, Erzieher*innenberuf aufwerten
	Inklusive und moderne Schulen in Frankfurt
	Eine Schule für alle: Das dreigliedrige Schulsystem überwinden
	Für eine echte Ganztagsschule
	Berufsschulen
	Digitalisierung der Schulen
	Erwachsenenbildung

	9.	Gleiche Rechte für Migrant*innen – Geflüchtete willkommen 
	Geflüchtete Menschen in Frankfurt willkommen heißen

	10.	Kein Platz für Rassismus und Nazis!
	11.	Friedenspolitik vor Ort: Kein Platz für Militarismus!
	12.	Demokratie in der Kommune 
	Demokratisierung und Digitalisierung der Stadtverwaltung
	Bürger*innenrechte schützen - strukturelle Diskriminierung bekämpfen

	13.	Gleichstellung von Frauen verwirklichen 
	14.	Queer*: Gleichberechtigung für alle geschlechtlichen und sexuellen Identitäten  
	15.	Rechte der Menschen mit Behinderungen stärken - Inklusion verwirklichen 
	16.	Mehr Rechte für Kinder und Jugendliche
	Jugendpartizipation als solche erkennen und anerkennen. 
	Offene Kinder- und Jugendarbeit stärken
	Ausbildung und Beruf
	Kultur und Freizeit

	17.	Gutes und würdevolles Leben im Alter
	18.	Kultur für alle
	19.	Breitensport fördern - statt Kommerzialisierung
	20.	Finanzen: Einnahmen erhöhen und investieren, anstatt zu kürzen
	Öffentliche Investitionen stabilisieren Wirtschaft und sozialen Zusammenhalt
	Einnahmen erhöhen 
	Die finanzielle Lage verbessern – der Bund und das Land Hessen sind gefordert


